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Regierungsrat  G.  Geyer. 

7.  Marquard'sen,  Handbuch  des  öffentlichen  Rechts,  III.  Band, 

II.  Halbband,  2.  Abteilung:  Das  Staatsrecht  der  thüringischen  Staaten. 
Freiburg  i.  Breisgau  u.  Tübingen  1884. 

8.  Landtagsblätter,  Die,  des  Herzogtums  Sachsen- Altenburg,  vom  Jahre 

1832  ab. 

9.  Hesse,  Dr.  jur.,  Der  Staatshaushalt  des  Herzogtums  Sachsen- Altenburg, 

Eisenberg,  H.  Geyers  Verlag  1882. 

10.  Staats-  und  Adreßh andbuch  von  Altenburg. 

11.  Am  ende,  E.,  Oberlehrer,  Landeskunde  des  Herzogtums  Sachsen-Alten- 

burg.   Verlag  Tittel,  1902. 

12.  Hauskalender,  Herzoglich  Sachsen  -  Altenburgische  vaterländische  Ge- 

schichts-  und  Hauskalender  (amtlich  bearbeitet  in  bezug  auf  die  Staats- 
angelegenheiten), ab  1833  bis  zur  Gegenwart. 

13.  Hofkalender,  Gothaischer  genealogischer  nebst  diplomatisch-statistischem 

Jahrbuch;  die  einzelnen  Jahrgänge  bis  1908  (145.  Jahrgang).  (Justus 
Perthes). 

14.  Albrecht,  Paul,  Dr.  phil.,  Das  Domänenwesen  im  Herzogtum  Sachsen- 

Altenburg.    1905  (Gustav  Fi  scher- Jena). 

15.  Rechnungen,  Die,  der  Obersteuerkasse,  vor  allem  ab  1800 — 1848. 

16.  Rechnungen,  Die,  der  Kammerkasse,  vor  allem  ab  1800—1848. 

17.  Rechnungen,  Die,  der  Finanzhauptkasse  ab  1849  bis  zur  Gegenwart. 

18.  Conrad,  Dr.,  Finanzwissenschaft  (III.  Teil  des  Grundrisses  zum  Studium 

der  politischen  Oekonomie;  Verlag  Fischer- Jena). 

19.  Buchenberger,  Dr.,  Finanzpolitik  und  Staatshaushalt  im  Großherzog- 

tum Baden  in  den  Jahren  1850—1900.  C.  Winters  Buchhandlung, 
Heidelberg  1902. 

20.  Borst,  Dr.,  Die  Grund-  und  Einkommensteuer  des  Großherzogtums  Sachsen- 

Weimar.    Jena  1879  (Fischer). 
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21.  Boelcke,  Dr.,  Die  Entwicklung  der  Finanzen  im  Großherzogtum  Sachsen- 

Weimar  von  1851  bis  zur  Gegenwart.    Jena  1906  (Fischer). 

22.  Costabell,  Dr.,  Die  Entwicklung  der  Finanzen  im  Herzogtum  Sachsen- 

Meiningen  von  1831  bis  zur  Gegenwart.    Jena  1908  (Fischer). 
28.  Tre scher,  Dr.,  Die  Entwicklung  des  Steuerwesens  im  Herzogtum  Sachsen- 
Gotha  (nicht  Coburg  mit).    Jena  1906  (Fischer). 

24.  Kius,   Dr.,   Das  Finanzwesen   des  Ernestinischen  Hauses  Sachsen  im 

16.  Jahrhundert.    Weimar  1863  (Hermann  Döhlau). 

25.  Hoffmann,  C.  H.  L.,  Dr.,  Das  Finanzwesen  von  Württemberg,  zu  Anfang 

des  16.  Jahrhunderts,  ein  Beitrag  zur  Württ.  Finanzgeschichte.  Tü- 
bingen 1840  (L.  Friedr.  Fues). 

26.  Linschmann,  H.,  Dr.,  Die  Reichsfinanzreform  von  1906.  Stuttgart  (Ernst 

Heinr.  Moritz  1906). 

27.  Grotewold,  Chr.,  Das  Finanzsystem  des  Deutschen  Reiches  in  politischer 

und  wirtschaftlicher  Beziehung  (seine  Einrichtung  und  historische  Ent- 
wicklung), seine  Fehler,  sowie  Vorschläge  zu  deren  Beseitigung  (Verlag 
Pöschel-Leipzig). 

28.  Hue  de  Grais,  Graf,  Handbuch  der  Verfassung  und  Verwaltung  in 

Preußen  und  dem  Deutschen  Reich.  (Julius  Springer-Berlin  1904, 16.  Aufl.) 

29.  V,  He  ekel,  Die  Fortschritte  der  direkten  Besteuerung  in  den  deutschen 

Staaten  1880—1905.    Leipzig  1904. 
80.  Schmitt,  Gust.,  Systematisch-kritische  Darstellung  der  z.  Z.  in  Deutsch- 
land und  Österreich  bestehenden  allgemeinen  Staatseinkommensteuer- 
gesetze (Dissertation).    Würzburg  1900. 

31.  Enneccerus,  Vermögenssteuer,  fundierte  Einkommensteuer  od.  Erbschafts- 

steuer?   Marburg  1893. 

32.  Feitelberg,    Die  Einkommenbesteuerung    nicht    physischer  Personen 

(Dissertation).    Berlin  1900. 

33.  Schanz,  Zur  Frage  der  Steuerpflicht,  F.-A,  IX. 

Außerdem  wurde  teils  als  Grundlage  teils  nur  in  Einzelheiten  benutzt: 

34.  Wagner,  Lehrbuch  der  Finanzwissenschaft  (Teil  I — IH  in  7  Teilen) 

1.— 3.  Aufl.  1884—1890. 

35.  V.  He  ekel,  Das  Budget. 

36.  Bischof,  Katechismus  der  Finanzwissenschaft  (5.  Aufl.  Leipzig  1890). 

37.  Roscher,  System  der  Finanzwissenschaft,  3.  Aufl.    Stuttgart  1889. 

38.  Schäffle,  Grundsätze  der  Steuerpolitik,  Tübingen  1880. 

39.  V.  Stein,  Lehrbuch  der  Finanzwissenschaft,  5.  Aufl.    Leipzig  1885 — 86. 

40.  Handwörterbuch  der  Staatswissenschaften,  herausgeg.  v.  Conrad, 

Lexis  usw. 

41.  Mühlbrecht,  Wegweiser  durch  die  neuere  Literatur  der  Rechts-  und 

Staatswissenschaften  (für  die  Praxis  bearbeitet  von  Otto  Mühlbrecht, 
Berlin  1893,  Puttkammer  u.  Mühlbrecht).  Dazu  ein  Nachtrag  (neueste 
Literatur), 

42.  Statistik  des  Deutschen  Reiches  (kaiserl.  statist.  Amt)  in  Auswahl 

[Band  1  ist  erschienen  1872  bis  Band  63  im  Jahre  1883,  neue  Folge 
seit  1884,  bis  1904  waren  es  140  Bände]. 
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43.  Vierteljahrshefte  zur  Statistik  des  Deutschen  Reiches  (heraus- 

gegeben vom  kaiserl.  statist.  Amt,  seit  1892),  in  Auswahl,  vor  allem 
Elfter  Jahrgang  1902,  Zweites  Heft,  S.  II.  246—11.  283  „Die  Finanzen 
der  deutschen  Bundesstaaten." 

44.  Jahrbuch  für  die  amtliche  Statistik  des  Preußischen  Staates 

mit  Auswahl  [1.  Jahrgang  1863,  2:  1867,  3:  1869,  4:  1876,  5:  1883, 
wird  fortgesetzt  unter  dem  Titel: 

„Statistisches  Handbuch  für  den  Preußischen  Staat."] 

45.  Jahrbuch  für  Nationalökonomie  und  Statistik,  herausgegeben 

von  Conrad  u.  a. 

46.  Jahrbuch  für  Gesetzgebung,  Verwaltung  und  Volkswirtschaft 

im  Deutschen  Reich,  herausgegeben  von  SchmoUer. 

47.  Finanzarchiv,  Zeitschrift  für  das  gesamte  Finanzwesen,  herausgegeben 

von  Schanz. 

48.  Zeitschrift  des  Königl.  Preuß.  statist.  Bureaus,  Berlin  (jährlich 

4  Hefte). 

49.  Zeitschrift  des  Königl.  sächs.  statist.  Bureaus,  Dresden  (jährlich 

4  Hefte).    Redaktion:  Böhmert. 

50.  Zeitschrift  für  die  gesamte  Staatswissenschaft,  herausgegeben 

von  Schäffle. 

NB.  Welche  Einzelheit  benutzt  wurde,  ist  an  der  betreffenden  Stelle 
durch  Fußnoten  angegeben  worden. 


A.  Einleitung. 

1.  Allgemeines.  Die  Reichsfinanzreform  des  Jahres  1906, 
welche  eine  Reichssteuer  ganz  neu  schuf,  zwei  schon  bestehende 
erweiterte,  und  schließlich  die  Stempel-  und  Zollgesetzgebung 
des  Reiches  umgestaltete ,  hat  nicht  allein  finanztheoretische, 
finanzwissenschaftliche  Fragen  überhaupt,  wieder  in  den  Vorder- 
grund des  Interesses  gerückt ,  sondern  auch  bewirkt ,  daß  man 
der  Finanzpraxis  der  Einzelstaaten  des  geeinten  deutschen 
Reiches  größere  Aufmerksamkeit  schenkte.  Und  nichts  ist  natür- 
licher. Werden  doch  selbst  heute  noch  zur  Erfüllung  der  Auf- 
gaben des  Reiches  die  Einzelstaaten  mit  Matrikularbeiträgen 
herangezogen,  und  zwar,  je  nach  eigener]  Einnahmen  des  Reiches, 
bisweilen  mit  höheren,  bisweilen  mit  niedrigeren  Summen. 

Die  Einzelstaaten  stehen  trotz  aller  Bestrebungen,  sie  davon 
los  zu  machen ,  vor  allem  durch  die  Matrikularbeiträge ,  in 
inniger  Verbindung  mit  dem  Reichsfinanzwesen  und  werden  es 
wohl  auch  noch  geraume  Zeit  bleiben. 

Es  kann  nicht  uninteressant  sein ,  einmal  nachzuspüren,  in 
welcher  Weise  sich  das  Finanzwesen  eines  einzelnen  solchen 
Bundesstaates  im  Laufe  eines  Jahrhunderts  entwickelt  hat ;  nach- 
zuforschen, wie  die  Ausgaben,  auf  weichen  Gebieten  besonders, 
sie  gestiegen  sind ;  welche  Maßregeln  die  Regierung  getroff'en, 
um  das  Einnahmewesen  auf  der  Höhe  der  Zeit  zu  erhalten ;  zu 
erkennen  zu  suchen ,  wie  vor  allem  der  Ausbau  des  Steuer- 
wesens vor  sich  ging ,  kurz  die  Finanzwirtschaft  eines  Bundes- 
staates auf  ein  Jahrhundert  zu  verfolgen.  Wir  haben  uns  zu 
diesem  Zwecke  das  Herzogtum  Sachsen-Altenburg  ausersehen, 
nicht  etwa ,  weil  hier  diese  Entwicklung  eine  besonders  eigen- 
artige gewesen,  sondern  lediglich,  weil  wir  hier  die  Verhältnisse 
näher  kannten  und  zu  überschauen  vermochten. 
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Es  dürfte  lohnend  sein,  allmäUicli  die  Finanzen  sämtlicher 
Bundesstaaten  inklusive  der  freien  Städte  und  Elsaß  -  Loth- 
ringens einer  finanz wissenschaftlichen  Untersuchung  zu  unter- 
ziehen, um  daraus  ein  Gesamtbild  für  das  Finanzwesen  Deutsch- 
lands zu  gewinnen. 

"Wir  beschränken  uns  darauf,  das  Finanzwesen  Altenburgs 
im  19.  Jahrhundert  darzustellen,  mit  teilweisen  Abschweifungen 
allerdings  auf  frühere  Zeiten ,  wenn  sie  zufällig  geboten  oder 
von  Interesse  schienen.  Erschöpfend  dieses  Grebiet,  selbst  für  die 
obengenannte  Zeitspanne,  behandeln  zu  können,  maßen  wir  uns 
nicht  an.  Dazu  gehört  ein  Mittendrinstehen  im  Staatsfinanz- 
dienst und  jahrelange  Vorstudien.  Denn  selbst  das  Finanzwesen 
eines  kleineren  Bundesstaates,  wie  Altenburgs,  enthält  zahllose 
Details,  die  zu  übersehen  oft  große  Schwierigkeiten  macht. 

Das  uns  zu  Gebote  stehende  Material  bestand,  neben  finanz- 
theoretischen Werken,  aus  der  Gesetzsammlung  Altenburgs,  den 
Landtagsblättern  Altenburgs ,  sowie  den  Obersteuerkassen-, 
Kammerkassen-  und  Finanzhauptkassenrechnungen.  Eine  Be- 
arbeitung des  Finanzwesens  früherer  Zeiten  Altenburgs  existiert 
nicht,  mit  Ausnahme  einer  kleinen  Schrift  von  Dr.  jur.  A.  Hesse, 
„Der  Staatshaushalt  des  Herzogtums  Sachsen- Altenburg  (1882)", 
welche  nicht  viel  mehr  als  eine  Erläuterung  zum  Staatshaushalt 
1881/83  sein  will. 

Die  Staatsrechnungen ,  für  welche  vor  allem  in  der  ersten 
Hälfte  des  Jahrhunderts  jegliche  gedruckte  Veröffentlichungen 
fehlten,  waren,  um  zahlenmäßiges  Material  bringen  zu  können, 
in  den  Urschriften  einzusehen  und  übersichtliche  Zusammen- 
stellungen anzufertigen ,  was  bisweilen  große  Schwierigkeiten 
machte ,  da  das  ßechnungsschema  in  jenen  Zeiten  fast  jährlich 
geändert  wurde,  was  ab  1878  nicht  mehr  geschah.  Die  tabellari- 
schen Zusammenstellungen  sind  deshalb  für  die  Zeit  1878  bis 
zur  Gegenwart  von  größerer  Genauigkeit,  größerer  Brauch- 
barkeit, als  diejenigen  vor  1878.  Trotzdem  ist  es  versucht 
worden,  soweit  überhaupt  möglich,  auch  die  Rechnungsergebnisse 
der  ersten  Hälfte  des  19.  Jahrhunderts  übersichtlich  zusammen- 
zustellen. 

2.  Geschichtspolitisches.  Das  Herzogtum  Sachsen- Altenburg, 
das  nach  den  neuesten  Vermessungen  (1.  Dezember  1900)  einen 
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Flächeninhalt  von  1324  qkm  ^)  mit  einer  Einwohnerzahl  von 
206  500  (1.  Dezember  1905)  hatte,  war  nicht  zu  allen  Zeiten  von 
gleichem  Territorialbestand.  Im  Gegenteil,  im  Laufe  der  Jahr- 
hunderte hat  es  in  dieser  und  manchen  anderen  Beziehungen 
die  verschiedensten  "Wandlungen  durchzumachen  gehabt.  Es  ist 
daher  nicht  überflüssig,  in  großen  Strichen  der  politischen  Ge- 
schichte  Altenburgs  ^)  zu  gedenken. 

Seine  heutige  Größe,  sein  derzeitiger  Territorialbestand, 
beruht  auf  dem  zwischen  den  Häusern  Sachsen-Hildburghausen, 
Sachsen  -  Coburg  -  Saalfeld  und  Sachsen  -  Meiningen  am  12.  bis 
15.  November  1826  geschlossenen  Vertrag  ^) ,  welcher  zustande 
kam,  nachdem  Friedrich  IV.  von  Gotha- Altenburg  am  11.  Februar 
1825  gestorben  war.  In  demselben  verglichen  sich  die  drei 
Speziallinien  des  Gothaischen  Gesamthauses  über  die  Nachfolge 
in  die  Herzogtümer  Sachsen-Gotha  und  Sachsen- Altenburg.  Die 
Vorgeschichte  Altenburgs  fällt  für  die  frühesten  Zeiten  mit  der 
Thüringens  zusammen,  welche  wir  bis  zur  Gegenwart  wieder- 
geben. 

Im  neunten  Jahrhundert  bildete  das  zwischen  Saale  und 
Mulde  wiedergewonnene  Land  die  thüringische  Mark ,  welche 
von  königlichen  Markgrafen  verwaltet  wurde.  Je  mehr  die 
königliche  Macht  sank ,  umso  selbständiger  wurden  diese  ver- 
waltenden Markgrafen ,  und  allmählich  zerfiel  die  Mark  ebenso 
wie  das  eigentliche  Thüringen  in  viele  kleinere  Territorien.  Den 
Wettinern  nun,  welche  um  das  Jahr  1250  im  Besitz  des  Nord- 
ostens des  Westkreises ,  Eisenbergs ,  des  Holzlandes  und  der 
Heide  waren,  gelang  es,  eine  Vereinigung  der  getrennten  Terri- 
torien herbeizuführen 


1)  Am  ende,  S.  2.  1323,52  qkm;  und  zwar  666,29  qkm  auf  den  West- 
kreis; 657,23  qkm  auf  den  Ostkreis. 

2)  Näheres  in  Marquardsens  Handbuch  des  öffentl.  Rechts,  III.  Bd. 
2.  Halbbd.;  2.  Abteil.  S.  140  und:  Am  ende,  Landeskunde  des  Herzogtums 
Sachsen-Altenburg.    S.  39. 

3)  Über  die  „Begründung  des  neuen  Herzogtums  Sachsen- Altenburg " 
im  Jahre  1826  vergleiche  den  Artikel  (unter  gleichem  Titel)  im  Herzogl. 
Sachs.-Altenb.  Vaterländischen  Geschichts-  u.  Hauskalender  vom  Jahre  1877, 
Seite  51. 

*)  Das  Geschlecht  der  Wettiner  benennt  sich  nach  der  alten  Stamm- 
burg Wettin,  die  unterhalb  Halle  auf  steilem  Felsen  über  der  Saale  liegt.  Sie 
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Die  Heirat  Albreclits  (des  späteren  Entarteten)  mit  der 
Kaisertocliter  Margarete,  nm  die  Mitte  des  13.  Jahrhunderts, 
brachte  die  Wettiner  in  den  Besitz  des  Pleißenlandes  mit  der 
Reichsstadt  Altenburg.  1290  nahm  Kaiser  Eudolf  das  Gebiet 
zwar  ans  Reich  zurück,  1307  aber  eroberte  sich  in  der  Schlacht 
bei  Lucka  Friedrich  der  Freidige  das  Pleißenland  wieder. 

So  nimmt  es  nicht  wunder,  daß  dessen  Sohn,  Friedrich  der 
Ernsthafte,  vom  Kaiser  Ludwig  1329  das  Pleißenland  zu  Lehen 
erhielt. 

Im  Laufe  der  Zeit  vergrößerte  sich  der  Besitz  und  damit 
zugleich  die  Macht  der  Wettiner.  1423  wurde  ein  bedeutungs- 
volles J ahr  für  das  Haus  Wettin ,  da  Markgraf  Friedrich  der 
Streitbare  mit  dem  erledigten  Herzogtum  Sachsen  belehnt  ward 
und  sich  als  Lehnsherr  von  Sachsen ,  Meißen  und  Thüringen 
den  Titel  „Kurfürst  von  Sachsen"  zulegte. 

Zwischen  den  zwei  Söhnen  Friedrichs  des  Streitbaren  brach 
ein  Bruderkrieg  aus ;  und  die  Söhne  eines  der  beiden  (Friedrichs 
des  Sanftmütigen)  Ernst  und  Albert,  teilten  1485  die  Wettinischen 
Lande.  Sie  sind  die  Gründer  der  Ernestinischen  und  Alber- 
tinischen Linie. 

Die  Ernestiner  kamen  in  den  Besitz  des  heutigen  Herzog- 
tums  und  sind  es  geblieben.  Allerdings  gehörten  in  den  Jahren 
1547  —  1554  die  Amter  Altenburg,  Ronneburg  und  Eisenberg 
zur  Albertinischen  Linie.  Mit  letztgenanntem  Jahre  fielen  sie 
aber  an  die  Ernestiner  zurück. 

Unter  Kurfürst  Johann  Friedrich  dem  Großmütigen  ging 
der  größte  Teil  der  Lande ,  infolge  der  Schlacht  bei  Mühlberg 
1547 ,  verloren.  Um  vieles  verkleinert ,  teilten  dessen  Nach- 
kommen ihr  Erbe  und  so  wurde  Altenburg  1603  selbständig. 

Dieses  Fürstentum  Altenburg  ältere  Linie  umfaßte  außer 
dem  heutigen  Herzogtum  auch  noch  die  Amter  Camburg,  Dorn- 
burg ,  Bürgel  und  Saalfeld  und  einige  andere  kleinere  Gebiete. 
Bald  nach  Errichtung  des  1603  geschlossenen  Erb  Vertrages,  er- 
hielt das  neue  Fürstentum  Altenburg  Sitz  und  Stimme  im 
Reichsfürstenrat,  aber  schon  im  Jahre  1672  erlosch  sein  Fürsten- 
haus mit  Friedrich  Wilhelm  III. 

wurden  1089  mit  der  Markgrafschaft  Meißen  belehnt  und  erbten  1247  die 
Landgrafschaft  Thüringen.  Bis  zum  Jahr  1400  gelang  es  ihnen,  sämtliche 
Teile  des  jetzigen  Altenburger  Landes  zu  erwerben. 
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Zwei  Teilungen  folgten  nun  kurz  hintereinander.  Und 
zwar  einigten  sich  1672  die  beiden  Ernestinischen  Linien  Weimar 
und  Gotha  über  das  ihnen  zufallende  Erbe.  Das  jetzige  Herzog- 
tum fiel  damals  an  Grotha  (unter  Ernst  dem  Frommen,  gestorben 
1675).  Mit  dessen  Tode  traten  7  Söhne  des  Vaters  Erbe  an. 
Nach  wenigen  Jahren  gemeinsamer  Regierung  kam  es  1680 
wieder  zu  einer  Teilung.  Das  Erbe  Ernst  des  Frommen  wurde 
dadurch  vollständig  zersplittert. 

Sein  ältester  Sohn,  Friedrich,  der  den  Hauptteil  des  Erbes, 
Gotha,  bekam,  erhielt  Amt  und  Stadt  Altenburg  (mit  Schmölln 
und  Lucka)  und  Amt  Leuchtenburg  und  Orlamünde  (mit  Kahla), 
während  Amt  und  Stadt  Eisenberg  und  Ronneburg  und  Amt 
und  Stadt  Roda  an  einen  anderen  Sohn ,  Christian ,  überging. 

Altenburg  blieb  seit  dieser  Teilung  (1680)  bei  Gotha,  und 
nach  27  Jahren  selbständigen  Bestehens  fiel  auch  die  Sachsen- 
Eisenbergische  Portion  mit  dem  Tode  Christians  dem  Hause 
Gotha  wieder  zu ,  welches  durch  Konklusum  des  Reichshofrats 
am  9.  Februar  1714  bestätigt  wurde. 

Obgleich  man  Altenburg  seit  der  Teilung  zur  Zeit  Ernst 
des  Frommen  (1672)  als  zu  Gotha  gehörig  bezeichnen  muß ,  so 
ist  doch  ein  Unterschied  insofern  zu  machen,  als  es  1672  zum 
Gesamthause  Gotha  gehörte ,  während  es  1680  an  die  Spezial- 
linie  Gotha  fiel. 

Dieses  Herzogtum  Gotha  -  Altenburg  bestand  145  Jahre 
(1680 — 1825).  Von  besonderer  Bedeutung  ist  in  dieser  Zeit  die 
Einführung  des  Rechtes  der  Erstgeburt  in  der  Nachfolge  unter 
Friedrich  1.  (1680 — 1691),  welches  so  unheilvolle  Zersplitterungen, 
wie  sie  1672  stattgefunden ,  verhüten  sollte ,  zum  Wohle  für 
Herrscher  und  Land. 

Gotha- Altenburg  hat  sich  in  einem  so  langen  Zeitraum 
sichtlich  entwickelt.  Der  drittletzte  Herrscher  dieses  Hauses 
war  Ernst  II.  (1772—1804).  Von  ihm  heißt  es:  „Er  war  ebenso 
ausgezeichnet  als  Mensch ,  wie  als  Gelehrter  und  Staatsmann. 
Er  hat  das  Staatswesen  neugeordnet  und  eine  Menge  segens- 
reicher Einrichtungen  geschafien,  in  den  Städten  Kranken-  und 
Armenhäuser  errichtet ,  das  Lehrerseminar  in  Altenburg  ge- 
gründet u.  a.  m."  Mit  Friedrich  IV.  (1822—25  regiert)  starb 
das  Fürstengeschlecht  Gotha-Altenburg  aus. 

Und  nun  sollte  eine  neue  Ära  beginnen.    Die  drei  erb- 
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bereclitigten  Linien ,  Sachsen-Coburg ,  Sacbsen-Meiningen  und 
Sachsen-Hildburghausen ,  teilten  das  überkommene  Erbe  Fried- 
richs IV. ,  wobei  Altenburg  in  seinem  jetzigen  Umfange  (nach 
Abtretung  des  Amtes  Camburg  und  einiger  Dörfer)  wieder  ein 
selbständiges  Herzogtum  wurde. 

Herzog  Friedrich  von  Hildburghausen  ^)  trat  sein  bisheriges 
Land  Hildburghausen  ganz  an  Meiningen  ab  und  ward  Herrscher^) 
des  neuen  Herzogtums  Sachsen- Altenburg. 

Er  ist  also  der  Gründer  der  neuen  selbständigen  Altenburger 
Linie.  Seine  wichtigste  staatspolitische  Tat  ist  die  Schaffung 
des  Grundgesetzes  vom  29.  April  1831 ,  durch  welches  das 
Herzogtum  eine  neue  Verfassung  erhielt  und  die  Anregung  zu 
weiteren  zahlreichen  Maßnahmen  zum  Wohle  des  Landes. 

Nicht  zum  geringsten  datiert  von  jenem  Jahre  her  die  Ent- 
wicklung des  Finanzwesens  des  Herzogtums ,  enthielt  ja  doch 
das  Grundgesetz  besondere  „Grundsätze  für  die  Finanz- 
verwaltung", wie  sie  vordem  nicht  existiert  hatten. 

1)  1780—1826  Herzog  von  Hildburgliausen ,  1826—1834  Herzog  von 
Sach  sen  -  Altenburg. 

')  Über  Friedrichs  v.  H.  ganzes  Leben  und  Regententätigkeit  siehe 
Herzogl.  Sachs.-Altenb.  vaterl.  Geschichts-  und  Hauskalender,  Jahrg.  1836 
(neben  Jan.  1836).  Friedrich  v.  H.,  geb.  29.  April  1763;  17.  Nov.  1826  aus 
Hildburghausen  fort,  23.  Nov.  1826  in  das  Residenzschloß  Altenburg  ein- 
gezogen, 29.  Sept.  1834,  über  71  Jahre  alt,  gestorben. 


B.  Die  Bevölkerung  des  Herzogtums') 
im  19.  Jahrhundert. 

Um  Rückschlüsse  auf  das  Staats-  und  Wirtschaftsleben 
machen  zu  können ,  um  für  die  pekuniäre  Leistungsfähigkeit 
Altenburgs  Anhalte  zu  gewinnen ,  sind  nähere  Angaben  über 
die  Bevölkerungsentwicklung  im  19.  Jahrhundert  unumgänglich 
nötig. 

Um  die  Jahrhundertwende  (1800)  gehörte  Altenburg ,  wie 
oben  ausgeführt,  zu  Gotha.  Sicher  sind  schon  im  18.  Jahr- 
hundert in  Gotha- Altenburg  Zählungen  vorgenommen  worden, 
um  die  Volksdichtigkeit  kennen  zu  lernen.  Wir  vermochten 
nähere  Angaben  nicht  zu  finden.  Es  dürften  aber  auch  die  Er- 
gebnisse jener  Zeiten  mit  großer  Vorsicht  zu  gebrauchen  sein, 
falls  man  welche  fände ,  denn  die  Zählmethode  konnte  ja  gar 
nicht  von  der  Genauigkeit  sein ,  wie  sie  unsere  moderne  Sta- 
tistik kennt. 

In  den  Jahresberichten,  die  seit  1833  ^)  über  die  wichtigsten 
Begebenheiten  und  Veränderungen  im  Herzogtum  Sachsen- Alten- 
burg erscheinen,  ist  die  Einwohnerzahl  für  das  Jahr  1800  mit 
92  007  angegeben  (im  Jahrgang  1852),  es  ist  dies  die  Zahl  für 
den  Teil  von  Gotha- Altenburg ,  der  das  jetzige  Herzogtum 
Sachsen- Altenburg  bildet.  Schon  damals  zerfiel  das  Herzogtum 
in  einen  östlichen  Landesteil,  genannt  der  Altenburgische  Kreis, 
und  einen  westlichen,  den  Saal-Eisenbergischen  Kreis.  Auf  den 


^)  Altenburg  hatte  1.  Dez.  1900  einen  Flächeninhalt  von  1323,5  qkni 
oder  132  351,99  ha,  d.  h.  das  Herzogtum  nahm  den  408.  Teü  oder  0,24  °  o 
der  540  743  qkm  Fläche  des  deutschen  Reiches  ein. 

2)  Es  sind  dies  die  Herzogl.  Sachs.-Altenb.  Geschichts-  u.  Hauskalender, 
in  denen  die  staatlichen  Angelegenheiten  seit  1833  amtlich  bearbeitet  wurden. 


ersteren  entfielen  1800:  58  536  Einwoliner ,  auf  den  letzteren 
33  471  Einwohner, 

Für  die  Eheschließungen,  Geborenen  und  Gestorbenen  waren 
die  Zahlen : 

Eheschließungen  Geborene  Gestorbene 

1800:  1602  3446  4071, 

für  die  Jahre  1826,  1827  und  1831  geben  die  Jahresberichte 
nur  die  Gesamteinwohnerzahl: 

1826:  1827:  1831: 

107  509        109138  114048. 

Detailliertere  Nachrichten  über  die  Bevölkerung  sind  vom 
Jahre  1832  ab  vorhanden  Die  Zählungen,  die  bis  zum  Jahre 
1864  alljährlich,  von  da  ab  aller  drei  Jahre  im  ganzen  Herzogtum 
vorgenommen  wurden,  berücksichtigten  nur  die  Landesuntertanen, 
nicht  aber  die  ortsanwesende  Bevölkerung,  so  daß  also  eigent- 
lich die  Bevölkerungsziffern  kein  ganz  genaues  Bild  ergaben.  Durch 
damalige  Hinzuzählung  der  Landesuntertanen,  die  außerhalb 
des  Herzogtums  eingepfarrt  waren,  wurde  dieser  entstehende 
Fehler  einigermaßen  ausgeglichen.  Unter  diesen  Gesichtspunkten 
ergaben  sich  für  die  Jahre  1832 — 1861  folgende  Bevölkerungs- 
ziffern (siehe  Tabelle  S.  9  u.  10). 

Aus  der  Tabelle  ergibt  sich,  daß  von  114565  die  Zahl  bis 
1861  auf  137162  Einwohner  (103,8  Einw.  auf  1  qkm)  ange- 
wachsen war.  Das  ist  eine  Steigerung  um  22  597  oder  ca.  20  ^/o 
(19,7  ^/q).  Im  östlichen  Landesteil  (auf  1  qkm  kommen 
1861:  136,4)2)  beträgt  die  Zunahme  in  den  30  Jahren  ca.  23 ^/q, 
im  wesentlichen  (auf  1  qkm  kommen  1861 :  71,2  ^),  c a.  15 ^/^ 


Bezüglich  der  Zählung  der  Einwohner  sei  bemerkt,  daß  unter  „Landes- 
untertanen" alle  die  Personen  nicht  mitgezählt  sind,  welche  unter  der  Seelen- 
pflege Altenburgischer  Pfarrer  stehen.  So  ist  für  1832  die  Zahl  der  Landes- 
untertanen auf  114565  angegeben.  Dabei  sind  von  der  Summe:  118  873 
abgezogen:  7080  auswärtige  Untertanen,  die  in  inländische  Parochien  oder 
Kirchspiele  gewiesen  sind,  dazu  gezählt  aber:  2772  Sachsen-Altenburgische 
Landesuntertanen,  die  in  auswärtige  Parochien  gepfarrt  sind,  so  daß  als 
reine  Summe  der  Landesuntertanen  —  mit  Einschluß  von  4943,  welche  ohne 
Heimatsrecht  nur  einen  temporären  Aufenthalt  im  Lande  genommen  hatten 
(Handlungsdiener,  Fabrikarbeiter,  Gesellen,  Dienstboten  etc.)  —  die  Summe 
von  114  565  Einwohner  herauskommt. 

2)  Denn  der  Ostkreis  umfaßte  657  qkm  und  89  672  Einw. 

3)  Denn  der  Westkreis  umfaßte  667  qkm  und  47490  Einw. 
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(14,63  ein  Zeichen,  daß  dem  östlichen  Kreis  der  größere 
Anteil  an  der  Bevölkerungsvermehrung  zufällt. 

Vom  Jahre  1864  ab,  in  dem  am  13.  Oktober  eine  neue 
Verordnung  ergangen  war  über  eine  veränderte  Einrichtung 
der  Volkszählung,  sind  die  erlangten  Zahlen  um  vieles  zuver- 
lässiger, als  sie  sich  bei  der  früher  angewandten  Methode  ergaben. 
1867  erfolgte  die  erste  und  einzige  Zählung  des  nordd.  Bundes. 
Reichszählungen  wurden  vorgenommen:  Den  I.Dezember  1871; 
1.  Dezember  1875;  1.  Dezember  1880;  1.  Dezember  1885; 
1.  Dezember  1890;  2.  Dezember  1895;  1.  Dezember  1900  und 
1.  Dezember  1905.  Die  Ergebnisse  der  Volkszählung  des 
Herzogtums  S.-A.  von  1864-1905  siehe  in  Tabelle  S.  10. 

Vom  Jahre  1864  ab  (141891  Einw.)  ist  demnach  bis  zum 
Schlüsse  des  Jahres  1900  (194914  Einw.)  die  Bevölkerungs- 
zunahme 53023  oder  ca.  37  ^/^^  (37,36  o/^);  vom  Jahre  1832—1900 
aber  beträgt  die  Steigerung  80349  oder  ca.  70  «/^  (70,1%). 

Im  Ostkreis  stieg  die  Zahl  von  93  784  (1864)  auf  138  561 
(i.  J.  1900),  d.  i.  eine  Zunahme  von  44  777  oder  ca.  48  7o  (47,7  %). 

Im  Westkreis  stieg  die  Bevölkerung  von  48  107  Einw.  (1864) 
auf  56353  (i.  J.  1900).  Das  ist  eine  Zunahme  von  8246  oder 
ca.  11%  (17,1  o/o). 

Eine  Vergleichung  von  Ostkreis  und  Westkreis  ergibt  auch 
für  diese  Jahre  wieder,  daß  die  Bevölkerungsvermehrung  des 
ersteren  die  des  letzteren  ganz  bedeutend  übersteigt.  Die  Gründe 
dafür  sind  der  verschiedensten  Art.  Einesteils  besitzt  der  Ost- 
kreis einen  sehr  fruchtbaren  Boden ,  demzufolge  eine  reiche 
Bauernschaft,  was  sich  an  den  zahlreichen  Dörfern  dokumentiert. 
Andererseits  liegen  in  demselben  ausgedehnte  Kohlenreviere, 
Kalksteinbrüche  und  Tongruben.  Während  der  Westkreis  i) 
zum  großen  Teil  mit  Wald  bedeckt  ist,  wo  die  Bevölkerungs- 
dichtigkeit nicht  eine  derartig  große  sein  kann,  wie  in  industrie- 
reichen Gegenden.  Auch  darf  nicht  vergessen  werden,  daß,  wie 
überall,  so  auch  im  Herzogtum  S.-x\.  sich  der  Zug  der  Zeit 
bemerkbar  macht,  vom  Lande  nach  den  Städten  zu  ziehen,  teils 


^)  Ende  des  Jahres  1899  hatte  das  Herzogtum  36  035  ha  Wald,  d.  i.  27o/o 
der  Gesamtfläche.  Im  Ostkreis,  der  überhaupt  zu  den  waldarmen  Gegenden 
Deutschlands  zählt,  sind  nicht  ganz  11  "/o  Heizfläche,  im  Westkreis  dagegen 
430/0  Wald.    (Siehe  Amen  de  a.  a.  0.  S.  61  u.  62.) 
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im  Glauben,  dort  melir  und  sclineller  verdienen  zu  können,  teils, 
um  an  den  Annehmlichkeiten  der  Städte  zu  partizipieren.  Ein 
Vergleich  mit  Coburg-Gotha,  dem  Reich,  Preußen  und  dem 
Königreich  Sachsen  für  mehrere  Jahre  gibt  Aufschlüsse  darüber, 
ob  das  Herzogtum  S.-A.  in  seiner  Bevölkerungsvermehrung  relativ 
gleichen  Schritt  gehalten  hat,  und  wie  sich  seine  Yolksdichtigkeit 
zu  der  jener  Staaten  verhält.  (Siehe  Tabelle  S.  14  und  15.) 

Im  ganzen  Jahrhundert,  von  1800  —  1900  stieg  die  Be- 
völkerung des  gesamten  Herzogtums  um  102907  oder 
ca.  112  (111,84  o/J  (auf  1  qkm  kamen  1.  Dez.  1905:  156,0 
Einw.)  und  zwar  im  östlichen  Kreis  (657  qkm)  um  80 025 
oder  ca.  137%  (136,71  ^/J  (auf  1  qkm  kamen  1.  Dez.  1905: 
220,8  Einw.)  und  im  westlichen  (667  qkm)  um  22  882  oder 
ca.  68  o/o  (68,30/0)  (auf  1  qkm  kamen  1.  Dez.  1905:  92,0  Einw.). 

Über  die  Bevölkerung  und  das  Bevölkerungswachstum  des 
Reichs,  Preußens,  sowie  der  acht  Thüringischen  Staaten:  Sachsen- 
Weimar-Eisen  ach,  Sachsen-Meiningen,  Sachsen- Altenburg,  Sachsen- 
Coburg- Gotha,  Schwarzburg  -  Rudolstadt  und  Schwarzburg- 
Sondershausen,  Reuß  ä.  L.  und  Reuß  j.  L.  auf  die  Jahre 
1816 — 1900  auf  Grund  der  jeweiligen  Volkszählungen  gibt 
Tabelle  S.  16  und  17  Aufschluß. 

Sie  zeigt  in  deutlichster  Weise  das  allmähliche,  aber  stetige 
Anwachsen  der  Bevölkerung  während  eines  Jahrhunderts.  Das 
Deutsche  Reich  vermehrte  sich  seit  1816  um  31 535  782  Einw. 
oder  126,9  ^/^ ;  das  Königreich  Preußen  in  derselben  Zeit  um : 
20765531  Einw.  oder  161,5^1^]  Sachsen-Weimar-Eisenach 
um :  169 992  Einw.  oder  88,1^ j^;  Sachsen-Meiningen  stieg 
um:  130090  Einw.  oder  W,80/o;  Sachsen- Altenburg  von 
1816  -1900  um:  98946  Einw.  oder  ia?,^^^ ;  S  a  chsen- Coburg 
und  Gotha  um:  117  482  Einw.  oder  104,8  ^j^;  Schwarzburg- 
Rudolstadt  um:  38959  Einw.  oder  72,0^1  Schwarzburg- 
Sondershausen  um :  35  773  Einw.  oder  79,3  ;  Reuß  ä.  L. 
um:  45  373  Einw.  oder  197,1^ und  endlich  Reuß  j.  L.  um: 
79  556  Einw.  oder  131,7^1^. 

Unter  den  Thüringischen  Staaten  steht  demnach  Altenburg 
an  vierter  Stelle.  Die  stärkste  Bevölkerungsvermehrung  in  den 
betreffenden  Jahren  hatte  Reuß  ä.  L.  mit  197,1  ^Z^,  die  schwächste 
Schwarzburg-Rudolstadt  mit  72  ^j^. 
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Von  großem  Werte  ist  eine  Gegenüberstellung  der  Familien- 
haushaltiingen  zu  den  Wohnhäusern  und  der  Gesamteinwohnerzahl. 
Dies  zeigt  die  Tabelle  S.  18  und  19. 

Es  ist  erfreulich,  welch  günstiges  Bild  diese  Zahlen  ^)  ergeben. 
Jedenfalls  muß  unumwunden  zugegeben  werden,  daß  die  Wohnungs- 
verhältnisse unseres  Herzogtums  günstige  sind  und  von  einer 
allzu  dichten  Bevölkerung,  wie  sie  in  Deutschlands  Großstädten  ^) 
zutage  tritt,  nicht  die  Rede  sein  kann. 

In  Preußen^)  kamen  im  Jahre  1900  auf  1  Wohnhaus  durch- 
schnittlich 9,57  Personen  bezügl.  2,07  Haushaltungen. 

Im  Deutschen  Reich*):  1900  auf  1  Wohnhaus  durch- 
schnittlich 8,92^)  Personen  bezügl.  1,89  Haushaltungen. 

1)  Sachsen-Altenburg  hatte  1905:  47  129  Haushaltungen. 

2)  Im  Jahre  1900  kamen  auf  ein  Wohnhaus:  in  Charlottenburg:  52,5;  in 
Berlin:  50,07;  in  Breslau:  40,7;  in  Posen:  39,12;  in  Stettin:  38,54;  in  Chem- 
nitz: 30,14;  in  Dresden:  28,68;  in  Leipzig:  27,84;  in  Cassel:  24,89;  in  Essen : 
18,73;  in  Erfurt:  18,1;  in  Aachen:  17,44  und  in  Cöln:  15,82  Personen. 

3)  Preußen  hatte  1905:  3  808123  Wohnhäuser  und  8105  538  Haus- 
haltungen. 

4)  Das  Deutsche  Reich  hatte  1895:  11256150  Haushaltungen,  1905: 
13  274  531  Haushaltungen.  Die  Zahl  der  Wohnhäuser  ist  bei  den  Volks- 
zählungen in  den  Jahren  1895  und  1905  für  das  Deutsche  Reich  nicht  fest- 
gestellt. Auch  für  Sachsen-Altenburg  liegen  diese  Nachweise  nicht  vor 
[Anm.  1,  3,  4  nach  Mitteil,  des  Herrn  Präsidenten  des  Kaiserl.  Statist.  Amt& 
J.  Nr.  I.  B.  78  14/19.  X.  09]. 

^)  Siehe  Statistisches  Jahrbuch  für  das  Deutsche  Reich,  Jahrg.  1904. 
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Bevölkerungsstand  1)  und  durchschnittliche  jährliche  Zu- 
Deutschen  Eeich,  Preußen,  Königreich  Sachsen,  Coburg- 


Jahr 


Deutsches  Reich 


Gesarat- 
Bevölkeruug 


auf 
1  qkm2) 


Durcti- 
schnittl. 
jährl.  Zu- 
nahme 
in  o/°  der 
mittl. 
Bevölk. 


Preußen'*) 


Gesamt- 
Bevölkerung 


auf 
1  qkm«) 


Dez.  1840    .  . 

Dez.  1843  .  . 
3.  Dez.  1846  . 
3.  Dez.  1849  . 
3.  Dez.  1852  . 
3.  Dez.  1855  . 
3.  Dez.  1858  . 
3.  Dez.  1861  . 
3.  Dez.  1864  . 
3.  Dez.  1867  A.  3) 

1.  Dez.  1871  . 

1.  Dez.  1875  . 

1.  Dez.  1880  . 

1.  Dez.  1885  . 

1.  Dez.  1890  . 

2.  Dez.  1895  . 
1.  Dez.  1900  . 
1.  Dez.  1905^) 


32  785  150 

33  721  742 

34  733  212 
35128  398 

35  929  691 
36111644 

36  960  742 
38137  410 

39  389  904 
40 180  825 

40  088  621 
41 058  792 
42  727  360 

45  234  061 

46  855  704 
49  428  470 
52  279  901 
56  367178 
60  605  183 


60,7 

62,5 

64,4 

65,1 

66,6 

66,9 

68,5 

70,7 

72,1 

74,4 

74,3 

75,9«) 

79,22) 

83,7 

86,7 

91,4 

96,7  5) 

104,2 

112,1 


0,94 
0,99 
0,38 
0,75 
0,17 
0,77 
1,04 
1,08 
0,66 

0,80 
1,00 
1,14 
0,70 
1,07 
1,12 
1,50 
1,50' 


18  853  233 

19  481  746 
20172  414 

20  430  748 
21046  984 
21317  861 
21903  274 

22  748  233 

23  579  661 

24  099  270 
24  022  774 

24  691  085 

25  742  404 

27  279111 

28  318  470 

29  957  367 
31  855  123 
34  472  509 
37  278  820 


54,3 
56,1 
58,0 
58,8 
60,6 
61,3 
63,0 
65,5 
67,9 
69,5 
69,1 
70,8  6) 
74,12) 
78,3 
81,3 
86,0 
91,45) 
98,9 
106,9 


^)  Der  Bevölkerungsstand  der  betreffenden  Staaten  ist  entnommen  der  Statistik 
-des  Deutschen  Reiches,  Band  44  N.  F.;  Band  150  N.  F.  S.  379,  sowie  etlichen 
Bänden  des  Statistischen  Jahrbuchs  für  das  Deutsche  Reich. 

2)  Für  die  Berechnung  der  Bevölkerung  auf  1  qkm,  auf  die  Jahre  1840 — 1867  B. 
(für  die  späteren  Jahre  hat  die  Reichsstatistik  die  Zahlen  selbst  berechnet)  haben 
wir  den  Flächeninhalt  vom  Jahre  1875  benutzt.  Es  betrug  nämlich  nach  dem  Statist. 
Jahrb.  f.  d.  Deutsche  Reich  1881,  Seite  1:  im  Jahre  1875  der  Flächeninhalt  des 
Reichs:  539737  qkm;  Preußens:  347509  qkm;  Königreich  Sachsens:  14993q  km; 
Coburg-Gothas:  1  968  qkm;  Sachsen-Altenburgs:  1  322  qkm.  Dagegen  betrug 
nach  dem  Statist.  Jahrb.  f.  d.  Deutsche  Reich  1904,  Seite  1:  im  Jahre  1900  der 
Flächeninhalt  des  Reichs:  540742,6  qkm;  Preußens:  348  657  qkm;  Königreich 
Sachsens:  14  992,9  qkm;  Coburg-Gothas:  1977,4  qkm;  Sachsen-Altenburgs: 
1  323,5  qkm. 

3)  Die  Bevölkerungszahlen  von  1840—1867  A.  dieser  Tabelle  beziehen  sich  auf 
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nähme  in  Prozenten  der  mittleren  Bevölkerung  jeder  Periode  im : 
Gotha  und  Sachsen- Altenburg  auf  die  Jahre  1840  —  1905. 


Königreich  Sachsen 


Gesamt- 
Bevölkerung 


auf 
1  qkm2) 


Durch- 
schnittl. 
jährl.  Zu- 
nahme 
in  o/g  der 
mittl. 
Bevölk. 


Cobursf-  Gotha 


Gesatnt- 
Be- 
völkerung 


auf 
1  qkm2) 


Durch- 
schnittl. 
jährl.  Zu- 
nahme 
in  o/o  der 
mittl. 
Bevölk. 


Sachsen-Alten  bürg 


Gesamt- 

Be- 
völkerung 


auf 
1  qkm2) 


Darch- 
schnittl. 

jährl.  Zu- 
nahme 

in  "/o  der 
mittl. 
Bevölk. 


1  694  143 
1761083 
1837  074 
1894  431 

1  988  043 

2  039176 
2  122  902 
2  225  240 
2  337  192 
2  423  586 
2  426  300 
2  556  244 
2  760  586 

2  972  805 

3  182  003 
3  502  684 

3  787  688 

4  202  216 
4  502  350 


113,0 
117,5 
122,5 
126,4 
132,6 
136,0 
141,6 
148,4 
155.9 
161,6 
161,8 
170,5 
184,1 
198,3 
212,2 
233,6 
252,6 
280,3 
300,3 


0,99 
1,41 
1,02 
1,61 
0,85 
1,34 
1,57 
1,64 
1,21 

1,30 
1,92 
1,48 
1,36 
1,92 
1,56 
2,08 
1,43^) 


141  353 
144  149 
147  301 

149  861 

150  520 
150  986 
153  988 
159  134 
164  642 
168  406 
168  851 
174  339 
182  599 
194  716 
198  829 
206  513 
216  603 
229  550 
242  292 


71.8 

73,2 
74,8 
76,1 
76.5 
76,7 
78,2 
80,9 
83,7 
85,6 
85,8 
89,0  6 
92,82 
98,9 
101,6 
105,6 
110,6^ 
116,1 
122,5 


0,65 
0,72 
0,57 
0,15 
0,10 
0,66 
1,10 
1,13 
0,75 

0,80 
1,16 
1,28 
0,42 
0,76 
0,95 
1,16 
1,11 


122  717 
125  342 
128  819 
131629 
132  849 
132  990 
134  659 
137  162 
141891 
141  650 

141  426 

142  122 
145  844 
155  036 
161  460 
170  864 
180  313 
194  914 
206  500 


92.8 

94,8 

97,4 

99,6 
100,5 
100,6 
101,9 
103,8 
107,3 
107,1 
107,0 
107,46, 
110,42) 
117,1 
122,0 
129,1 
136,2  5) 
147,3 
156,0 


0,71 
0,91 
0,72 
0,31 
0,04 
0,42 
0,61 
1,13 
-0,06 

0,12 
0.65 
1.22 
0,81 
1,13 
1,08 
1.56 
1,19* 


die  dauernd  anwesende  (bezügl.  seit  1834  Zollabrechnungs-)  Bevölkerung;  von  1867  B. 
auf  die  ortsanvs^esende  Bevölkerung. 

*)  Hier  ist  berücksichtigt  das  Preußen  nach  dem  Territorialbestand  vom  1.  Dez, 
1875  mit  Einschluß  des  am  1.  Juli  1876  einverleibten  Lauenburg  und  der  Militär- 
personen außerhalb  des  Staates. 

°)  Statistik  des  Deutschen  Reiches,  Band  III  N.  F.  S.  3. 
Statist.  Jahrb.  f.  d.  Deutsche  Reich  1904. 

^)  Nach  vorläufigen  Zusammenstellungen  der  Statistik. 

^)  Es  betrug  die  Zunahme  der  Bevölkerung  in  den  5  Jahren  der  Periode  1900 
bis  1905  in  Prozenten  der  mittleren  Bevölkerung  im  Deutschen  Reich;  7,52°/o  (pro 
Jahr  also:  l^öO^jo)',  in  Preußen:  8,14%  (pro  Jahr:  IßS^^jo);  im  Königreich 
Sachsen:  7,14%  (pro  Jahr:  1,43'^\q)',  in  Coburg-Gotha  5,55 o/o  (pro  Jahr  l,U^lo) 
und  im  Herzogtum  Sachsen-Altenburg  5,94%  (pi*o  Jahr  also:  1,19^1q),  siehe 
hierzu  Herzogl.  Sachs. -Altenburgischen  Hauskalender  1907,  S.  9  oben. 
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Die  Bevölkerung^)  und  Bevölkerungsvermehr ung 


Jahr 


Deutsches  Reich 


Bevölke- 
rung 


jährl. 
Zu- 
nahme 


Preußen 


Bevölke- 
rung 


jährl. 

Zu- 
nahme 


S.-W.-Eisenach|  S.-M  einmgen 


Bevölke- 
rung 


Zu-  I  ßevolke- 

nahme  j  runo" 


jährl. 
Zu- 
nahme 


1816    24831  396  —  13  706  978  —  192  881  —  120641^ 

1819    25  917  010  1,43  14  412  481  1,67  200  405  1,28  124  076 

Dez.  1822  .    .    .  27  040  797  1,41  15  164  459  1,69  210  067  1,57  127  510 

Dez.  1825  .    .    .  28  111  269  1,29  15  827  321  1,43  219  182  1,42  130  945 

1826    —  — 

Dez.  1828  .    .  .  29  018  972  1,06  16  366  122  1.12  225  468 

Dez.  1831  .    .  .  29  767  702  0,85  16  746  327  0,77  231  534 
1833 

Dez.  1834  .    .  .  30  608  698  0,93  17  262  890  1,01  237  615 

Dez.  1837  .    .  .  31  589  547  1,05  17  933  281  1,27  243  094 

Dez.  1840  .    .  .  32  785  150  1,24  18  853  233  1,67  247  400 

Dez.  1843  .    .  .  33  721  742  0,94  19  481  746  1,09  251  717 

3.  Dez.  1846  .  .  34  733  212  0,99  20  172  414  1,16  257  320 

3.  Dez.  1849  .  .  35  128  398  0,38  20  430  748  0,42  260  838 

3.  Dez.  1852  .  .  35  929  691  0,75  21  046  984  0,99  262  266 

3.  Dez.  1855  .  .  36  111  644  0,17  21  317  861  0,43  263  628 

3.  Dez.  1858  .  .  36  960  742  0,77  21  903  274  0,90  267  003 

3.  Dez.  1861  .  .  38  137  410  1,04  22  748  233  1,26  273  140 

3.  Dez.  1864  .  .  39  389  904  1,08  23  579  661  1,20  280  086 

3.  Dez.  1867  A.s).  40  180  825  0,66  24  099  270  0,73  282  740 

B.  .  40  088  621     —  24  022  774  —  282  928 

1.  Dez.  1871  .  .  41  058  792  0,80  24  691  085  0,69  286  183 

1.  Dez.  1875  .  .  42  727  360  1,00  25  742  404  1,04  292  933 

1.  Dez.  18805)  45  234  061  1,14  27279  111  1,16  309  577 

1.  Dez.  1885  .  .  46  855  704  0,70  28  318  470  0,75  313  946 

1.  Dez.  1890  .  .  49  428  470  1,07  29  957  367  1,12  326  091 

2.  Dez.  1895  .  .  52  279  901  1,12  31  855  123  1,23  339  217 
1.  Dez.  1900  .  .  56  367  178  1,50  34  472  509  1,58  362  873 
1.  Dez.  19058)  .  60  605  183  |l,50  7)  37  278  820  1,63  387  892 

^)  Vergl.  vor  allem:  Statistik  des  Deutschen  Reiches,  B.  37;  Monatshefte 
(Juli— September-Heft)  Heft  9,  S.  48,  sowie  B.  150  N.  F.  1.  Teil,  S.  332. 

2)  Die  Bevölkerungszahlen  1816— 1867  A.  beziehen  sich  auf  die  dauernd  an- 
wesende (bezügl.  seit  1834  Zollabrechnungs-)  Bevölkerung;  von  1867  B.  an  auf  die 
ortsanwesende  Bevölkerung.  —  Bis  zum  Jahre  1875  liegt  allen  Zahlen  der  damalige 
gleiche  Territorialbestand  (von  1875)  für  die  einzelnen  Gebiete  zu  Grunde;  die 
seitdem  bis  1900  erfolgten  geringfügigen  Gebietsveränderungen  sind  nicht  weiter 
berücksichtigt.  —  Soweit  bei  einzelnen  Gebietsteilen  Volkszählungsdaten  für  die 
angegebenen  Termine  fehlen ,  sind  zur  Erlangung  einheitlicher  Nachweise  für  das 
ganze  Reich  rechnungsmäßige  Ergänzungen  vorgenommen. 

3)  Die  schräggedruckten  Zahlen  sind,  da  für  diese  Gebietsteile  Volkszählungs- 
daten für  die  angegebenen  Termine  fehlen,  durch  die  Reichsstatistik  zur  Erlangung 
einheitlicher  Nachweise  für  das  ganze  Reich  rechnungsmäßig  ergänzt  (vgl.  Stat.  d. 
Deutschen  Reiches,  B.  37,  Heft  7—9,  S.  54,  d.  i.  aufs  Jahr  1879). 


0,94 
0,88 


0,86 
0,76 
0,59 
0,58 
0,73 
0,45 
0,18 
0,17 
0,42 
0,76 
0,84 
0,31 

0,29 
0,58 
1,10 
0,28 
0,76 
0,79 
1,35 
1,38 


134  381 

1832: 

141  853 

143  871 
146  464 
148  003 
152  576 
156  859 
160  414 
163  249 
166  279 
165  569 
168  581 
172  112 
177  835 
181  343 
181483 
187  957 
194  494 
207  075 
214  884 
223  832 
234  005 
250  731 
268  859 


1,35 

1,41 
1,80 
1,35 
1,01 
0,92 
0,75 
0,58 
0,61 
-0.14 
0,60 
0,69 
1,09 
0,65 

0,88 
0,85 
1,25 
0,74 
0,82 
0,89 
1,38 
1,45 


in  (lern  Zeitraum  1816  ^j— 1900  (resp.  1905  '';). 


S.-Altenburg 


jähil. 
Zu- 
nahme 

o/o*) 


S.-Cob.-Gotha 


Bevölke- 
rung 


jährl. 
Zu- 
nahme 


Scbw.-Rudol- 
stadt 


Be- 
völke- 
rung 


jährl. 
Zu- 
nahme 


Schw.-Son- 
dershausen 


Be- 
völke- 
rung 


jährl 
Zu- 
nahme 


Reuß  ä.  L. 


Be- 
völke- 
rung 


jährl 
Zu- 
nahme 
%*) 


Reuß  j.  L. 


Be- 
völke- 


jährl. 
Zu- 
nahme 

rung  j  of^4) 


0,96 
1,50 
1,00 

1,10 
0,90 

1,37 

1,43 
0,36 
0,93 
0,40 
0,71 
0,91 
0,72 
0,31 
0,04 
0,42 
0,61 
1,13 
-0,06 

0,12 

0,65 

1,22 

0,81 

1,13 

1,08 

1,566) 

1,19^) 


112  068^) 
115  720 
119  371 
123  023 


126  673 


130  323 


1816  : 
54  100^) 

1817  : 

53  937 
53  6 H 
53  122 
56141 


59161 


62  182 


133  973 
137  804 
141  353 
144  149 
147  301 

149  861 

150  520 
150  986 
153  988 
159  134 
164  642 
168  406 
168  851 
174  339 
182  599 
194  716 
198  829 
206  513 
216  603 
229  550 
242  292 


0,99 
0,94 
0,85 
0,65 
0,72 
0,57 
0,15 
0,10 
0,66 
1,10 
1,13 
0,75 

0,80 
1,16 
1,28 
0,42 
0,76 
0,95 
1,16 
1,11 


64  229 

65  662 

66  864 
68  891 

68  711 

69  648 

69  038 
68  974 

70  030 

71  913 
73  747 
75  184 
75  116 

75  523 

76  676 
80  296 
83  836 
85  863 
88  685 
93  059 
96  830 


1,75 


1,08 
0,74 
0,60 
1,00 
-0,09 
0,45 
-0,29 
-0,03 
0,51 
0,88 
0,84 
0,64 

0,14 
0,38 
0,92 
0,86 
0,48 
0,65 
0,96 
0,81 


45  125 

46  453 
4  7  781 
49 110 


50  438 


51  767 


0,91 


54  080 

55  208 
57  257 

57  909 

58  682 
60  002 
60  847 
61452 
62  974 
64  895 

66  189 
68  028 
68109 

67  191 
67  480 
71  107 
73  606 
75  510 
78  074 
80  898 
85  177 


1,46 
0,69 
1,21 
0,38 
0,44 
0,74 
0,47 
0,33 
0,82 
1,00 
0,66 
0,91 

-0,34 

0,11 

1,05 

0,69 

0,51 

0,67 

0,71 

1,06 


23  023^) 

24  283 

25  542 

26  802 

1827  : 

27  666 

28  062 

29  250 

1833  : 

30  041 

30  293 

31  500 
33  062 
33  803 

35  159 

36  274 

37  896 

39  397 

40  515 

42  130 

43  851 
44172 
43  889 

45  094 

46  985 
50  782 
55  904 
62  754 

67  468 

68  396 
70  590 


59654^] 

61  26^ 

62  88h 


66101' 


1,37 
0,84 
1,30 
1,61 
|0,74 
1,31 
1,04 
1,46 
1,29 
0,93 
1,33 
1,33 
0,24 

0,68 
1,03 
1,55 
1,92 
2,31 
1,45 
0,27 
0,64 


67  720.  — 


68  737 

69  333 
71491 

73  788 

74  883 
77  016 
77  963 

79  824 

80  203 

81  806 
83  360 

86  472 

87  974 

88  097 

89  032 
92  375 

101  330 
110  598 
119811 
132  130 
139  210 
144  570 


D.  i.  durchschnittliche  jährliche  Zunahme  ( —  Abnahme)  in  Prozenten  der 
mittleren  Bevölkerung  jeder  Periode  (d.  i.  seit  voriger  Zählung).  Für  Preußen  sind 
die  Zahlen  (absoluten)  angegeben  nach  dem  Territorialbestand  vom  1.  Dez,  1875 
mit  Einschluß  des  am  1.  Juli  1876  einverleibten  Lauenburg  und  der  Militärpersonen 
außerhalb  des  Staates. 

5)  Vom  Jahre  1880  ab  vgl.  Stat.  d.  D.  R.,"  B.  150  N.  F.  1.  Teil,  S.  332. 

6)  Vergl.  Stat.  d.  D.  R,  B.  150  N.  F.  1  Teil,  S.  332. 

')  Vergl.  Herzogl.  Sachs.-Altenb.  vaterl.  Geschichts-  u.  Hauskalender  1907, 
S.  9  (diese  Zahlen  geteilt  durch  5). 

8)  Die  Bevölkerung  für  den  I.Dez.  1905  siehe  Statist.  Jahrbuch  f.  d.  D.  R.  1906,  S.  1. 

^)  Die  prozentuale  Vermehrung  der  aufgeführten  Staaten  ist  nur  für  die  Jahre 
1816 — 1900  berechnet,  also:  Deutsches  Reich  126,9 °/o  usw.  —  Die  absoluten  Zahlen 
sind  jedoch  der  Vollständigkeit  halber  (vom  1.  Dez.  1905)  der  Tabelle  beigefügt 
worden  (vergl.  Text  S.  12  Zeile  25). 
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C.  Das  staatliche  Finanzwesen  Altenbnrgs. 

Erster  Teil: 
Das  Finanzbehördenwesen,  Etatwesen,  Zahlungs-,  Kassen- 
und  Rechnungswesen,  Kontroll wesen. 

1.  Kapitel. 
Das  Finanzbehördenwesen. 

Zur  gesunden  Entwicklung  eines  jeden  Staates  ist  zunächst 
die  formelle  Ordnung^)  des  Finanzwesens,  dann  natürlich  auch 
dessen  materielle  Ordnung^)  notwendig.  Einen  Teil  der  ersteren 
nimmt  die  Finanzverwaltung  ein.  Denn  jeder  öffentliche  Haus> 
halt,  zumal  heute  der  unserer  modern-entwickelten  Staaten,  ist 
ohne  eine  wohlorganisierte  Leitung  seiner  Finanzwirtschaft 
undenkbar.  Er  bedarf  eines  besonderen  Amter-  und  Behörden- 
Apparats  um  seiner  finanz wirtschaftlichen  Zwecke  willen. 

Diese  Erkenntnis  der  straffen,  einheitlich  gegliederten 
Behördenorganisation  hat  in  vollem  Umfange  erst  das  19.  Jahr- 
hundert gewonnen,  wenngleich  das  18.  Jahrhundert  auch  schon 
die  Ansätze  zeigte  und  zur  Durchführung  zu  bringen  suchte. 

Die  Entwicklung  hat  sich  naturnotwendig  herausgebildet. 

Zur  Zeit  des  späteren  Mittelalters  gab  es  nur  eine  terri- 
toriale und  lokale  Finanzverwaltung ;  am  ersten  in  den  Städten 
und  bei  diesen  wieder  dort,  wo  die  Steuerwirtschaft  vorherrschte. 
Sie  bedurften  öffentlicher  Organe  zur  Leitung  und  Durchführung 
der  Finanzgeschäfte.    Ehe  also  in  den  Territorialstaaten  man 

^)  Bei  der  formellen  Ordnung  handelt  es  sich  mehr  um  finanz- 
technische und  um  Staats-  bezügl.  verwaltungsrechtliche  Grundsätze. 

')  Bei  der  materiellen  Ordnung  handelt  es  sich  mehr  um  finanz- 
wissenschaftliche  und  finanzpolitische  Grundsätze. 
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daran  dachte,  ehe  man  überhaupt  das  Bedürfnis  fühlte,  deren  zu 
schaffen,  war  in  den  Städten  die  Finanzverwaltung  und  in 
dieser  wieder  die  Finanzbehördenorganisation  in  zweckmäßiger 
Weise  durchgeführt. 

So  liegt  wohl  die  Vermutung  nahe,  daß  die  Territorial- 
staaten später  die  städtische  Verwaltung  als  Muster  nahmen; 
sie,  ihren  Verhältnissen  entsprechend,  ummodelten  und  anpaßten. 

In  den  kleineren  Staaten  Deutschlands  haben  sich  die  Ein- 
richtungen früherer  Zeiten  nicht  nur  im  18.  Jahrhundert  erhalten, 
sondern  sie  finden  sich  bis  hinein  in  die  Gegenwart,  so  auch 
auf  dem  Grebiete  der  Finanzbehördenorganisation. 

Im  Herzogtum  S  a  c  hsen- Altenb  urg  existierte  zu 
Anfang  des  19.  Jahrhunderts  ein  immerhin  gut  gegliedertes 
Finanz behördenwesen,  das  natürlich  der  Verbesserung  noch  fähig 
war,  zum  mindesten  aber  sich  dem  der  anderen  Staaten  zur 
Seite  stellen  konnte. 

Bis  1826  mit  Sachsen-Coburg-Gotha  vereinigt  und  zu  diesem 
gehörend,  stand  Altenburg  auch  unter  dessen  oberster  Finanz- 
behörde, dem  GeheimenGesamtministeriumzuGotha. 

Nachdem  mit  dem  Tage  der  Vollziehung  des  zwischen  den 
Herzögen  zu  Sachsen- Altenburg,  Sachsen-Coburg  und  Sachsen- 
Meiningen  am  12.  Dezember  1826  zu  Hildburghausen  ab- 
geschlossenen Erbvergleichs  über  die  angefallenen  Gotha- 
Altenburgischen  Lande  die  Auflösung  der  bisherigen  obersten 
Verwaltungsstelle  dieser  Lande,  des  „Geheimen  Gesamt- 
ministeriums zu  Gotha",  eingetreten  war,  sah  sich  der  Herzog 
zu  Sachsen- Altenb  urg  genötigt,  die  Beratung  der  Gegenstände  der 
oberen  Staatsverwaltung  einem  neugebildeten  „Geheimen  Minis- 
terium für  das  Herzogtum  Sachsen -Altenburg"  zu  übertragen. 

Die  oberste  Finanzgewalt  und  die  damit  in  Verbindung- 
stehenden  Funktionen  gingen  sonach  von  jenem  auf  das  Ge- 
heime Ministerium  für  das  Herzogtum  Sachsen- 
Altenburg  über.  Dieses  handelte  von  nun  an  unter  eigener 
Verantwortlichkeit  für  alle  von  seinem  Fürsten  ausgehenden 
und  von  ihm  gegengezeichneten  Akte  der  Finanzverwaltung.  Es 
hatte  die  oberste  Leitung  der  Finanzwirtschaft  und  der  Finanz- 
geschäfte des  Herzogtums. 

Selbstverständlich  war  es  in  seiner  Eigenschaft  als  oberste 
Behörde  immer  noch  an  Schranken  gebunden ,  welche  die  Ver- 
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fassung  und  bestehende  Gesetze  der  Ausübung  der  Finanzgewalt 
stellen.  Als  höchstes  leitendes  Organ  im  Verwaltungsorganismus 
zugleich  höchste  Aufsichts-  und  Kontrollbehörde  seiend,  stand 
bezüglich  der  Finanzen  dem  Geheimen  Ministerium  einerseits 
die  Initiative  zu  betreffs  der  durch  das  Finanzkollegium  zu  er- 
lassenden neuen  Verordnungen  und  die  letzte  Prüfung  der  Etats, 
welche  das  Finanzkollegium  zu  entwerfen  und  woran  der  Fürst 
nach  dem  Beirat  der  Stände  festzuhalten  hatte,  andererseits 
aber  übte  es  auch  die  Aufsicht  über  die  Landesbehörden  und 
die  Kontrolle  des  Geschäftsbetriebes  derselben  aus. 

Es  gipfelte  also  seine  Tätigkeit  in  dieser  Beziehung  darin, 
als  erste  Staatsfinanzbehörde  die  Oberaufsicht  zu  führen,  hatte 
demnach  mehr  allgemeine  als  spezielle  Funktionen. 

Unter  dem  Geheimen  Ministerium  standen  als  selbständige 
Organe  der  Staatsfinanzverwaltung  mehrere  sogenannte  „obere 
Landeskollegien",  die  zum  Teil  schon  unter  gothaischem 
Regime  bestanden ,  zum  Teil  unter  dem  altenburgischen  Regi- 
ment neubegründet,  abgeändert  oder  abgeschafft  wurden. 

Es  kamen  deren  zur  Zeit  der  Selbständigwerdung  Alten- 
burgs  drei  in  Betracht :  die  Kammer  oder  das  Kammerkollegium, 
das  Obersteuerkollegium  und  ein  ergänzendes,  bezüglich  zu- 
sammenfassendes drittes,  das  Finanzkollegium. 

Es  ist  selbstverständlich,  daß  all  die  Erfordernisse,  welche 
die  Finanzverwaltung  eines  Staates  stellt,  infolge  ihrer  mannig- 
faltigen und  verwickelten  Art  nicht  von  der  Spitze  des  Staats- 
ganzen ,  zumal  wenn  diese  noch  sämtliche  anderen  Landes- 
angelegenheiten zu  übersehen  und  zu  beaufsichtigen  hat,  allein 
befriedigt  werden  können.  Es  bedarf  dazu  weiterer  Abteilungen 
und  Unterabteilungen ,  die  sich  dem  Ganzen  an-  und  einzu- 
gliedern haben. 

Als  solche  stellten  sich  auf  dem  Gebiete  der  Finanzen  diese 
drei  Kollegien  dar.  Sie  hatten  aus  finanztechnischen  und  staats- 
rechtlichen Gründen  einen  selbständigen  Charakter ,  ohne  indes 
vollständig  unabhängig  oder  der  Verfügungsgewalt  des  Ge- 
heimen Ministeriums  entrückt  zu  sein. 

Es  mag  im  ersten  Augenblick  auffallen,  daß  ein  so  kleiner 


^)  Welches  in  seiner  verfassungsmäßigen  Wirksamkeit  durch  die  Höchste 
Verordnung  vom  1.  Dez.  1826  bestätigt  wurde. 
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Staat ,  wie  Sachsen -Altenburg ,  zur  speziellen  Durchführung 
seiner  Finanzverwaltung  noch  drei  solcher  oberen  Finanzbehörden 
besaß.  Das  Verhältnis  dieser  Organe,  ihre  Stellung,  ihre  Not- 
wendigkeit aber  wird  klar ,  wenn  man  ihre  Zwecke  verfolgt. 

Ihr  Vorhandensein  erklärt  sich  aus  der  damaligen  Organi- 
sation des  Kassenwesens ,  indem  nämlich  das  Herzogtum  zwei 
obere  Kassen  besaß.  Es  lehnte  sich  damit  die  Einrichtung  der 
Finanzbehörden  der  Kassenorganisation  an,  ein  Vorteil,  der  auch 
nicht  unterschätzt  werden  darf. 

Was  den  G-eschäftskreis  der  drei  Kollegien  anbelangt ,  so 
waren  dieselben  ums  Jahr  1826  folgendermaßen  verteilt: 

Die  Kammer  oder  das  Kammerkollegium 
war  die  Verwaltungsbehörde  für  die  Domänen  und  Regalien 
Es  war  diejenige  Behörde ,  welche  an  der  Spitze  der  Kammer- 
hauptkasse stand. 

Das  0  b  er  s  t  euer  kollegium 
war  die  Verwaltungsbehörde  für  die  von  der  Landschaft  zur 
Hauptsteuer-  und  Landschaftskasse  verwilligten  Abgaben.  Es 
war  diejenige  Behörde ,  die  an  der  Spitze  der  Obersteuerhaupt- 
kasse stand. 

Außer  diesen  beiden  Kollegien  hatte  man  noch 

Das  Finanzkollegium 
gebildet.  Es  war  dasselbe  die  aus  dem  Kammerkollegium  und 
dem  Obersteuerkollegium  (als  2  Senaten)  gebildete  Behörde, 
welche  unter  dem  Vorsitz  der  Präsidenten  beider  Kollegien 
stand.  Seine  Aufgabe  war  die  Aufsicht  über  die  wichtigeren 
Gegenstände  der  Kammer-  und  Steuerverwaltung  und  über  die 
Etats  der  Kammer  und  Steuerhauptkasse ,  sowie  die  besondere 
Oberleitung  der  Landesbank. 

Während  also  die  zwei  Kollegien  getrennt  einen  engeren 
Geschäftskreis  hatten ,  erweiterte  sich  derselbe ,  sobald  sie  zu 
einem  Kollegium  zusammentraten. 

Die  unteren  Behörden  und  der  finanzielle  Exekutivdienst 
(Zoll-,  Steuer  -  Amter,  Steuereinnehmer,  Ausgabekassen)  schlössen 
sich  in  ihrer  Einrichtung  und  Organisation  naturgemäß  der 


^)  Hatte  außerdem  die  Aufsicht  über  den  Straßenbau. 
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oberen  Finanzverwaltung  an ,  und  so  haben  wir  solche  für  die 
Domänen  und  Eegalien  und  solche  für  die  Steuern. 

Für  die  Domänen-  und  Regalienverwaltung, 
welche  der  Kammer  bezüglich  dem  Kammer kollegium  unter- 
geordnet war  ,  bestanden  :  die  Forst-  und  Jagd  Verwaltung ,  die 
Trankstenerinspektionen ,  die  Zoll- ,  Greleits-  und  Chausseegeld- 
einnahmen ,  die  Post  Verwaltung ,  die  Herzogl.  Floß  Verwaltung, 
das  Herzogl.  Bauamt,  die  Hofgärtnerei,  die  Herzogl.  Rentämter, 
die  Verwaltung   des  Mineralischen  Brunnens   zu  Ronneburg. 

Die  Lokalsteuerverwaltung,  unter  Leitung  des 
Obersteuerkollegiums ,  verteilte  sich  auf  den  Altenburgischen 
und  den  Kahla-Eisenbergischen  Kreis. 

Und  zwar  gab  es  Herzogl.  Steuereinnahmen  im  Alten- 
burgischen Kreis :  bei  dem  Amt  Altenburg,  bei  der  Stadt  Alten- 
burg ,  bei  der  Stadt  Schmölln ,  bei  der  Stadt  Lucka  ,  und  bei 
dem  Amt  und  der  Stadt  Ronneburg.  Im  Kahla-Eisenbergischen 
Kreis  gab  es  deren :  bei  dem  Amt  und  der  Stadt  Kahla  ,  bei 
dem  Amt  und  der  Stadt  Eisenberg,  und  bei  dem  Amt  und  der 
Stadt  Roda. 

Der  ganze  Finanzbehördenorganismus  war  also  in  den  ersten 
Jahrzehnten  des  19.  Jahrhunderts  bereits  wohlgegliedert.  Es 
war  ein  oberstes  Ministerium  vorhanden ,  dann ,  gleichsam  als 
Mittelbehörden  die  Kollegien,  endlich  die  unteren  Behörden,  denen 
im  Bereiche  des  Einnahmedienstes  die  Erhebung  der  Staats- 
einnahmen oblag  und  denen  außerdem  bei  der  Verwaltung  der 
Ausgaben  verschiedene  Tätigkeiten  als  Kassenbehörden  zugeteilt 
waren.  — 

Das  Jahr  1831,  welches  dem  Herzogtum  das  Grrundgesetz, 
eine  neue  Verfassung ,  brachte ,  ist  auch  für  das  Finanzwesen 
von  Bedeutung  gewesen.  Durch  das  Edikt  vom  18.  April  1831 
wurden  Änderungen  vorgenommen  sowohl  in  betreiF  der  Organi- 
sation als  auch  des  Geschäftskreises  der  oberen  Finanz- 
verwaltungsbehörden. 

Das  Geheime  Ministerium  blieb.  Nur  präzisierte  man  seine 
Tätigkeit  mehr ,  dahin ,  daß  ihm  bezüglich  der  Finanzen  die 
letzte  Beratung  aller  Etats  zustehe,  ehe  selbige  der  Land- 
schaft vorgelegt  wurden ,  daß  es  ferner  das  Recht  der  Fest- 
setzung der  mit  der  Landschaft  beratenen  Etats,  die  Obsorge 
für  deren  Einhaltung,  sowie  die  Abnahme  der  jährlichen  Rechen- 
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schaftsberichte  habe,  daß  es  endlich  die  Grenehmigung  der  Justi- 
fikatorien ,  welche  von  den  betreffenden  Finanzbehörden  wegen 
herrschaftlicher  oder  landesherrlicher  Kassen  gegeben  wurden, 
zu  erteilen  habe. 

Dagegen  trat  eine  Veränderung  in  den  Landeskollegien 
ein ,  indem  das  Obersteuerkollegium  wegfiel  und  die  bisherigen 
G-eschäfte  desselben  der  Landesregierung  ^)  mit  übertragen  wurden. 
Man  verbilligte  auf  diese  Weise  die  Staatsverwaltung ,  denn 
die  Geschäfte  in  Finanzsachen  waren  für  „die  Landesregierung" 
nur  ein  Teil  ihrer  Tätigkeit,  während  das  Obersteuerkollegium 
lediglich  Finanzbehörde  gewesen  war. 

Künftig  verteilte  sich  der  Greschäftsumfang  und  die  G-e- 
schäftsbehandlung  (nach  den  neueren  Vorschriften  des  Edikts 
vom  18.  April  1831)  folgendermaßen  : 

Die  Landesregierung  als  Obersteue rbehörde 
hatte  zunächst  und  vor  allem : 

a)  die  Eegulierung  der  zur  Hauptsteuerkasse  fließenden 
Grundsteuer  und  der  übrigen  direkten  und  indirekten  Abgaben 
nach  den  bestehenden  Verordnungen ;  die  Herstellung  neuer 
Steuerkataster  und  deren  Erhaltung  ;  die  Vorarbeiten  zu  neuen 
Steuereinrichtungen  unter  Leitung  des  Ministeriums  und  landes- 
herrlicher Genehmigung ;  die  Leitung  der  Erhebung  und  Bei- 
treibung der  Steuern ,  die  Vermittlung  und  bez.  Verfügung 
der  Steuererlasse ,  die  Anordnungen  zur  Verhütung  von  Uber- 
tretungen  von  Steuergesetzen  und  die  Entscheidung  in  denjenigen 
Übertretungsfällen ,  die  mit  Zustimmung  der  Schuldigen  ohne 
Unt-ersuchung  und  richterliches  Erkenntnis  durch  eine  einfache 
Anwendung  der  gesetzlichen  Straf bestimmungen  auf  die  un- 
zweifelhaft vorliegende  Verschuldung  erledigt  werden  konnten. 
Des  weiteren  gehörten  zum  Geschäftsbereich  der  Landesregierung 
als  Obersteuerbehörde : 

b)  die  Entwerfung  der  Etats  für  die  unter  seiner  Aufsicht 
stehende  Hauptsteuerkasse ,  deren  Vorlegung  an  den  Landes- 
herrn behufs  der  Beratung  mit  der  Landschaft  und  die  Aus- 
führung der  genehmigten  Etats.    Endlich  hatte  sie 

c)  die  Rechnungsführung  der  Kasse  der  Armen  und  der 


1)  Dieses  Kollegium  führte  fortan  (als  teilweise  Finanzbeliörde)  in  Finanz- 
sacben  die  Bezeichnung:  ^Die  Landesregierung  als  Obersteuerbehörde." 
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Brandversicherungsanstalt,  der  Witwen  Sozietät  und  des  Pensions- 
fonds ,  der  Polizeisteuer ,  —  ingleichen  der  Steuersportelkasse, 
welche  die  Sportein  des  Justizkollegiums ,  der  Landesregierung 
und  des  Konsistoriums  umfaßte. 

Die  Kammer  oder  das  Kammer kollegium  hatte 
zu  besorgen : 

a)  die  Verwaltung  der  landwirtschaftlichen  Kammergüter 
—  deren  Verbesserung ,  Verpachtung  oder  unmittelbare  Ver- 
waltung. 

b)  Die  Verwaltung  aller  Forstbesitzungen  und  des  herr- 
schaftlichen Jagdwesens. 

c)  Die  Verwaltung  der  Regalien  ,  deren  Erträge  ihr  über- 
wiesen waren. 

d)  Die  Verwaltung  der  Land-  und  Tranksteuer,  sowie  des 
Geleites. 

e)  Die  Erhebung  und  Verwaltung  der  Gerichtsnutzungen 
sämtlicher  landesherrlicher  Gerichtsbehörden  und  der  bei  ihnen 
eingehenden  Sportein  ;  letzteres  mit  Ausnahme  der  zur  Haupt- 
steuerkasse zu  verrechnenden  Sportein  des  Justizkollegiums, 
der  Landesregierung  und  des  Konsistoriums. 

f)  Die  Verwaltung  der  herrschaftlichen  Gewerbs-  und  Ver- 
triebsanstalten, z.  B.  der  Flöße,  Ziegeleien  usw. 

g)  Die  Verwaltung  der  Einkünfte  an  Lehen,  Zinsen,  Fronen, 
und  dergl. 

h)  Die  Erhebung  der  Gewerbsabgaben  an  Kanon ,  Kon- 
zessions-, Dispensationsgeldern,  Zoll  usw. 

i)  Die  Aufsicht  auf  Erhaltung  des  ganzen  Domanialbestandes 
an  Gütern ,  Gründen  ,  Nutzungen  ,  Berechtigungen ,  Lehns-  und 
Zinseinnahmen ,  Fronden ,  Gebäuden ,  mit  Einschluß  der  ver- 
schiedenen Inventarien ;  nebst  dem  ganzen  herrschaftlichen  Bau- 
wesen. 

k)  Die  Aufsicht  über  den  Neubau  und  die  Erhaltung  der 
Kunst-  und  Landstraßen ,  nebst  der  Erhebung  der  Chaussee- 
und  Wegegelder. 

1)  Die  Verwaltung  der  Kammerkasse  und  der  dieser  unter- 
geordneten Kassen,  insbesondere  die  Entwerf ung  der  Etats  und 
deren  Einreichung  an  höchster  Stelle ,  die  Ausführung  der  ge- 
nehmigten Etats  in  Ansehung  der  Einnahme  und  Ausgabe,  die 
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Kuratel  der  Kassen,  die  Prüfung  der  Reclinungen  und  die  Justi- 
fikation  der  Eechnungen  der  Unterkassen. 

Das  Finanzkollegium,  das  sich  nunmehr  aus  der 
Vereinigung  der  „Landesregierung  als  Obersteuerbehörde"  und 
der  „Kammer"  (bezüglich  dem  Kammerkollegium)  bildete,  be- 
hielt seinen  bisherigen  Geschäftskreis  ^) : 

Aufsicht  über  die  wichtigeren  Gegenstände  der  Kammer- 
und  Steuerverwaltung  und  über  die  Etats  der  Kammer  und 
Steuerhauptkasse  2)  und  Oberleitung  der  Landesbank  nach  den 
darüber  bestehenden  Vorschriften.  — 

Durch  all  solche  Bestimmungen  erstrebte  die  Regierung 
eine  festere  Struktur ,  genauere  Abgrenzung  und  größere  Ver- 
einfachung der  oberen  Finanzbehörden  und  damit  zugleich  eine 
bessere  Übersicht. 

Von  ungeahnter  Tragweite  war  die  Ministerialbekannt- 
machung vom  24.  Dezember  1848.  Sie  war  der  Abschluß  einer 
verflossenen  Zeit,  der  Anfang  kommender,  sich  daran  knüpfender 
Veränderungen.  Es  handelte  sich  in  dieser,  nach  Vereinbarung 
mit  dem  Herzog  und  der  Landschaft  des  Herzogtums  ,  um  die 
Vereinigung  des  Kamerai-  und  Staats  Vermögens  und  die  Fest- 
setzung einer  Zivilliste. 

Die  Bekanntmachung  bestimmte  ^) ,  daß  die  bisher  grund- 
sätzlich bestandene  Trennung  der  Verwaltung  der  Kammer- 
von  der  der  Landeseinkünfte  mit  dem  31.  Dezember  1848  auf- 
hören sollte  und  kündete  an,  daß  vom  1.  Januar  1849  ab  eine 
gemeinsame  Verwaltung  des  Kamerai-  und  Obersteuer  Vermögens 
in  formeller  und  materieller  Hinsicht  ins  Leben  treten  würde. 
Das  Wichtigste  aber  war  die  damit  zugleich  geschehene  Neu- 
schaffung eines  Finanzkollegiums,  das  künftig  all  die  Befugnisse 
und  Obliegenheiten  in  sich  vereinigte,  die  bisher  dem  Kammer- 


^)  Vor  allem  waren  dem  Finanzkollegium  die  gemeinsame  Beratung 
aller  auf  Abänderung  der  bestehenden  Etats,  auf  größere  Einnahmeerlasse, 
auf  bedeutendere  unvorhergesehene  Ausgaben  für  beide  Kassen  sich  beziehen- 
den Fälle  übertragen  (Grundgesetz  II,  Beilage  §  27). 

2)  Wegen  der  Ausdrücke :  Kammerhauptkasse  und  Obersteuerbauptkasse 
vergl.  die  im  Grundgesetz  vom  29.  April  1831  angefügte  II.  Beilage  (nähere 
Grundsätze  der  Finanzverwaltung),  S.  169  §  7.  —  Wegen  der  Ausdrücke: 
Kammerkasse  und  Obersteuerkasse  vergl.  II.  Beilage,  S.  168  §  2. 

3)  Siehe  Gesetzsammlung  1846-48,  S.  137. 
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kollegium,  der  Landesregierung  als  Obersteuer- 
behörde ^)  und  dem  aus  beiden  zusammengesetzt  gewesenen 
bisherigen  Finanzkollegium  obgelegen  hatten. 

Mit  dem  31.  Dezember  1848  wurden  sonach  die  gedachten 
drei  Behörden  für  aufgelöst  erklärt;  das  neugebildete  Finanz- 
kollegium  trat  an  ihre  Stelle. 

Der  Schlußstein  im  Finanzbehördenwesen  aber  wurde  erst 
im  Jahre  1866  gelegt.  Das  Gesetz  vom  14.  März  1866  hob  die 
Landesregierung  und  das  Finanzkollegium  als  für  sich  be- 
stehende Behörden  auf,  und  vereinigte  beide  mit  dem  Geheimen 
Ministerium.  ^) 

Die  aufgehobene  Landesregierung  und  das  Finanzkollegium, 
mit  dem  Geheimen  Ministerium  vereinigt,  hießen  von  nun  an 
„  Ministerium  " .  ^) 


^)  Die  Landesregierung  selbst  blieb  natürlich  als  Kollegium  bestehen, 
nur  die  Befugnisse  „als  Obersteuerbehörde "  trat  sie  an  das  neuere  Finanz- 
kollegium (ab  1.  Jan.  1849)  ab. 

2)  Der  Landschaft  des  Herzogtums  Sachsen- Altenburg  war  bereits  im 
Jahre  1861  (LandbL  1863 — 65,  S.  93)  ein  Gesetzentwurf  vorgelegt  worden, 
der  unter  anderem  die  Aufhebung  der  Landesregierung  und  des  Finanz- 
kollegiums und  die  künftigen  Kompetenzen  des  Ministeriums  betraf.  Aber 
verschiedene  prinzipielle  Bedenken  führten  damals  zu  einer  Zurückziehung. 
Vor  allem  war  in  jenem  Jahre  das  Bedenken  ausgesprochen  worden,  daß  die 
vorgeschlagene  veränderte  Organisation  der  Staatsverwaltung  im  engeren 
Sinne  ohne  gleichzeitige  wesentliche  Veränderungen  in  den  Geschäfts- 
kompetenzen der  Unterbehörden  ihren  Hauptzweck  nicht  vollständig  erreichen 
lassen  würde.  In  der  Sitzung  des  Landtags  vom  8.  November  1864  wurde 
abermals  über  die  Aufhebung  der  beiden  Behörden  debattiert  und  dabei 
betont,  daß  dieser  Gesetzentwurf  wichtige  Abänderungen  organischer  Be- 
stimmungen der  Verfassung,  des  Grundgesetzes  und  des  Edikts  vom  18.  April 
1831 ,  bezwecke.  Denn  es  solle  eine  Anzahl  zur  Ausübung  der  Staatsver- 
waltung dienender  organischer,  mit  der  Staatsverfassung  eng  zusammen- 
hängender Einrichtungen  aufgehoben  und  durch  andere  ersetzt  werden,  auch 
an  Stelle  bisher  gültiger  verfassungsgemäßer  Verwaltungsformen  und  Normen 
andere  gestellt  werden.  Man  war  sich  also  der  Wichtigkeit  des  Schrittes 
bewußt  und  erwog  reiflich  die  Frage  des  Bedürfnisses  nach  Lage  der  be- 
stehenden Geschäftseinrichtungen,  und  vergegenwärtigte  sich  die  Anforde- 
rungen, welche  das  staatliche  Leben  an  dieselben  stellte.  Schließlich  war 
man  sich  über  die  Zweckmäßigkeit  und  Notwendigkeit  der  Neuorganisation 
eines  großen  Teils  der  Verwaltung  klar  geworden,  so  daß  das  Gesetz  vom 
14.  März  1866  endlich  zustande  kam. 

3)  Gesetz  vom  14.  März  1866,  Art.  I.  Z.  3. 
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Die  ganze  Organisation  des  Behörden apparates ,  auch  der 
Finanzbehörden ,  wurde  damit  eine  völlig  veränderte.  Waren 
doch  mehrere  Mittelbehörden  gänzlich  beseitigt,  die  Verwaltung 
nunmehr  zentralistisch  geordnet. 

Es  existierte  jetzt  als  Spitze  der  Staatsverwaltung  ein 
„Gesamtministeriiim"  ^) ,  welches  entweder  als  solches  in  Wirk- 
samkeit trat  oder  durch  seine  einzelnen  Abteilungen. 

Eine  der  vier  Abteilungen ,  in  welche  von  jetzt  ab  das 
Ministerium  zerfiel,  und  zwar  die  vierte,  ward  künftig:  „Ab- 
teilung für  Finanzen"  benannt. 

Während  im  Gesamtministerium  ein  Mitglied  den  Vorsitz 
führte,  und  dauernd  damit  betraut  ward,  (als  solches  auch  den 
Titel  Staatsminister  erhielt)bekam  jede  Abteilung  ein  Ministeriums- 
mitglied als  Leitenden.    (Stellung  eines  Ministers.) 

So  erhielt  von  nun  ab  auch  die  „Abteilung  der  Finanzen" 
einen  Abteilungsvorstand,  der  die  ihm  anvertraute  Verwaltung 
selbständig  führt  2)  und  nur  in  einzelnem  der  Kontrolle  des 
Staatsministers  untersteht. 

Der  Ministerialvorstand  der  Abteilung  für  Finanzen  hat, 
wie  jeder  andere  in  seinem  Ressort,  der  Regel  nach  allein  die 
Entscheidung  der  Angelegenheiten  seines  Bereichs  d.  h.  des 
Staatsfinanzwesens,  wie  solches  vordem  teils  dem  Finanzkollegium, 
teils  dem  Geheimen  Ministerium,  übertragen  gewesen  war.  Seine 
Räte  und  Assessoren  haben  heute  noch  bei  allem  nur  beratende 
Stimme. 

Das  Wichtigste  des  Gesetzes  vom  14.  März  1866  war 
sonach :  Das  Ministerium  fungiert  nur  für  eine  bestimmte  Anzahl 
von    Staatsverwaltungsgeschäften    als   Kollegialbehörde  im 

^)  Die  gegenwärtigen  Abteilungen  des  Ministeriums  sind:  Erste  Ab- 
teilung: Ministerium  für  Angelegenheiten  des  Herzoglichen  Hauses,  für 
auswärtige  und  Zollvereinssachen  und  für  Militär.  Zweite  Abteilung: 
Ministerium  für  Justizangelegenheiten.  Dritte  Abteilung:  Ministerium  für 
Angelegenheiten  des  Innern.  Vierte  Abteilung:  Ministerium  für  An- 
gelegenheiten der  Finanzen. 

2)  Außer  der  formellen  Geschäftsleitung  im  Gesamtministerium  liegt 
dem  Staatsminister  seit  1866  die  Oberaufsicht  über  die  gesamte  Staatsver- 
waltung ob,  außerdem  steht  direkt  unter  ihm  ein  Revisionsbureau,  dessen  er 
sich  wegen  der  ihm  obliegenden  Oberaufsicht  zur  Kontrolle  des  Staats- 
rechnungs-  und  Etatwesens  bedient. 

3)  indem  sämtliche  Abteilungsvorstände  zusammentreten. 
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übrigen  aber  übt  es  nicbt  als  Kollegium,  sondern  (durcli  seine 
Abteilnngsvorstände)  als  Ministerialabteilung  die  Staats- 
verwaltung aus.  Diese  Gesetzesneuerung,  diese  veränderte 
Organisation  war  um  so  wichtiger,  als  sie  den  Ministern,  also 
auch  dem  Finanzminister,  in  ihrer  Eigenschaft  als  Abteilungs- 
vorständen die  eigentliche  Verwaltung  zuführte,  man  vom 
Kollegialsystem  zum  bureaukratischen  System  überging. 

Wie  vordem  den  einzelnen  Kollegien  (für  Finanzwesen) 
weitere  Behörden  und  der  finanzielle  Exekutivdienst  zur  Durch- 
führung der  Verwaltung  unterstellt  gewesen,  so  waren  seit 
dieser  neuen  Organisation  natürlich  nun  dem  Ministerium, 
Abteilung  für  Finanzen,  weitere  Behörden  und  Anstalten  unter- 
geordnet^).   Es  sind  dies  gegenwärtig: 

I.  Die  Staatsforst-  und  Jagd  Verwaltung  (mit  den  Re- 
vieren zu  Lehma,  Fockendorf,  Ronneburg,  Kloster- 
lausnitz, Saasa,  Tautenhain). 
II.  Die  Steuer-  und  Rent Verwaltung. 

1.  Hauptsteueramt  zu  Altenburg  mit  Packhof  und 
Zollabfertigungsstelle. 

2.  Steuer-  und  Rentamt  zu  Altenburg. 

3.  „         „  „        zu  Schmölln. 

4.  „        „         „        zu  Ronneburg. 

5.  „        „         „        zu  Eisenberg. 

6.  „        5,         „       zu  Roda. 

7.  „        „         „        zu  Kahla,  und 

8.  einzelne  Steueruntereinnehmer  in  Meuselwitz,  Lucka, 
Gößnitz,  Uhlstädt  und  Orlamünde. 

III.  Der  Steueraufsichtsdienst  (Kontrolleure). 

IV.  Die  technischen  Beamten  für  die  Instandhaltung  des 

Grundsteuersystems. 
V.  Die  Hochbau-,  Chaussee-  und  Wasserbauverwaltung 

(2  Bauämter  und  die  Straßenmeister). 
VI.  Das  Mineralbad  zu  Ronneburg. 
VII.  Die  Landes-Immobiiiar-Brandversicherung. 
Unter  dieser  Organisation  ist  das  Finanzwesen  des  Herzog- 
tums trefflich  gediehen. 


^)  Über  die  Kassen,  die  diesen  Behörden  unterstellt  sind,  vergl.  S.  64. 


—    31  — 


2.  Kapitel. 
Das  Etatwesen. 

Das  Etatwesen,  das  sind  die  Angelegenheiten,  welche  sich 
auf  die  Vorbereitung,  Aufstellung,  Einrichtung,  parlamentarische 
Votierung,  endgültige  gesetzliche  Feststellung  und  schließliche 
Ausführung  des  Voranschlags  beziehen  (Wagner),  ist  für  die 
Finanzwirtschaft  eines  Staatsganzen  von  einer  zum  mindesten 
gleichen  Bedeutung  wie  dessen  Finanzbehördenwesen,  —  war 
es  aber  nicht  von  allem  Anfang  an.  Im  Gegenteil,  es  bedurfte, 
um  zu  der  feinen  Durchbildung  unserer  modernen  Staaten  zu 
gelangen,  der  Erziehung  von  Jahrhunderten,  des  Druckes  äußerer 
und  innerer  Verhältnisse. 

Noch  Ende  des  18.  Jahrhunderts  galt  die  Aufstellung  des 
Etats  als  eine  durchaus  interne  Angelegenheit  der  Finanz - 
Verwaltung  und  als  das  wichtigste  Staatsgeheimnis  überhaupt. 
Man  scheute  sich,  die  Öffentlichkeit  mit  solchen  Dingen  bekannt 
zu  machen.  Aber  der  sich  vergrößernde  Steuerdruck,  die  An- 
forderungen, die  man  an  die  Leistungsfähigkeit  der  Staatsbürger 
stellte,  erforderten  zum  mindesten  als  Äquivalent,  daß  man 
ihnen  mitteilte,  zu  welchem  Zwecke  diese  Aufwände  gebraucht 
würden.  Und  so  entstanden  die  Voranschläge.  Zuerst  nur  roh 
und  ohne  zeitliche  Umrisse ,  eine  Art  Wirtschaftsplan  dar- 
stellend, an  den  sich  der  Fürst  nur  wenig  band,  erlangten  sie 
allmählich  eine  größere  Genauigkeit,  erfuhren  sie  mit  der  Zeit 
eine  verbessernde  Ergänzung  und  Erweiterung. 

Und  zwar  war  für  das  Etatwesen  der  allmähliche  Sieg  der 
Geld  Wirtschaft  über  die  Naturalwirtschaft  ebenso  entscheidend, 
wie  derselbe  für  das  Behördenwesen  ausschlaggebend  gewesen  war. 

Auch  hier  finden  wir  die  ersten  genauer  durchgeführten 
Etats  bei  den  Städten,  diesen  Zentren  des  Geldumlaufs  und 
Geldverkehrs.  Sie  waren  es,  die  der  Voranschläge  ebenso 
bedurften,  wie  der  zusammenfassenden  Berichte  am  Schlüsse 
von  Wirtschaftsperioden,  da  ihr  Finanzhaushalt  zum  größten 
Teil  auf  Steuern  basierte. 

Und  diese  Ordnung  des  Stadthaushaltes  ging,  sobald  das 
Bedürfnis  dazu  sich  geltend  machte,  sobald  nämlich  die  Steuern 
in  den  Vordergrund  der  Staatseinnahmen  traten,  auch  auf  den 
Staatshaushalt  über,  bei  den  größeren  Staatengebilden  zuerst, 
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bei  den  kleineren  später.  Nur  so  war  es  möglicli,  den  finan- 
ziellen Aufgaben,  die  immer  umfangreicber,  immer  verwickelter 
wurden,  gerecht  zu  werden.  Und  das  19.  Jabriiundert  fand 
noch  Fehler  und  Mängel  genug,  die  zu  verbessern  und  zu 
beseitigen  ihm  vorbehalten  war. 

So  auch  im  Herzogtum  Sachsen-Altenburg.  Von 
dessen  Etatswesen  sei  zunächst  die  Technik  der  Etats,  deren 
Einrichtung  und  Form,  Einteilung  und  Spezialisierung,  dann 
die  rechtlichen  Seiten  des  Etatwesens,  d.  h.  das  alten- 
burgische  Budgetrecht,  einer  Betrachtung  unterworfen. 

Was  die  Einrichtung  der  Etats  ums  Jahr  1826  und  auch 
später  noch  betrifft,  so  waren  sie  nicht  der  Hauptaufgabe 
gewachsen,  die  sie  verwirklichen  sollen:  technisches  Hilfsmittel 
zu  sein  für  die  Erfüllung  der  formellen  und  materiellen  Ordnung 
im  Öffentlichen  Haushalt.  Sie  waren  damals,  wie  es  bei  den 
größeren  Staatsganzen,  wie  Preußen,  im  18.  Jahrhundert  noch 
gewesen  war:  lediglich  eine  Art  "Wirtschaftsplan,  wohl  mit 
begrenzten  Wirtschaftsperioden,  aber  ohne  gut  geteilte  innere, 
spezialisierte  Grliederung.  Man  konnte  aus  ihnen  nicht  genauer 
ersehen,  welcher  Art  und  wie  groß  die  Gesamtbedürfnisse  eines 
bestimmten  Yerwaltungszweiges ,  welcher  Art  die  einzelnen 
Deckungsmittel  waren.  Nur  in  Bausch  und  Bogen,  in  lücken- 
haften Zusammenfassungen,  die  oft  Falsches  miteinander  ver- 
banden, versuchte  man  ein  Bild  der  Finanzbedürfnisse  zu  geben, 
welches  dann  zur  Richtschnur  kommender  Jahre  genommen 
wurde.  Und  dies  war  nicht  allein  unter  gothaischem  Begime, 
auch  nach  Selbständigwerdung  des  Herzogtums  existierte  dieser 
Zustand  noch  weiter. 

Das  Hauptübel  des  Etatwesens  war  die  vorhandene  Zer- 
splitterung ,  zusammenhängend  mit  dem  Kassen  wesen.  Es 
herrschte  noch  nicht  Einheit  des  Etats,  wie  es  auch  noch  nicht 
das  Prinzip  der  fiskalischen  Kasseneinheit  ^)  gab.  Einheit  des 
Etats  aber  ist  aus  finanztechnischen  Grründen  unbedingt  nötig, 
denn  nur  eine  solche  vermag  zusammenfassend  alle  Ein-  und 
Ausgänge  darzustellen. 


D.  h.  der  „mindestens  rechnungsmäßigen  Vereinigung  aller  Ein-  und 
Ausgänge  des  Staatshaushaltes  in  einer  Kasse  bezügl.  einer  Rechnung" 
(Wagner). 


—    33  — 


Es  herrschte  noch  das  Prinzij)  der  Spczialetats.  Haupt- 
spezial-Etats  gab  es  zwei:  denjenigen  der  herzogl.  sächs.  Kammer- 
kasse zu  Altenburg  und  denjenigen  der  herzogl.  sächs.  Ober- 
steuerkasse zu  Altenburg.  Im  Wagnerschen  Sinne  waren  es 
eigentlich  zwei  Hauptfinanzetats,  nur  eben  mit  dem  Unter- 
schiede, daß  jeder  für  sich  allein:  nur  einen  Teil  —  erst  zu- 
sammen: die  ganze  Finanz  wir  tschaft  des  Herzogtums  umfaßten. 

In  dem  Etat  der  Kammerkasse  figurierten  nun  wieder  die 
Rein-  oder  Nettoerträge  von  13  Unterkassen  und  der  sogenannten 
SaalenflÖße,  deren  jede  wieder  ihren  selbständigen  Nebenetat  hatte. 

Es  ist  klar  und  ersichtlich,  daß  bei  solch  einem  System 
der  Zersplitterung  eine  Finanzübersicht  zu  gewinnen  nicht  wohl 
möglich  war.  Und  bei  den  Verhandlungen ,  die  bezügl.  der 
Prüfung  des  Kammeretats  (wie  vorher  bezügl.  der  Prüfung  des 
Obersteueretats)  im  Jahre  1832  gepflogen  wurden,  äußerte  ein 
Abgeordneter  ^) :  Insofern  nicht  eine  Änderung  im  Hechnungs- 
wesen  nach  Maßgabe  der  Steuer-Hauptrechnung ,  welche  als 
Zentralkasse  alle  einzelnen  .Rechnungs-Ansätze  der  Unter- 
einnahmen enthalte,  möglich  sei,  stehe  wenigstens  eine  Verein- 
fachung dieses  Kassenrechnungswesens  durch  Verschmelzung 
mehrerer  Unterkassen-Verwaltungen  in  eine  zu  wünschen  und 
zu  hofi'en. 

Erst  allmählich  sind  diese  Spezialetats  verschwunden  und 
zwar  naturgemäß  mit  der  langsam  sich  entwickelnden  Ver- 
schmelzung bezügl.  Aufhebung  der  Unterkassen.  Bis  endlich 
1849  der  erste  Finanzhauptetat  für  das  Herzogtum  zustande 
kam,  der  alle  Zweige  der  Ein-  und  Ausgänge  einer  Finanz- 
periode umfaßte  und  sich  als  Etat  der  gesamten  Finanz  Wirtschaft 
darstellte.  Ein  solcher  existiert  noch  in  der  Gegenwart;  er  ist 
zwar  im  einzelnen  innerlich  abgeändert  und  verbessert,  aber 
jedenfalls  als  einziger  Hauptstaatsetat  beibehalten  worden. 

Gehen  wir  auf  die  Entwicklung  des  „Innern  der  Etats" 
noch   etwas   näher   ein.      Da   muß   man   gestehen,    daß  das 

^)  Folgendes:  daß  er  im  allgemeinen  bemerken  müsse,  daß  der  Etat 
eine  solche  Übersicht  nicht  gewähre,  wie  sie  sich  von  einem  Staatsbudget 
erwarten  lasse.  Und  er  fügte  sehr  richtig  gleich  hinzu:  ein  Grund  hiervon 
liege  mit  in  den  13  Nebenrechnungen  über  die  in  diesen  Etat  fließenden 
Unterkassen,  von  denen  in  der  Kammerrechnung  nur  der  Nettoertrag  ver- 
einnahmt werde.    (Lbl.  1832—35,  S.  167). 
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19.  Jahrhundert  sehr  viel  verbesserte;  zunächst  bei  den  ein- 
zelnen Etats,  später  bei  dem  einzigen  Etat. 

Typisch  aus  den  ersten  J ahrzehnten  ist  der  Hauptetat  über 
Einnahme  und  Ausgabe  bei  Herzogl.  Kammer  vom  Jahre  1822. 
Bei  diesem  sogenannten  Hauptetat  fehlt  jede  Ubersicht.  Es 
ist  eine  einfache,  zwanglose  Aneinanderreihung  von  ßubriken, 
die  weder  nach  Kapiteln  geordnet,  noch  sonst  irgendwie  einheit- 
lich zusammengefaßt  sind. 

Außerdem  hat  dieser  Etat  auch  einen  prinzipiellen  for- 
mellen Fehler.  Während  bei  den  „Einnahmen"  die  Einnahmen 
für  sämtliche  Kassen  inkl.  der  Herzogl.  Kammerhauptkasse 
angegeben  sind,  ist  bei  den  Ausgaben  eine  Trennung  durch- 
geführt :  I.  Ausgaben  bei  den  TJnterkassen  allein 
ohne  die  Kammerhauptkasse.  II.  Ausgaben  bei 
der  Kamme rhauptkasse  unmittelbar.  Während  es 
doch  schließlich  ein  leichtes  gewesen  wäre,  im  Etat  auch  bei 
der  Einnahme  diese  Trennung  vorzunehmen :  I.  Einnahmen 
bei  den  Unterkassen  allein  ohne  die  Kammer- 
hauptkasse, II.  Einnahmen  bei  der  Kammerhaupt- 
kasse unmittelbar.  Die  Möglichkeit  der  Zusammenfassung 
der  Einnahmen  sämtlicher  Kassen,  wie  sie  der  Etat  lediglich 
bringt,  war  ja  immer  noch  möglich. 

Wir  fügen  diesen  Etat  hier  an.  Derselbe  hat  in  Einnahme : 
28  Rubriken,  in  Ausgabe  54  Rubriken.  Er  zeigt  zugleich,  wie 
Voranschlag  1822  und  Wirklichkeit  1824/25  sich  zueinander 
verhalten  haben. 

Haupt-Etat^)   über  Einnahme  und  Ausgabe  bei 
Herzogl.  Kammer^)  (1822). 

A.  Einnahme  für  sämtliche  Kassen  inkl.  der  Herzogl. 
Kammerhauptkasse. 


Benennuno-  der  Rubriken 


Wirklichkeit 

Etat  1822 

Mich.l824bis 

Micli.  1825 

Tlr. 

Tlr. 

16  378 

16  447 

8  232 

8  118 

6  203 

6  062 

2  189 

2  711 

1.  An  beständigen  Geldgefällen  (9  Kassen)  

2.  An  steigenden  und  fallenden  Frongeldern  (6  Kassen) 

3.  An  Zinsen  von  Aktivkapitalien  (8  Kassen)  .... 

4.  An  Konzessions-  und  Pachtgeldern  (7  Kassen)  .    .  . 


^)  Dieser  Hauptetat  ist  deponiert  im  Finanzarchiv  des  Herzogl.  Sachs. 
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Etat  1822 
Tlr. 

Wirklichkeit 
Mich.lÖ24  bis 
Mich.  1825 
Tlr. 

Benennung  der  Rubriken 

14  165 

25  444 

6.  An  Strafgeldern  (10  Kassen)  

1  788 

1  729 

7.  An  Schutzgeldern  (7  Kassen)  

395 

444 

8.  An  Handwerks-  und  Innungsgefällen  (6  Kassen)  .  . 

1  144 

1  317 

9.  An  Amtssporteln  (6  Kassen)  

6  963 

9  956 

10.  An  Gleits-,  Brückenzoll-,  Floßzoll-  u.  Salzlizentgeldern 

25  334 

27  626 

iL  An  Chausseegeldern  (6  Kassen)  

15  742 

20  064 

83  915 

96  525 

2  800 

4  371 

14.  Aus  dem  Zinsgetreide  (7  Kassen)  

15.  An  eigentümlicher  Güternutzung  (17  Posten)  .    .  . 

19517 

13  246 

24  951 

25  854 

20  089 

21  502 

7  vom  herrschaftl.  neuen  Vorwerk  allhier  . 

1  261 

401 

8  von  der  Ziegelscheune  

644 

644 

305 

305 

10  von  den  Obst-  u.  Küchengärten  allhier  . 

135 

13 

11  von  neuerkauften   Häusern  und  Gütern 

267 

204 

12 — 17  von  6  Rentamtskassen  

2  248 

2  783 

4  645 

4  696 

10  187 

9  657 

2  075 

1  677 

19.  An  Salzzehnten  vom  Salzwerk  zu  Neusulza  .... 

2  294 

2  075 

20.  An  neuen  Salzauflagen  

4  091 

3  546 

90 

90 

22.  An  Kartenstempel  

1  193 

1  334 

^3.  Vom  Postwesen  

4  596 

4  685 

a)  an  Pachtäquivalenten  von  Thurn  und  Taxis    .  . 

3  600 

3  600 

b)  an  Pachtäquivalenten  vom  Königreich  Sachsen  . 

700 

700 

c)  Abgabe  von  den  Boten  

181 

161 

87 

178 

28 

17 

24.  An  Beiträgen  aus  der  Obersteuerkasse  

12  250 

12  250 

u.  zwar:  zum  Chausseebau  und  zu  den  abgetretenen 

11  000 

11  000 

zu  den  Justizbeamtenbesoldungen  .... 

1  250 

1  250 

•25.  Aus  der  Saalenflöße  

59  374 

51  136 

u.  anderem:  aus  dem  Floßholzverkauf  zu  Neusulza, 

Oamburg,  Dornburg,  Jena  

38  002 

30  058 

für  an  Preußen  abgelassenes  Floßholz    .  . 

16  783 

16  783 

8  535 

3  451 

26.  Aus  der  Sprotten-  und  Pleißenüöße  

3  548 

205 

u.  zwar:  für  verkauftes  Holz  

3  526 

4  438 

22 

22 

Ministeriums  zu  Altenburg,  Fol,  7  Nr.  6.  Die  Groschen  und  Pfennige  sind 
fortgelassen  und  lediglich  die  Taler  in  den  Rubriken  eingefügt. 

2)  Nicht  etwa  bloß  der  Kammerhauptkasse,  wie  er  später  für  diese 
Kasse  erschien,  sondern  aller  der  Herzog!.  Kammer  unterstellten  Kassen. 

3* 


—    36  — 


AVirklicliltöit 

Benennung  der  Rubriken 

Etat  1822 

Micli.l824bis 

Mich.  1826 

Tlr. 

Tlr. 

27.  Aus  der  Ronneburgischen  Brunnenadministration.  . 

1092 

699 

642 

407 

449 

291 

28.  An  ungefähren  Einnahmen  (13  Kassen)  

1733 

6  115 

Gesamt-Einnahme  sämtl.  Kassen  bei  Herzogl.  Kammer 

336  895 

362  346 

25  450 

B.  Ausgabe  für  sämtliclie  Kassen  inkl.  der  Herzogl. 
Kammerliauptkass  e . 


Benennung  der  Rubriken 


Wirklichkeit 
Etat  1822  Mich.l824bisi 
Mich.  1825 
Tlr.  Tlr. 


L  Bei  den  Unterkassen  allein  ohne  die 
Kammerhauptkasse. 

1.  An  ungangbaren  Amtsgefällen  (7  Kassen)  .... 

2.  An  Amtsbürden  (9  Kassen)  

3.  Auf  Einbringen  der  Erbgefälle  (8  Kassen)  .... 

4.  an  Zehrung  in  Amtssachen  (8  Kassen)  

5.  Auf  Schreiberei-Notdurft  (10  Kassen)  

6.  Auf  die  Gerichte  (6  Kassen)  

7.  An  Besoldungen  (13  Kassen)  

8.  Auf  Unterhaltung  der  herrschaftl.  Gebäude  (9  Kassen) 

9.  Auf  Unterhaltung  der  Brücken  und  Straßen  (6  Kassen) 

10.  Auf  neuen  Chausseebau  (7  Kassen)  

11.  An  Frongeldern  im  Amt  Kahla  bei  der  dasigen  Amts- 

kasse   

12.  Auf  die  Amtsholzungen  (6  Kassen)  

13.  Auf  das  Jagdwesen  (6  Kassen)  

14.  Wegen  des  mineralischen  Brunnens  zu  Ronneburg  , 

15.  Wegen  der  Kammer-  und  Amtsgüter  

u.  zwar:  wegen  der  5  Kammergüter  

wegen  des  herrschaftl.  neuen  Vorwerks  allhier 
wegen  6  Rentamtskassen  

16.  Wegen  der  Kammer-  und  Tranksteuern  

17.  Wegen  der  Saalenflöße  (3  Kassen)  

18.  Wegen  der  Sprottenflöße  (für  Holz  und  sonstiges)  . 

19.  Auf  Erlaß  an  herrschaftlichen  Gefällen  (10  Kassen) 

20.  An  Remunerationen  und  Gnadenabgaben  (10  Kassen) 

21.  An  Zuschuß  zu  der  Holzmagazinkasse  in  Altenburg 

aus  der  Forstkasse  allhier  

22.  Wegen  der  Ronneburger  Brunnenadministration  .  . 

23.  Auf  erkaufte  Früchte  (7  Kassen)  

24.  An  ungefähren  Ausgaben  und  insgemein  (14  Kassen) 

II.  Bei  der  Kammerhauptkasse  unmittelbar. 

25.  Wegen  gnädigster  Landesherrschaft  

26.  An  Hofsta.at^besoldungen  

27.  Wegen  des  Herzogl.  Hofstaats  allhier  


48 

125 

1443 

1  578 

379 

491 

654 

841 

539 

610 

2  124 

2  901 

39  723 

43  743 

7  217 

7  196 

16  518 

15  635. 

10  500 

12  31& 

107 

14419 

14  641 

1  462 

2  529 

1  991 

1  720 

11  046 

11  313 

8  691 

8166 

304 

524 

2  050 

2  621 

67 

62 

48  374 

43  017 

2  887 

3  381 

1  646 

1204 

882 

1332 

281 

289' 

905 

609 

1  16i 

443 

1  693 

1  152 

12  660 

12  020 

4  174 

4  253 

2  122 

1025. 
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Benennung  der  Rubriken 


Etat  182 i 
Tlr. 


28.  29.  Wegen  der  Herzogl.  Gothaischen  Kammer  (82  875) 

und  des  Hofstaats  in  Gotha  (14  000)   96  875 

30.  Wegen  der  Herzogl.  Kammer  allhier   12  626 

31.  Wegen  des  Herzogl.  Konsistoriums   290 

32.  Wegen  der  Herzogl.  Landesregierung   601 

33.  An  Post-  und  Botenlohn   1  187 

34.  Wegen  des  Postwesens   390 

35.  Den  Dienern  von  Haus  aus   1  051 

36.  37.  Den  Provisionarien  allhier  (26)   und  in  Eisen- 

berg (91)   117 

38.  Wegen  des  ehemaligen  Hofgerichts  in  Jena     ...  87 

39.  Für  die  gesamte  Universität  in  Jena   1  311 

40.  Den  Stipendiaten   428 

41.  Wegen  der  Saalenflöße  weimar.  Teils   800 

42.  Auf  Erhaltung  der  Schloßgebäude  allhier    ....  6  466 

43.  Auf  die  Lustgärten  allhier   1  044 

44.  Auf  Erhaltung  der  Kanzleigebäude  allhier  ....  258 

45.  Wegen  der  Ziegelscheune  allhier   173 

46.  Wegen  der  Kalkhütte  in  Zehma   140 

47.  Wegen  neuerkaufter  Häuser  allhier   203 

48.  An  Verlag  in  die  Ämter   30 

49.  An  Zehrungs-  und  Reisekosten   1  940 

50.  An  Passivkapitalzinsen   13  414 

51.  An  Gnaden-  und  Ausstattungsgeldern   5  628 

52.  Wegen  des  Freitisches  in  Eisenberg   162 

53.  An  Almosen  und  Beisteuer   777 

54.  An  ungefähren  Ausgaben   5  743 

Gesamt-Ausgabe  bei  sämtl.  Kassen  Herzogl.  Kammer  .   .  336  795 

Gesamt-Einnahme  bei  sämtl.  Kassen  Herzog!.  Kammer. _^  336895 

Einnahme-Überschuß   100 


Die  Landtagsblätter,  welche  vom  Jahre  1832  ab  im  Herzog- 
tum Sachsen-Altenburg  erschienen  und  veröffentlicht  wurden, 
brachten  auch  die  Voranschläge  der  obersten  Kassen  des  Herzog- 
tums 

Die  ersten  dieser  Veröffentlichungen  sind :  Der  Vor- 
anschlag über  Ausgabe  und  Einnahme  der  Herzogl.  sächs. 
Obersteuerhauptkasse  zu  Altenburg,  vorläufig  für  das 
Rechnungsjahr  von  Michael  1832  bis  dahin  1833;  zugleich  aber 
auch  als  Grundlage  für  den  Voranschlag  auf  die  volle  Finanz - 
Periode  1832-36  und  der 

Voranschlag  über  Ausgabe  und  Einnahrae  der  Herzogl. 


Siehe  Lbl.  1832—35,  S.  123  und  151. 


—    38  — 


sächs.  Kammerkasse  zu  Altenburg  für  die  Finanzperiode 
von  Michaelis  1832-36. 

Sie  sind  als  die  ersten  gedruckten  Etats  des  neugegründeten 
Herzogtums  von  größerem  Interesse,  da  sie  von  den  ersten 
Handlungen  und  vorgenommenen  Verbesserungen  der  neuen 
obersten  Finanzbehörde  Zeugnis  geben.  Zwar  sind  die  Ver- 
besserungen nicht  durchgreifender  Natur ,  immerhin  aber  sieht 
man  Ansätze,  die  darauf  schließen  lassen,  daß  die  Regierung 
bemüht  war,  in  kommenden  Zeiten  dem  Entwicklungsgedanken 
auch  auf  dem  Gebiete  der  Etattechnik  zum  Durchbruch  zu  ver- 
helfen. 

Bei  der  Herzogl.  sächs.  Obersteuer-Hauptkasse  zerfiel  der 
Ausgabeetat  in  14  Kapitel  mit  Untertiteln  und  einem  Nachtrag, 
der  Einnahmeetat  in  5  Kapitel  mit  Untertiteln  und  2  angefügten 
Bilanzen. 

Die  Kapitel  des  Ausgabeetats  der  Herzogl. 
sächs.  Obersteuer-Hauptkasse  waren: 

Kap.     I.  Beiträge  zur  Herzogl.  Zivilliste. 
„      II.  Für  das  Herzogl,  Geh.  Ministerium  und  die  Geheim- 
kanzlei. 

„     III.  Wegen  der  Bundes-  und  anderer  diplom.  Verhältnisse. 
„     IV.  Wegen  der  Landschaft. 
„       V.  Wegen  der  Universität. 

„      VI.  Wegen  des  gemeinschaftlichen  Oberappelationsgerichts 
Jena. 

„    VII.  Wegen  der  oberen  Landesverwaltung. 

„  VIII.  Für  Behörden  und  Anstalten  im  Geschäftsbereich  der 
Herzogl.  Landesregierung. 

„      IX.  Wegen  einzelner  Anstalten  im  Geschäftsbereich  des 
Herzogl.  Konsistorii. 

„       X.  Wegen  Herzogl.  Kammer  und  des  Finanzkollegii. 

„      XL  Wegen  des  Militärkollegii  und  der  Militärverwaltung. 

„    XIL  Für  Pensionen  und  der  gl.  Aufwand  wegen  des  Staats- 
dienstes überhaupt. 

„  XIII.  Auf  Verzinsung    und    Tilgung    der  Kapitalschuld 
Herzogl.  Obersteuerkasse. 
XIV.  Reservefonds. 

Hierzu  ein  Ausgabenachtrag,  der  auf  Grund  landesherrlicher 
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Propositionen  jedesmal  angefügt  wurde;  jedesmal  natürlich 
andere  Posten  enthielt. 

Die  Kapitel  des  E  i  n  n  a  hm  e  e  t  a  t  s  der  Herzogl. 
sächs.  Obersteuer -  Hauptkasse  waren: 
Kap.     I.  Rechnungsübertrag. 

„       II.  An  direkten  Steuern. 

„     III.  An  indirekten  Steuern. 

„     IV.  An  polizeilichen  Abgaben. 

„       V.  An  Nebeneinkünften. 

Die  angefügte  Bilanz  I,  wie  solche  von  der  Hegierung  als 
Obersteuer behörde  vorgelegt  worden,  enthielt  die  Summe  des 
Ausgabevoranschlags  und  die  Summe  des  Einnahmevoranschlags 
und  ergab  ein  Übermaß  der  Ausgaben.  Die  anderweite  Bilanz  II, 
wie  sich  solche  in  Gemäßheit  der  landesherrlichen  Propositionen 
ergab,  enthielt  einen  erweiterten  Ausgabe  veranschlag,  aber  den- 
selben Einnahmevoranschlag,  infolgedessen  ein  noch  größeres 
Übermaß  der  Ausgaben  als  Bilanz  I.  Die  wichtigste  Bedingung 
des  Etats,  daß  Ausgabe  und  Einnahme  balancieren,  war  also 
bei  diesem  Etat  der  Obersteuer-Hauptkasse  nicht  erfüllt.  Der 
Zweck  der  Etats  wurde,  wie  hieraus  ersichtlich,  eben  damals 
vollständig  verkannt.  Während  heute  als  selbstverständliches, 
oberstes  Postulat  für  den  Etat  gilt:  Die  Eingänge  einer 
bestimmten  Wirtschaftsperiode  richten  sich  in  ihrer  Hohe  genau 
nach  der  Höhe  der  festgestellten  Ausgaben,  stellte  man  damals 
einfach  die  Ausgaben  und  die  Einnahmen  fest  und  konstatierte, 
da  die  Ausgaben  überwogen,  ohne  für  die  Deckung  schon  im 
Etat  zu  sorgen,  einfach  ein  Einanzdefizit. 

Es  muß  auf  diesen  Mangel  um  deswillen  hingewiesen  werden, 
weil  in  der  Tat  infolge  Nichtbeachtens  der  formell  wichtigsten 
Forderung  in  praxi  die  gefährlichsten  Folgen :  schlimmstes 
Schuldenmachen ,  größte  Unordnung,  chronisches  Defizit  der 
Obersteuerkasse  des  Herzogtums  eintraten,  deren  völlige  Be- 
seitigung erst  der  Mühe  und  Arbeit  von  Jahrzehnten  gelungen  ist. 

Bei  der  Herzogl.  sächs.  Kammerkasse  haben  wir  (1832)  im 
Ausgabeetat  7,  im  Einnahmeetat  5  Kapitel,  deren  einige  noch 
Untertitel  enthalten 


1)  Lbl.  1832—35,  S.  152. 
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Die  Kapitel  des  Ausgabeetats  der  Herzog  1. 
sächs.  Kammerkasse  waren: 
Kap.      I.  Zivilliste  des  Herzog!.  Hauses. 
„        II.  Wegen    der   übernommenen   Grotha-Altenburgi sehen 

Zentrallasten  und  Hildburghäusischen  Pensionen. 
„      III.  Auf  die  Landes-  und  Kammerverwaltung. 
„      IV.  An  Beiträgen  zu  allgemeinen  Staats-  und  zu  Lokal- 
anstalten, aucb  Gnadenabgaben. 
„        V.  Auf  Erhaltung  des  herrschaftlichen  Grundeigentums. 
,,      VI.  Wegen  der  Kammerschulden. 

„     VII.  Zu  außerordentlichen  Ausgaben,  worunter  eigentlich 
Reservefonds  inbegriffen. 
Die  Kapitel  des  Einnahmeetats  derHerzogl. 
sächs.  Kammer kasse  waren  i): 

Kap.     1.  Ubertragsgelder  aus  den  TJnterkassen  oder  Eitrags- 
lieferungen  aus  den  verschiedenen  Kameral-Einnahme- 
zweigen  nach  Abzug  der  Ausgaben  der  Unter kassen 
„       II.  Unmittelbare  Einnahmen  der  Kammerhauptkasse  aus 
Eegalien,    vom  Lehnswesen,  von  Domänen,  Grund- 
stücken, Aktivkapitalien  usw. 
„     III.  An  Beiträgen  aus  Herzogl.  Obersteuerkasse  zur  Zivil- 
liste und  Kammerhilfe. 
„      IV,  An  sonstigen  Zahlungen  aus  der  Obersteuerkasse. 
„       V.  An  zufälligen,  unvorhergesehenen  Einnahmen. 

Auch  bei  der  Kammerkasse  herrschte  im  Etat  keine  Gleich- 
heit der  Eingänge  und  Ausgänge,  sondern  es  ergab  sich,  wie 
bei  der  Obersteuerhauptkasse,  ein  Mehrbetrag  in  Ausgabe,  was 
ebenfalls  der  Finanzverwaltung  in  praxi  große  Störungen  ver- 
ursachte und  Nachteile  mit  sich  brachte,  deren  Beseitigung  man 
durch  kleinliche,  dazu  noch  ungerechtfertigte  Maßregeln,  wie 
Abzüge  von  Staatsbeamtengehältern  ^),  erhoffen  zu  können  glaubte. 


')  Lbl.  1832—35,  S.  155. 

2)  Diese  Unterkassen  waren:  Rentamt  Altenburg;  Deutsch-Ordensliaus- 
kasse  zu  Altenburg;  Hauptgleitskasse  zu  Altenburg;  Forstkasse  zu  Altenburg; 
Vorsteheramtskasse  zu  Altenburg;  l'^hrenberger  Kammergutskasse;  Rentamt 
Kahla;  Rentamt  Roda;  Rentamt  Eisenberg;  Rentamt  Ronneburg;  Ronnebur- 
gische Brunnenadministrationskasse;  Kammersteuer-  und  Tranksteuerkaupt- 
kasse;  Großensteiner  Holzverkaufskasse;  endlich  die  Saalenflöße. 

3)  Siebe  Lbl.  1832—35,  S.  200,  Z.  5. 
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All  die  angeführten  techniscli-sachliclien  Mängel  konnten 
aber,  neben  anderem,  nur  eintreten  infolge  Unterschätzung  des 
Vorteils  der  nach  bestimmten  Verwaltungszweigen,  obersten 
Kapiteln,  etc.  gegliederten  Etats. 

Der  1.  Januar  1849  beseitigte  das  Zwei-Etat-System;  das 
Herzogtum  stellte  von  da  ab  nur  noch  einen  Finanzhauptetat  auf 

Daß  aber  die  Regierung  sich  keine  Illusionen  machte,  näm- 
lich: daß  dieser  Hauptfinanzetat  allen  Anforderungen  geniige, 
geht  aus  folgenden  "Worten  hervor  ^) :  Wir  müssen  im  voraus 
bemerken,  daß  für  die  Einhaltung  mehrerer  Etatpositionen  mit 
Sicherheit  nicht  eingestanden  werden  kann,  da  es  zu  deren 
Feststellung  an  festen  Anh altepunkten  zurzeit  noch  gänzlich 
fehlte.  Auch  werden  sich,  infolge  der  beabsichtigten  Verände- 
rung namentlich  im  Justizwesen ,  inbetreif  der  Armen- 
versorgung usw.  sehr  bald  so  wesentliche  Abänderungen  im 
Etat  notwendig  machen,  daß  der  vorliegende,  selbst  auf  die 
laufende  Finanzperiode ,  nur  einen  sehr  unsicheren  Anhalt 
gewähren  wird,  besonders  da  sich  auch  mehrere  Einnahme- 
positionen  noch  abändern  werden. 

Von  Finanzperiode  zu  Finanzperiode  war  jedoch  die  Re- 
gierung gemeinsam  mit  der  Landschaft  bemüht ,  den  Haupt- 
finanzetat in  jeder  Beziehung  zu  verbessern  und  übersichtlicher 
zu  gestalten  ^),  und  es  ist  interessant,  die  Lbl.,  in  denen  die  Ver- 


^)  Derselbe  wird  in  dem  höchsten  Reskript  des  Herzogs  Georg :  Die 
Beratung  des  Hauptfinanzetats  betreffend  (Lbl.  1849 — 50,  S.  96)  erstmalig 
erwähnt  und  heißt  es  dort:  ^In  dem  mitfolgenden  Voranschlag  sind 
nach  Maßgabe  der  nach  landschaftlichen  Beschlüssen  in  der  Sitzung  vom 
21.  Dez.  1848  über  unsere  Zivilliste  getroffenen  Vereinbarungen,  die  sämt- 
lichen  zeither    in   die   Kamerai-   und   Obersteuerkasse   geflossenen,  vom 

I.  Januar  1849  an  durch  unser  neuerrichtetes  Finanzkollegium  gemeinschaft- 
lich und  ungetrennt  zu  verwaltenden  Revenüen,  sowie  die  aus  denselben 
Kassen  zeither  zu  bestreiten  gewesenen  Ausgaben,  mit  Ausschluß  der  zur 
Zivilliste  überwiesenen  Posten,  unter  Weglassung  der  infolge  der  neueren 
gesetzlichen  Bestimmungen  ausfallenden  Einnahmen,  auf  Grund  der  zeit- 
herigen  Erfahrung  möglichst  genau  eingetragen." 

2)  Lbl.  1849—50,  S.  96. 

2)  Siehe  auch  den  Höchst.  Erlaß  an  getreue  Landschaft  (Lbl.  1883—86, 

II.  Abteil.,  S.  12),  woselbst  über  die  Verbesserung  des  Etatwesens  geredet 
wird.  Es  heißt  dort:  In  der  Anlage  sub  A.  lassen  wir  getreuer  Landschaft 
den  Rechenschaftsbericht  für  die  Finanzperiode  1878 — 80  zur  verfassungs- 
mäßigen Prüfung  und  Justifikation  zugehen.    Die  zu  der  gedachten  Finanz- 
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handlungen  über  den  Hauptfinanzetat  enthalten  sind,  der  Reihe 
nach  vorzunehmen,  die  Etats  miteinander  zu  vergleichen.  Man 
sieht  dann ,  wie  sich  allmählich  der  heutige  Finanzhauptetat 
herausentwickelt  hat 

Von  ganz  besonderer  Bedeutung  waren  die  Neuerungen  be- 
züglich der  Form  des  Etats  auf  die  Finanzperiode  1862 — 1864. 
Sie  wurden  die  Grundlage  für  die  Gegenwart,  und  gehen  wir 
hierauf  besonders  ein. 

Der  seit  1849  bestehende  Hauptfinanzetat  und  die  mit  dem- 
selben in  der  äußeren  Form  vollständig  übereinstimmende  Finanz- 
hauptrechnung umfaßte  in  der  Einnahme  und  in  der  Ausgabe 
zwei  Abteilungen.    Von  diesen  betraf 

die  erste:  Die  auf  den  Vermögensstock  bezüglichen 
Einnahmen  und  Ausgaben ,  einschließlich  der  Reck- 
nungsbestände. 

die  zweite:  Die  der  laufenden  Verwaltung  an- 
gehÖrigen  Einnahmen  und  Ausgaben. 

"Was  die  erste  Abteilung  betraf,  so  enthielt  dieselbe  für  die 
Rechnungsbestände  eine  einzige  ungeteilte  Einnahmeposition  und 

periode  gehörigen  Finanzhauptrechnungen  sind  nach  Maßgabe  der 
in  unserem  Erlasse  an  getreue  Landschaft  vom  18.  Nov.  1861  aufgestellten 
Grundsätze  in  drei  Teile  (1.  Die  Rechnung  über  die  Veränderungen  am 
Vermögensstock,  2.  Die  Bestände-Rechnung  und  3.  Die  Rechnung  über  die 
laufende  Staatsverwaltung)  gegliedert,  wie  überhaupt  in  allen  voran- 
gegangenen Finanzhauptrechnungen  seit  1862,  von  wo  an  die  Reform  des 
Finanzrechnungswesens  datiert,  geschehen  ist. 

Für  die  Verrechnung  der  Einnahmen  und  Ausgaben  in  diesen  drei 
Teilen  sind  neuerdings  präzisere  Bestimmungen  aufgestellt,  und  zum  ersten 
Male  in  den  Finanzhauptrechnungen,  auf  welche  sich  der  vorliegende 
Rechenschaftsbericht  bezieht  (1878 — 80),  zur  Anwendung  gebracht  worden. 

Dieselben  sind  zugleich  mit  einigen  Bestimmungen  über  Verwaltung 
und  insbesondere  Anlegung  der  staatsfiskalischen  Barschaften  und  über  Auf- 
stellung summarischer  Verzeichnisse  zum  Vermögensstock  und  zu  den  Be- 
ständen, welche  vom  Beginn  der  nächsten  Finanzperiode  an  (1881 — 8B)  zur 
Richtschnur  genommen  werden  sollen,  —  in  einem  Nachtrage  zu  den  Normativ- 
bestimmungen über  das  Finanzrechnungswesen  zusammengestellt  worden.  In 
der  Anlage  sub  B.  lassen  wir  getreuer  Landschaft  auch  diesen  Nachtrag  zur 
Kenntnisnahme  zugehen  usw. 

^)  Genau  so  wie  bei  den  Rechenschaftsberichten,  Auch  bei  diesen 
sieht  man  durch  Vergleichung  der  einzelnen  Jahrgänge  der  Landtagsblätter 
die  historische  Entwicklung  und  Vervollkommnung  (siehe  späteren  Abschnitt: 
Kontrollwesen,  speziell  die  Rechenschaftsberichte). 
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außerdem  nur  wenige  für  die  Vercänderungen  im  Vermögens- 
stock  bestimmte  Einnahme-  und  Ausgabekapitel.  Sie  bot  des- 
halb für  die  rechnerische  Unterbringung  des  hierhergehörigen 
Verwaltungs-Materials  nur  sehr  dürftige  Rubriken  dar ,  ver- 
mischte ferner  die  Rechnungsbestände  mit  der  übrigen  Ver- 
mögensverwaltung und  hatte  sich  in  beiderlei  Hinsicht  nach  der 
bisherigen  Erfahrung  als  unzureichend  und  unzweckmäßig  er- 
wiesen. 

Es  kamen  bei  der  Vermögensstockverwaltung  mehrfach  Ein- 
nahmen und  Ausgaben  vor  (wie  restituierte  Vermögens-Sub- 
stanzteile ,  sowie  Kaduzitäten  und  Erlasse  an  Vermögens-Sub- 
stanzteilen),  welche  sich  unter  die  bisherigen  Rubriken  der  ersten 
Abteilung  nicht  gut  einstellen  ließen  und  deshalb  bisher  in 
einem  am  meisten  kongruenten  Einnahme-  respektiv  Ausgabe- 
kapitel der  zweiten  (auf  die  laufende  Verwaltung  bezüglichen 
Abteilung,  eventuell  im  Schlußkapitel  „Insgemein")  untergebracht 
wurden. 

Die  Folge  davon  war  gewesen,  daß  die  Rechnungen  in  den 
dafür  bestimmten  Kapitelabschlüssen  der  ersten  Abteilung 
ein  richtiges  Bild  der  Vermögensstock-Verwaltung 
nicht  darboten  ,  daß  vielmehr  erst  durch  weitere  Prüfung  und 
Sichtung  der  in  der  zweiten  Abteilung  verrechneten  Ein- 
nahmen und  Ausgaben  das  wirkliche  Ergebnis  der  Verwaltung 
ersichtlich  zu  machen  war. 

Andererseits  war  auch  die  Rechnung  über  die  laufende 
Verwaltung  nicht  allein  dadurch ,  daß  sich  nach  obigem 
eigentlich  der  Vermögensstock- Verwaltung  angehörige  Ein- 
nahmen und  Ausgaben  unter  sie  verbargen,  sondern  auch  noch 
aus  einem  anderen  Grunde  ungeeignet,  eine  klare  Uber  sieht  über 
die  eigentlichen  Ergebnisse  der  in  ihr  dargestellten  Verwaltungs- 
Periode  zu  gewähren :  sie  enthielt  nämlich  neben  den  auf  diese 
letztere  Periode  bezüglichen  Einnahmen  und  Ausgaben  auch 
solche,  welche  aus  früheren  Finanzperioden  herrührten  und  ent- 
weder erst  nachträglich  liquid  und  fällig  geworden  waren,  oder 
nachträglich  zur  (aktiven  oder  passiven)  Restitution  kamen. 

Endlich  schloß  jede  Finanzperiode  bis  1861  inkl.  mit  einem 
Aktivüberschusse  i)  ab  ,  welcher  in  die  nächste  Rechnung  in 

^)  Vergl.  z.  B.  Lbl.  1854 — 56;  siebzehnte  Sitzung  vom  Jahre  1855,  Bei- 
lage A.  (Seite  285— 8h)  und  B.  (Seite  287—90),  es  ist  dortselbst  S.  290  als 
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Kapitel  I  der  Einnahme  ^)  als  Rechnungsbestand  übergetragen 
ward. 

In  diesem  Rechnungsbestande  war  aber  nicht  bloß  das 
eigentliche  für  die  Finanzverwaltung  unentbehrliche  Betriebs- 
kapital enthalten ,  sondern  es  waren  darin  auch  in  ununter- 
schiedenen  Summen  enthalten :  1.  Die  Überschüsse  aus  der  ab- 
geschlossenen Rechnungsperiode,  2.  auch  häufig  Mehreinnahmen, 
welche  aus  dem  Vermögensstock  gezogen,  aber  noch  nicht  wieder 
in  denselben  verwendet  worden  waren ,  3.  endlich  enthielt  der 
Rechnungsbestand  auch  noch  die  auf  außeretatmäßige  Aus- 
gaben gemachten  Verwendungen. 

Die  Möglichkeit,  diese  sich  unter  die  Bestände  einmischenden, 
fremdartigen  Bestandteile  schon  bei  der  Verrechnung  selbst  aus- 
zuscheiden resp.  selbständig  aufzuzeichnen ,  war  bei  der  da- 
maligen Etat-  und  Rechnungsform  nicht  gegeben,  es  ward  viel- 
mehr eine  solche  Sonderung  in  der  Regel  erst  bei  Aufstellung 
des  Rechenschaftsberichts  über  die  abgelaufene  Finanzperiode 
ausführbar. 

Infolge  all  dieser  Mängel,  welche  die  formelle  Vollständig- 
keit und  Richtigkeit  sehr  erschwerten  und  beeinträchtigten, 
hatte  man  sich  zu  abhilf  liehen  Maßnahmen  genötigt  gesehen. 

Dieselben  wurden  zum  ersten  Male  im  Etat  1862 — 64  ver- 
wirklicht. Dies  war  deshalb  sehr  wünschenswert ,  weil  die 
Aufstellung  des  Domanialinventars  damals  beendigt  und  der 
Landschaft  vorgelegt  worden  war,  und  man  zur  vorschrifts- 
mäßigen Fortführung  desselben ,  in  Sonderheit  bei  der  Ver- 
mögensstock -  Verwaltung ,  auch  schon  die  rechnerische  Dar- 
stellungsform möglichst  rein,  richtig  und  übersichtlich  erhalten 
wollte. 

Zu  solchem  Zwecke  waren  an  der  bisherigen  ersten 
Etat-  undRechnungsabteilung  folgende  Form  Verände- 
rungen vorgenommen  worden : 

Vor  allem  und  zunächst  die  Trennung  dieser  Ab- 
teilung in  zwei  selbständige  Teile,  von  denen  der 

Aktivüberschuß  des  Jahres  1853  die  Summe  von  284  904  Th\  28  Ngr.  5  Pf. 
angegeben. 

Diese  in  voriger  Anm.  erwähnten  284904  Tk.  28  Ngr.  5  Pf.  Aktiv- 
überschuß des  Jahres  1853  treten  im  Jahre  1854  als  Kapitel  I  der  Einnahme 
(Rechnungsbestände)  auf;  vergl.  Lbl.  1854-56,  II.  S.  285. 


e  r  s  t  e  r  e  ausschließlich  die  Veränderungen  im  Ver- 
mögensstock, der  z  w e i  t  e  die  V e r  ä n d e r  u n g e n  a n  den 
Beständen  betraf.  Aus  Gründen  der  Übersichtlichkeit  und 
sachgemäßeren  Behandlung  vereinigte  man  diese  beiden  Etat- 
teile nebst  den  korrespondierenden  Rechnungen  nicht  mehr,  wie 
bisher ,  mit  dem  Etat  und  der  Rechnung  der  laufenden  Ver- 
waltung zu  einem  formellen  Ganzen. 

Diese  erschienen  vielmehr  bereits  im  Etat  1862 — 64 ,  auch 
der  äußeren  Form  nach ,  getrennt  und  als  selbständige  Ganze. 
Noch  sei  erwähnt  in  bezug  auf  die  Kapiteleinteilung  dieser 
beiden  neuen  Etat-Ganzen :  „Veränderungen  im  Ver- 
mögensstock" und  „Veränderungen  in  den  Be- 
ständen", daß  das  Einnahmekapitel  I  der  „Veränderungen  im 
Vermögensstock"  diejenigen  Summen  von  jetzt  an  enthielt,  die 
aus  dem  Vermögensstock  gezogen ,  aber  noch  nicht  wieder  in 
denselben  verwendet  waren ^) ,  und  die  in  späteren  Finanzperioden 
beim  Schlüsse  der  Rechnungen  über  die  Vermögensverwaltung 
als  Einnahme-Überschüsse  vorkamen. 

Mit  Rücksicht  auf  die  Fortführung  des  Domanialinventars 
hatte  man  ferner  in  den  einzelnen  Kapiteln  der  „Veränderungen 
im  Vermögensstock"  zwischen  Domanial-  und  Staats  vermögen 
unterschieden. 

Der  besonderen  neuen  „Beständerechnung"  wurden  von 
1862 — 64  ab  zugewiesen :  die  aus  früheren  Finanzperioden  her- 
rührenden Einnahmen  und  Ausgaben  nebst  den  in  Bezug  auf 
solche  vorkommenden  Restitutionen ,  Kaduzitäten  und  Erlasse ; 
ebenso  die  Aktiv-  und  Passivüberschüsse  der  laufenden  Staats- 
verwaltung und  endlich  die  sonstigen ,  den  Beständen  für  die 
lautende  Verwaltung  resp.  die  Verbesserung  des  Vermögens- 
stocks entnommenen  Mittel. 

Was  den  dritten  Teil  (bis  1861  inkl.  war  es  der  zweite 
Teil)  des  Gesamt-Etats ,  den  auf  die  „laufende  Verwal- 
tung" sich  beziehenden,  betraf,  so  hatte  auch  er  in  bezug  auf 
Rubrizierung  und  Stellung  der  Kapitel  mehrfachen  Anlaß  zu 
Formveränderungen  gegeben ,  welche  teils  notwendig  und  un- 

^)  Bisher  waren  diese  Summen  unter  den  Reclinungsbestiinden  der 
Finanzhauptkasse  mit  enthalten. 
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vermeidlich  gewesen  waren,  teils  sich  für  die  Zukunft  als  zweck- 
mäßig erwiesen. 

So  hatte  man  ein  neues  gemeinschaftliches  Ausgabekapitel 
gebildet,  in  welchem  die  Besoldungs-Fonds  der  Mitglieder  der 
Landeskollegien  und  zugehörigen  Kanzleien  zusammengefaßt 
waren. 

Außerdem  hatte  man  es  als  sachgemäßer  und  für  die  prak- 
tische Handhabung  bei  der  Etat-Ausführung  verträglicher  er- 
achtet, das  Rubrikensystem  und  die  Kapitelordnung  noch  enger, 
als  bisher  ^  an  die  bestehenden  organischen  Staatseinrichtungen 
und  Verwaltungsressorts  anzuschließen  und  hatte  daher  die  Ein- 
nahmen und  Ausgaben  in  der  Weise  ,  wie  sie  zu  den  einzelnen 
Verwaltungsressorts  gehörten ,  und  resp.  deren  Verwaltungs- 
gegenstände  bildeten ,  auch  unter  diesen  Ressorts  zur  Etati- 
sierung  und  Verrechnung  gebracht 

Endlich  hatte  man  noch  verschiedene  andere  richtiger  und 
zweckmäßiger  erscheinende  Umstellungen  der  Etatposten  inner- 
halb der  Kapitel  selbst ,  sowie  aus  einem  Kapitel  ins  andere, 
vorgenommen  und  hatte  dabei  besonders  die  Besoldungsfonds  von 
den  noch  aufhaftenden  Pensionen  und  von  den  dem  Bureau- 
Eonds  angehÖrigen  Ausgaben  getrennt;  schließlich  noch  das 
Kapitel  „Insgemein"  von  verschiedenen  seither  bloß  wegen  Mangels 
entsprechender  Etatrubriken  daselbst  verrechneten  ordinären 
Posten  gereinigt 

In  den  folgenden  J ahren  enthielten  die  Berichte  der  Finanz- 
kommissionen des  Landtags  wie  auch  die  Verhandlungen  des 


^)  Dies  hatte  zur  Folge  gehabt,  daß  a)  einige  Kapitel  des  bisherigen 
Einnahmeetats,  und  zwar  die  Kapitel  7,  8,  9,  24,  30,  31  u.  33  im  zukünftigen 
Etat  (nachdem  ihr  Inhalt  in  dessen  4.  Abteilung  unter  den  Einnahmen  aus 
den  bezügl.  Verwaltungsressorts  eingestellt  und  verteilt  worden  war)  als  selb- 
ständige Kapitel  in  Wegfall  gekommen  waren;  und  daß  b)  in  der  Ausgabe 
die  Kapitel  7,  8,  9,  29  für  den  künftigen  Etat  neugebildet,  ferner  in  das 
Ausgabekapitel  17  unter  Nr.  4,  6  u.  16  verschiedene,  bisher  in  den  Kapiteln 
^ wegen  der  Unterhaltung  der  Chausseen"  und  „wegen  der  kirchlichen  und 
Unterrichtsanstalten "  etatisierten  Ausgaben  herübergenommen  und  die  Kapitel 
selbst  in  einer  veränderten  Reihenfolge  plaziert  worden  waren. 

Die  in  dieser  Beziehung  vorgenommenen  Abänderungen  sind  in  den 
dem  Etat  1862 — 64  beiliegenden  „Bemerkungen"  der  Regierung  speziell  be- 
zeichnet. 
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Landtags  selbst  über  den  Etat  oft  Vorschläge  betr.  Einrichtung 
und  Form,  Einteilung  und  Spezialisierung  des  Etats. 

Die  Anschreiben  der  Regierung  an  die  Landschaft  anderer- 
seits gaben  davon  Kunde ,  ob  und  inwieweit  man  den  Inten- 
tionen der  Stände  gefolgt. 

So  enthält  das  Anschreiben  der  Herzogl.  Staatsregierung 
an  die  getreue  Landschaft ,  den  Etatentwurf  für  die  Finanz- 
periode 1878 — 80  betr.  i),  unter  anderem  folgende  Stelle : 

Den  Wünschen  getreuer  Landschaft  gemäß  ist  dem  Etat 
eine  andere  Form  gegeben  worden,  nach  welcher  die  Einnahmen 
und  Ausgaben  ihren  Quellen  und  Zwecken  nach  entsprechender 
gruppiert  sind ,  als  dies  früher  der  Fall  war.  Das  Bedürfnis, 
mit  dem  bisherigen  auch  formell  im  Zusammenhang  zu  bleiben, 
hat  davon  zurückgehalten ,  in  dieser  Umgestaltung  zurzeit 
weiter  zu  gehen,  als  geschehen  ist.  — 

Seit  der  Periode  1878 — 80  behielt  man  dann  die  Form  des 
Etats ,  seine  Einteilung  und  Spezialisierung,  mehrere  Jahre  im 
großen  und  ganzen  bei ,  abgesehen  von  der  einen  formellen 
Änderung ,  daß  man  die  „Bemerkungen"  der  Regierung  zum 
Etat  nicht  mehr  unmittelbar  jedem  einzelnen  Kapitel  beifügte, 
sondern  dieselben  zusammenhängend,  als  Ganzes,  dem  Etat  an- 
gliederte. 

Durch  diese  Anfügung  der  erläuternden  und  motivierenden 
Bemerkungen  der  Staatsregierung,  welche  bei  späteren  Etats  ^) 
beibehalten  wurde ,  hatte  man  selbstverständlich  die  Über- 
sichtlichkeit des  Voranschlags  nur  erhöht. 

Aber  weitere  Fortschritte  waren  geplant ,  das  zeigte  ein 
landschaftlicherseits  eingebrachter  Antrag  über  die  künftig  dem 
Finanzhauptetat  zu  gebende  Einrichtung  ^)      Der  Referent  der 


1}  Lbl.  1877/79  IL  Abteilung  S.  13. 

2)  Siehe  Finanzhauptetat  1884/86,  enthalten  in.  den  Lbl.  1883/85,  II.  Ab- 
teil. Anlage  und  I.  Abteil.  S.  38. 

3)  Dieser  Antrag  entstand  zu  einer  Zeit,  als  die  Intentionen  der  HerzogL 
Staatsregierung,  welche  in  dem  späteren  Nachtrag  zu  den  Bestimmungen  über 
das  Finanzrechnungswesen  usw.  ihren  Ausdruck  fanden,  noch  nicht  bekannt 
waren.  —  Der  Antrag  schloß  sich  im  wesentlichen  an  die  im  Königreiche 
Sachsen  geltenden  Grundsätze  für  Aufstellung  des  Staatsbudgets  au  (siehe 
Lbl.  1883—85,  II.  Abteü.  S.  36,  1.  Hälfte,  Z.  6.  v.  u.). 

4}  Siehe  LbL  Bd.  1883/85.  I.  Abteil  S.  220. 
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Finanzkommission  bericlitete  damals :  Wenn  bei  einem  Yergleicli 
des  letzten  Staatsbaushaltetats,  sowie  der  dazu  gehörigen  Reclien- 
scbaftsbericlite  unter  einander  anerkannt  werden  muß ,  daß  in 
bezug  auf  Anordnang  und  Einteilung  derselben  stetige  Ver- 
besserungen stattgefunden  baben,  so  läßt  sieb  docb  auf  der 
anderen  Seite  aucb  nicht  verschweigen ,  daß  zur  Gewinnung 
eines  vollständigen  Überblicks  über  die  gesamte  Finanzverwal- 
tung und  das  Rechnungswesen  die  seitherige  Einrichtung  nach 
mancher  Richtung  der  weiteren  Ergänzung  und  Vervollständi- 
gung bedarf.  — 

Was  den  Etat  anlangte,  so  erschien  die  künftige  Zerlegung 
desselben  in  einen  ordentlichen  und  außerordentlichen  Etat  als 
unumgänglich  notwendig ,  wenn  anders  er  einen  Anspruch  auf 
die  erforderliche  Durchsichtigkeit  machen  wollte. 

Landschaftliche  Verwilligungen  von  Ausgaben,  welche  nicht 
der  laufenden  Staatsverwaltung  angehörten  und  nicht  in  den 
Einnahmen  derselben  ihre  Deckung  fanden ,  sollten  dem  außer- 
ordentlichen  Budget,  welches  in  der  Einnahme  die  Überschüsse 
der  laufenden  Staatsverwaltung  enthalten  sollte ,  zugewiesen 
werden ,  während  das  ordentliche  Budget  sich  lediglich  auf  die 
regulären  Einkünfte  und  Ausgaben  beschränken  sollte. 

Die  Regierung  war  auch  gewillt ,  die  bestehenden 
Lücken  hier  teilweise  auszufüllen.  Dies  zeigte  schon  ihr  An- 
schreiben an  die  Landschaft  bezüglich  des  Nachtrags  zu  den 
Bestimmungen  über  das  Finanzrechnungswesen  usw. 

Die  Durchberatung  im  Landtag  hatte  etwa  folgende  Haupt- 
resultate ergeben  ^) ; 

1.  Der  Finanzhauptetat  ist  in  einen  ordentlichen 
und  außerordentlichen  zu  zerlegen. 

2.  Im  Finanzhauptetat  sind: 

a)  alle  Posten  möglichst  zu  spezialisieren  und  zu  erläutern. 

b)  für  diejenigen  Posten ,  welche  eine  Nettoeinnahme  oder 
Nettoausgabe  ausdrücken,  —  die  zur  Prüfung  derselben 
erforderlichen  Unterlagen  für  die  gekürzte  Einnahme 
oder  Ausgabe  beizufügen,  c)  bei  einer  Mehrzahl  auf 
eine  Position  verwiesener  Beamten  und  Hilfsarbeiter  — 
neben  deren  Zahl  die  Minimal- ,  Maximal-  und  Durch- 
schnittsgehalte überall  beizufügen. 

')  Lbl.  1883/85,  II.  Abteil.  S.  38  u.  39. 
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3.  Der  ordentliche  Etat  hat  diejenigen  Positionen  ge- 
trennt zu  verzeichnen ,  welche  nur  transitorisch ,  naoh 
Zeit  oder  Zweck,  verwilligt  werden  und  eine  dauernde  Er- 
höhung der  Position  (§  203  des  Grundges.)  nicht  herbei- 
führen sollen  (d.  h.  also  die  einmaligen  ordent- 
lichen Posten.  1) 

4.  In  dem  außerordentlichen  Etat  sind  der  rech- 
nungsmäßige Überschuß  des  Ertrags  der  abgelaufenen 
Finanzperiode ,  sowie  die  Bestände  der  laufenden  Finanz- 
periode, mit  Ausschluß  des  Betriebskapitals,  nach  der  auf 
G-rund  der  Rechnung  über  dieselben  zu  bewirkenden  Ab- 
schätzung in  Einnahme  und  die  auf  die  Bestände, 
event.  den  Vermögensstock ,  zu  verweisenden  außerordent- 
lichen Aufwände  in  Ausgabe  zu  stellen. 

Den  Anträgen  wurde  stattgegeben  und  der  Finanzhaupt- 
etat auf  die  Periode  1887/1889  war  erstmalig  in  der  geforderten 
Weise  durchgeführt : 

Der  ordentliche  Etat  umfaßte  die  Einnahmen  und 
Ausgaben  der  laufenden  Staatsverwaltung,  im  außerordent- 
lichen Etat  dagegen  wies  man  den  Betrag  der  Bestände  der 
jedesmaligen  laufenden  Finanzperiode  und  die  hieraus  beziehent- 
lich aus  dem  Vermögensstock  zu  bestreitenden  außerordentlichen 
Ausgaben  nach.  ^) 

Mit  geringen  formellen  Abänderungen ,  welche  dies  und 
jenes  Kapitel  an  anderer  passenderer  Stelle  einfügten,  ist  seit 
1887/89  der  Finanzhauptetat  keiner  wesentlichen  Änderung 
unterzogen  worden. 

Eine  Vergleichung  der  Finanzhauptetats  mit  den  wirklich 
durchgeführten  Staatsausgaben  und  -Einnahmen  ist  aber  schon 
ab  1875  möglich,  weil  von  diesem  Jahre  an  bis  zur  Gegen- 
wart die  Grundlinien  der  Etatgestaltung  dieselben  geblieben 
sind.  ^) 


1)  Zum  Unterscliied  von  den  einmaligen  außerordentlichen  Posten, 
die  auf  den  außerordentlichen  Etat  verwiesen  wurden. 

2)  Siehe  Lbl.  1886—88,  I.  Abteil.  S.  46  unter  IL:  Allgem.  Prüfung  und 
Beratung. 

8)  Von  1832  bis  inkl.  1848  hatte  man  im  Herzogtum  Sachsen- Altenburg 
vierjährige  Finanzperioden.  Von  da  an  trat,  vermöge  des  Gesetzes 
vom  21.  Oktober  1848,  zunächst  eine  zweijährige  Finanzperiode  ein.  Der 
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Dieser  Vergleicli  ist  auch  in  den  Kapiteln,  die  sich  mit  den 
wirklich  erzielten  Rechnungsergebnissen  beschäftigen,  durch- 
geführt worden.  — 

Außer  dem  Finanzhauptetat  werden  der  Landschaft  mehrere 
Spezialetats  unterbreitet,  wo  nämlich  nach  Maßgabe  der  Be- 
dürfnisse staatliche  Zuschüsse  (welche  in  dem  Hauptfinanzetat 
enthalten  sind)  gewährt  werden,  so  : 

Der  Grendarmerie-Spezialetat,  die  Spezialetats 
der  Krankenhäuser  erster  und  zweiter  Abtei- 
lung in  Altenburg,  des  Genesungshauses  zu  Roda  und 
des  Martinshauses  zu  Roda,  sowie  auch  der  Besol- 
dungsetat der  Herzog  1.  Landesbank. 

Dieselben  sind  wie  der  Finanzhauptetat  in  den  Lbl.  ent- 
halten und  jedem  derselben  „Bemerkungen"  angefügt.  ^) 

Es  erübrigt ,  nach  Erörterung  der  technischen  die  Be- 
sprechung der  rechtlichen  Seiten  des  Etatwesens  des  Herzogtums 
Sachsen- Altenburg ,  d.h.  die  Erörterung  desBudget- 
Rechts.  Dasselbe  steht  natürlich  mit  dem  gesamten  positiven 
Recht  in  engem  Zusammenhang ,  und  macht  sich  dies  bei  der 
Aufstellung ,  Grenehmigung ,  Yer pflichtung  zur  Innehaltung  des 
genehmigten  Etats ,  bei  der  Durchführung  des  letzteren  usw. 
schließlich  bei  der  Kontrolle  überall  geltend. 


hiernach  der  Landschaft  auf  die  beiden  Jahre  1849  und  1850  vorgelegte 
Finanzvoranschlag  (welchem  die  im  Zivilisten -Vertrage  begründete  Ver- 
schmelzung der  früher  getrennt  verwalteten  und  verwendeten  Kamerai-  und 
Obersteuer-Revenüen  in  einer  Hauptfinanzkasse  zu  Grunde  gelegt  worden) 
ward,  wegen  der  Neuheit  mancher  darin  enthaltenen  und  in  Bezug  auf  ihre 
wahrscheinliche  Größe  erst  noch  der  Erfahrung  bedürftigen,  erheblichen 
Positionen,  durch  Vereinbarung  mit  der  Landschaft  —  zunächst  auf  das  J ahr 
1849  —  hergestellt.  Und  dann  für  das  Jahr  1850  ebenfalls  ein  besonderer 
neuer  Hauptfinanzetat  ausgearbeitet,  vorgelegt,  beraten  und  festgestellt. 
16.  September  1850  wurde  durch  Gesetz  die  Dauer  der  Finanzperioden 
auf  je  drei  Jahre  festgesetzt.  Der  erste  vorgelegte  Etat  (3jährige)  war 
der  auf  die  Periode  vom  1.  Jan.  1851  bis  31.  Dez.  1853. 

1)  Vergl.  Lbl.  1883—85,  II.  Abteil.  S.  38  Z.  9  v.  u.:  Mit  dem  gedruckt 
vorzulegenden  neuen  Finanzhauptetat  sind  jedesmal  gleichzeitig  auch  die 
dazu  gehörigen  Spezialetats  ingleichen  der  Besoldungsetat  der  Herzogl. 
Landesbank,  sowie  der  Rechenschaftsbericht  über  die  abgelaufene  Wirtschafts- 
periode, und  zwar  allenthalben  mit  den  dazu  gehörigen  Erläuterungen  in  der 
erforderlichen  Anzahl  von  Exemplaren  gedruckt  vorzulegen. 
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Jedes  Budget  oder  „  Staats wirtschaftsgesetz",  wie  es  auch 
öfter  genannt  wird,  kommt  genau  nach  derselben  verfassungs- 
mäßigen Ordnung  zustande ,  die  für  jedes  andere  Gesetz  gilt. 

Es  enthält  dementsprechend  die  drei  Momente  eines  jeden 
Prozesses  der  Gesetzgebung :  die  Initiative  der  Regierung,  den 
Beschluß  der  Vertretung  und  die  Sanktion  des  Staatsober- 
hauptes. 

Im  Herzogtum  Sachsen-Altenburg  hatte  zu  An- 
fang des  19.  Jahrhunderts  die  Regierung  auch  bereits  die  Ini- 
tiative der  Gesetzgebung ,  wie  dies  in  allen  verfassungs- 
mäßigen Staaten  der  Fall. 

Die  Aufstellung  des  Staatsvoranschlags  lag,  darüber  geben 
uns  vor  allem  das  Grundgesetz  des  Herzogtums  vom  29.  April 
1831  wie  die  diesem  als  Beilage  angefügten  „Grundsätze  der 
Finanzverwaltung"  näheren  Aufschiaß,  teilweise  in  den  Händen 
des  Kammerkollegiums,  teilweise  in  den  Händen  des  Obersteuer- 
kollegiums, kollegialen  Staatsfinanzbehörden,  die  bei  notwendigen 
Veränderungen  der  Etats  im  Finanzkollegium  zusammentraten 
und  der  Landschaft  und  dem  Landesherrn  verantwortlich  waren. 

Das  Kammerkollegium  stellte  den  Kammer-Etat,  das  Ober- 
steuerkollegium den  Obersteuer-Etat  auf,  wobei  jede  dieser 
Behörden  zunächst  einmal  getrennt  darüber  referierte  und  be- 
schloß ,  weil  jede  die  ihr  gebührenden  Einnahmen  und  die  ihr 
^zufallenden  Ausgaben  kannte. 

Darnach  wurden  die  beiden  Budgetentwürfe  im  Finanz- 
kollegium noch  einmal  einer  Durchsicht  unterzogen  und  nun- 
mehr mit  der  Begründung  der  gemachten  Vorschläge  dem  Ge- 
heimen Ministerium  übergeben. 

Die  Mitglieder  desselben  hatten  nach  dem  Edikt  vom 
18.  April  1831  (4.  Abschnitt  §  27)  die  Etats  gegenzuzeichnen, 
nachdem  sie  die  Entwürfe  nochmals  beraten  und  geprüft  (Edikt 
von  1831  §  28  m.  und  d.). 

Das  Geheime  Ministerium ,  neben  anderem  auch  oberste 
.Staatsfinanzbehörde,  ^)  legte  diese  ministeriell  gegengezeichneten 
Entwürfe    im  Namen   des   Regenten   unter   Beifügung  eines 


^)  Heute:  Das  Gesamtministerium. 
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Höchsten  Erlasses  ^)  als  Staatsvoranschläge  der  Landschaft 
(Landtag)  ^)  vor  und  führte  auch  die  Verhandlungen  mit  den 
Landständen       (Edikt  vom  18.  April  1831,  4.  Abschn.  §  28  1.) 

Mit  dieser  Einbringung  in  den  Landtag  war  die  Initiative, 
die  der  Regierung  zustand,  erschöpft,  und  es  begann  nun  der 
Beschluß  der  Vertretung. 


1)  Ein  solcher  Höchster  Erlaß  lautet  heute  folgendermaßen: 

An  getreue  Landschaft.    Den  Entwurf  zu  dem  Finanzhauptetat  für  die- 

Finanzperiode  betreffend. 

Ernst  etc.  etc. 

In  der  Anlage  lassen  wir  getreuer  Landschaft  den  Entwurf  zu  dem 

Finanzhauptetat  für  die  Finanzperiode  nebst  den  zugehörigen 

Bemerkungen  in  einer  entsprechenden  Anzahl  von  Druckexemplaren  und 
die  sonstigen  Nachweisungen  zur  verfassungsmäßigen  Beratung  und 
Schlußfassung  zugehen  und  sehen  der  Erklärung  getreuer  Landschaft 

hierüber  entgegen.    Altenburg,  den  

Serenissimus.     Die  gegenzeichnenden  Minister. 

2)  Verfassungsmäßiges  Organ  der  Gesamtheit  der  Staatsbürger  und 
Untertanen  in  ihrem  grundgesetzlichen  Verhältnis  zur  Staatsregierung  (Grundg. 
vom  28.  April  1831,  L  Abschn.  §  162). 

3)  Grundg.  vom  28.  April  1831,  V.  Abteilung,  L  Abschn.  §  164  S.  121: 
Die  Landstände  bildeten  eine  Kammer  und  übten  ihre  Wirksamkeit  aus, 
entweder  in  der  vollen  Versammlung  des  Landtags  oder  durch  einen  Aus- 
schuß, die  Landesdeputation  genannt  (siehe  weiteres  in  Anm.  4).  §  163: 
Sie  wurden  gewählt  [damals]  durch  freie  Wahl  aus  den  Klassen  der  Ritter- 
gutsbesitzer, der  Stadtbewohner  und  des  Bauernstandes.  §  167:  Die  Land- 
stände bestanden  aus  einem  Präsidenten  und  24  Abgeordneten:  8  Abgeord- 
neten der  Rittergutsbesitzer,  8  Abgeordneten  der  Städte  und  8  Abgeordneten 
des  Bauernstandes.  —  Gesetz  vom  31.  Mai  1870  S.  86:  Heute  besteht  die 
Landesvertretung  aus  30  gewählten  Abgeordneten:  9  Abgeordnete  der 
Städte,  12  Abgeordnete  des  platten  Landes  und  9  von  den  Höchst-Besteuerten, 
d.  h.  denjenigen  Staatsbürgern,  welche  in  den  einzelnen  hierzu  gebildeten 
Bezirken  die  meiste  direkte  Steuer  (Grund-,  Klassen-  und  klassifizierte  Ein- 
kommensteuer) entrichten. 

*)  Grundg.  V.  Abteil.  VI.  Abschn.  2.  Von  der  Landesdeputation:  §  249 
Zweck  der  Landesdeputation:  Die  Landesdep.  hilft  die  vom  Landes- 
herrn bestätigten  Beschlüsse  des  Landtages,  so  weit  es  von  landschaftlicher 
Seite  geschehen  kann,  in  Vollzug  setzen;  sie  tritt  vermittelnd  ein  bei  er- 
heblicheren Anständen  in  der  Finanz  Verwaltung  während  des  Laufs  einer 
Finanzperiode  und  bereitet,  auf  Veranlassung  der  Regierung,  die  Geschäfte 
der  nächsten  Versammlung  vor.  —  §  250  Zusammensetzung  der  Landes- 
deputation (siehe  weiteres  Anm.  5).  Die  Deputation  besteht  aus  dem  Prä- 
sidenten, dessen  Gehilfen  und  6  Mitgliedern  der  Abgeordneten,  welche  bei 
jedem  Landtag  für  die  Zeit  vom  Schlüsse  desselben  bis  zur  Eröffnung  des 
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Dem  Landtag  wurde  seitens  der  Staatsregierung  das  unter- 
breitet ,  was  die  näcliste  Wirtscliaftsperiode  forderte  und  wo- 
rüber man  um  Bewilligung  nacbsuelite.  ^)  (Also  die  Ein- 
nahmen und  Ausgaben  des  Kammer-Etats  und  die 
Einnahmen  und  Ausgaben  des  Obersteuer-Etatsj. 

Die  Landschaft  ihrerseits  wählte  aus  ihrer  Mitte  (zu  An- 
fang jeder  Session)  eine  Finanzkommission ,  die  zunächst  die 
Etatsentwürfe  einer  allgemeinen  Beratung  und  Prüfung  unter- 
zog (in  Kommissionssitzungen).  —  Das  Ergebnis  wurde  als- 

künffcigen  durch  Stimmenmehrheit  aus  der  Zahl  der  Abgeordneten,  und  zwar 
2  aus  jeder  Klasse,  gewählt  und  vom  Landesherrn  bestätigt  werden.  —  §  253 
Wirksamkeit  bei  der  Finanz  Verwaltung:  Sobald  sich  wichtige  An- 
stände bei  der  Kammer-,  Steuer-,  Militär-  oder  Bankverwaltung  ergeben,  deren 
längerer  Aufschub  wesentlichen  Nachteil  bringen  könnte,  tritt  die  Wirksam- 
keit der  Landesdeputation  dahin  ein,  daß  sie  (ohne  die  Befugnis  dauernder 
Bewilligung  zu  besitzen)  der  augenblicklichen  Verlegenheit  durch  Bewilligungen 
auf  die  noch  übrigen  Jahre  der  Finanzperiode  oder  durch  Bewilligungen  ein- 
maliger Zahlungen  oder  durch  geeignete  Vorschläge  und  Vorstellungen  ab- 
zuhelfen sucht. 

^)  Vor.  Seite.  Die  Bestimmungen  über  die  Landesdeputation  sind  seit 
sehr  langer  Zeit  nicht  mehr  praktisch  zur-  Anwendung  gebracht  worden, 
bezüglich  außer  Wirksamkeit  getreten,  ohne  ausdrücklich  aufgehoben  zu  sein. 
Vergi.  auch  Sonnenkalb,  Staatsrecht  des  Herzogtums  Sachsen-Altenburg. 
§  7  a.  E.  (in  Marquardsen's  Handb.  des  öffentlichen  Rechts,  III.  Bd.  II.  Halbbd. 
2.  Abteil.  S.  91),  sowie  Gesetzsammlung  No,  67/1855,  4/1866,  Art.  9,  letzter 
Abs.  und  No.  10/1874.  §  21.  An  Stelle  der  Landesdeputation  (auch 
Landständischer  Ausschuß  genannt)  sind  zwei  landschaftliche  Depu- 
tierte getreten.  Denselben  ist  von  vorzugsweise  wichtigen  Gegenständen 
der  Finanzverwaltung  Kenntnis  zu  geben  (Änderungen  im  Stock  des  Ver- 
mögens oder  der  Schulden,  Etatsabänderungen,  ungewöhnliche  Erlasse,  be- 
deutende unvorhergesehene  Ausgaben);  ferner  haben  sie  eine  beratende 
Stimme  bei  Schlußfassungen  des  Gesamtministeriums  in  Angelegenheiten  des 
Domänenfideikommisses  des  Herzogl.  Hauses,  endlich  fungieren  sie  auch  als 
Mitglieder  des  Verwaltungsrates  der  staatlichen  Landesbank.  Eine  Stelle  im 
Direktorium  der  letzteren  wird  gleichfalls  von  der  Landschaft  besetzt. 

1)  Außerdem  wurde  dem  Landtag  das  vorgelegt,  was  in  der  früheren 
Finanzperiode,  ohne  daß  es  im  vorhergehenden  Etat  inbegriffen,  wirklich 
getan  bezüglich  verausgabt  worden  war  und  worüber  nachträglich  um  Ge- 
nehmigung gebeten  wurde.  Diese  zu  genehmigenden,  vom  vorigen  Etat  ab- 
weichenden Posten  waren  detailliert  in  der  Staatsrechnung  zusammengefaßt 
und  in  den  „Rechenschaftsberichten''  mit  enthalten  und  wurde  um  die  nach- 
trägliche Genehmigung  bei  Durchberatung  des  Rechenschaftsberichts  nach- 
gesucht. Der  Staatsvoranschlag  enthielt  lediglich  die  für  die  Zukunft  zu 
bewilligenden  Summen. 
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dann  durcli  einen  oder  mehrere  Referenten  der  Landschaft  mit- 
geteilt. 

Im  Plenum  des  Landtags  wurde  anschließend  (in  Plenar- 
sitzungen) über  die  Voranschläge  unter  gesetzlichen  Regeln  und 
Normen  debattiert.  Die  Landstände  stellten  an  die  Vertreter 
der  Staatsregierung,  die  sogenannten  Herzoglichen  Kommissare, 
Anfragen ,  warum  diese  und  jene  Ausgaben  gemacht  werden 
sollten,  stellten  Anträge,  verweigerten  vielleicht  einzelne  mit  zu 
hohen  Summen  angesetzte  Ausgabeposten  (forderten  Redu- 
zierung) usw.,  und  die  Staatsregierung  wiederum  begründete 
ihre  Forderungen,  suchte  zu  überzeugen,  empfahl  diese  und  jene 
Summen  zur  Annahme  usw.  —  bis  man  schließlich  über  die 
einzelnen  Teile  und  endlich  über  die  Voranschläge  insgesamt 
sich  geeinigt  hatte,  die  nun  mit  ihren  Abänderungen  und  Er- 
gänzungen von  dem  Geheimen  Ministerium  „festgesetzt"  wurden 
(Edikt  vom  18.  April  1831,  IV.  Abschnitt  A  §  28  m  Zeile  2). 

Das  Greheime  Ministerium  hatte  die  Zustimmung  der  Land- 
schaft zu  den  Etats  und  die  Wünsche  derselben  in  einer  „Er- 
klärungsschrift" der  Landschaft  ^)  entgegenzunehmen  und  beides  : 
Etats  und  Erklärungsschrift  dem  Regenten  zu  unterbreiten. 

Diese  TJnterbreitung  durch  das  Geheime  Ministerium  an 
den  Landesherrn,  welcher  die  Etats  durch  seine  Unterschrift 

^)  Nachdem  Regierung  und  Landschaft  sich  über  alle  Punkte  des  Etats 
geeinigt  haben,  gibt  die  Landschaft  dies  an  den  Regenten  in  einer  heute 
folgendermaßen  lautenden  „ Erklärungsschrift "  kund: 
An  Seine  Hoheit. 

Landschaftl.  Erklärungsschrift  auf  den  Höchsten  Erlaß,  den  Entwurf  zu 

dem  Finanzhauptetat  auf  die  Finanzperiode  betreffend. 

Durchlauchtigster  etc.  etc. 

Der  von  Ew.  Hoheit  der  ehrerbietigst  unterzeichneten  Landschaft  zur 
verfassungsmäßigen    Erklärung    vorgelegte   Finanzhauptetat    mit  dem 

außerordentlichen  Etat  für  die  Finanzperiode  ist  in  einer  Reihe 

von  landschaftlichen  Plenarsitzungen  Gegenstand  der  Beratung  und  Be- 
schlußfassung gewesen,  und  beehrt  sich  nun  die  Landschaft,  Ew.  Hoheit 
als  das  Ergebnis  dieser  Verhandlungen  ihre  verfassungsmäßige  Zustimmung 
zu  dem  vorgelegten  Finanzhauptetat  mit  dem  außerordentl.  Etat  auf 

die  Finanzperiode  ,  wiewohl  unter  Stellung  der  folgenden  Ab- 

änderungs-  resp.  Zusatzanträge  ehrerbietigst  zu  erklären.  Diese  bezüg- 
lich des  Finanzhauptetats  gefaßten  Beschlüsse  gehen  dahin:  (folgen  die 
Anträge  bezügl.  des  Ausgabeetats  und  bezügl.  des  Einahmeetats). 

Altenburg,  am  

Ew.  Hoheit  getreue  Landschaft. 
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sanktionierte ,  war  die  dritte  und  letzte  Staffel  der  Etat- 
Gesetzgebung. 

Mit  der  Sanktion  wurden  die  Voranschläge  Gesetz  d.  h. : 
nach  diesen  Etats  hatten  sich,  soweit  nötig,  die  Verwaltungs- 
und Vollzugsbehörden  nunmehr  zu  richten. 2)  Die  Obsorge  für 
deren  Einhaltung  hatte  das  Geheime  Ministerium  (Edikt  vom 
18.  April  1831,  IV.  Abschn.  A.  §  28  m  Zeile  2). 

In  dieser  formellen  Ordnung  wurde  das  Budget  in  der  ersten 
Hälfte  des  19.  Jahrhunderts  erledigt. 

Der  Gang  der  Ordnung  ist  bis  heute  derselbe  geblieben, 
nur  haben  sich  teilweise  die  Behörden,  die  damit  betraut, 
geändert,  indem  der  Kollegien  Geschäftskreis  sich  verschob, 
andere  für  bisherige  eintraten,  manche  ganz  verschwanden. 

Die  Aufstellung  des  Finanzhauptetats  (der  erste  Finanz- 
hauptetat war  der  für  die  Periode  1849/50)  liegt  heute  in  den 
Händen  des  Vorstands  der  Ministerialabteilung  für  Finanzen. 
Dieser  unterbreitet  auch  den  Etat  (inkl.  „Bemerkungen")  im 
Namen  des  Gesamtministeriums  der  Landschaft  und  gibt  ebenso 
entweder  persönlich  oder  durch  seine  Stellvertreter  die 
geforderten  oder  sich  noch  nötig  erweisenden  Erklärungen 
dazu  ab. 

Dem  Landtag  seinerseits  steht  auch  heute  noch  bei  der 
Etatberatung  vor  allem  das  Steuerbewilligungsrecht  (Grundg. 
§  201  ff.)  zu,  doch  ist  er  verpflichtet,  diejenigen  Mittel  unbedingt 
zu  bewilligen,  die  zur  anständigen  Dotierung  der  erforderlichen, 
vor  dem  Einnahme-Etat  festzusetzenden  Ausgaben  nötig  sind.^) 

Ebenso  ist  dem  Landtag  das  Eecht  entzogen,  ein  Kapitel 
der  laufenden  Verwaltung  ohne  Zustimmung  der  Staatsregierung 
zu  mindern  oder,  unbeschadet  der  Vorverhandlungen  über  Zweck 


^)  In  früheren  Zeiten  wurden  die  Etats  (Regierungsetats)  nicht  gedruckt, 
also  nicht  für  die  Allgemeinheit  veröffentlicht.  Dies  erst,  seitdem  es  Land- 
tagsbl.  gibt,  und  in  der  Vollständigkeit  und  Detaillierung,  in  der  heute  der 
Finanzhauptetat  in  den  Lbl.  erscheint,  erst  seit  den  70er  Jahren. 

2)  Das  genehmigte  Budget  als  solches  wird  nicht  als  Gesetz  publiziert, 
sondern  die  genehmigten  Auflagen  in  Form  eines  sogenannten  „  Steuer- 
ausschreibens"  veröffentlicht. 

3)  Der  Landtag  hat  demnach  nur  ein  beschränktes  Steuerbewilligungs- 
recht (vergl.  Grundgesetz  §  204). 
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und  Dauer  einer  Yerwilligung ,  solche  an  Bedingungen  zu 
knüpfen.  ^) 

Kommt  bei  den  Finanzhauptetat- Verhandlungen  eine  Ver- 
einigung zwischen  Eegierung  und  Landschaft  nicht  zustande, 
so  läßt  der  Landesherr  auf  G-rund  des  bisherigen  Etats  alle 
bisherigen  Einnahmen  noch  auf  ein  Jahr  (nach  Ablauf  der 
Etatperiode)  mittels  Erlasses  eines  Steuerausschreibens  fort- 
erheben. 

Für  die  Ausgaben  gelten  für  solche  exceptionelle  Zeiten 
die  allgemeinen  staatsrechtlichen  Grundsätze,  vor  allem  ist  die 
Notwendigkeit  und  Nützlichkeit  der  Ausgaben  nachzuweisen. 


IIL  Kapitel. 

Das  Zalilungs-,  Kassen-  und  Rechnungswesen.  Kontrollwesen. 

1.  Das  ZaMungs-  und  Kassenwesen. 

Ein  wichtiger  Teil  der  formellen  Ordnung  endlich  ist  das 
Zahlungs-,  Kassen-  und  Rechnungswesen,  sowie  das  Kontroll- 
wesen. Es  liegt  in  der  Natur  der  Sache,  daß  diese  mit  den 
sonstigen  Einrichtungen  der  Finanz  Verwaltung,  z.  B.  der 
Behördenorganisation,  in  engster  Beziehung  stehen,  sich  diesen 
anschließen  und  eingliedern.  Dies  ist  ein  notwendiges  Ergebnis 
der  Verhältnisse  des  Staats wirtschaftsbetriebes,  der  zwar  kom- 
pliziert, aber  einheitlich  organisiert  ist. 

Das  heutige  Zahlungs-,  Kassen-  und  Rechnungswesen  hat 
gleich  dem  Etat-  und  Behördenwesen  seine  Entwicklung. 

Bis  zum  19.  Jahrhundert  kann  man  in  dieser  Beziehung 
drei  Epochen  unterscheiden.  Die  erste :  die  der  Geschlechter- 
und  Lehnsordnung,  die  zweite:  die  der  ständischen  Zeit,  die 
dritte  endlich :  die  der  absoluten  Monarchie.  In  der  dritten 
beginnt  das,  was  man  staatliches  Kassenwesen  nennen  darf. 

In  der  ersten  kann  von  einem  Kassen-  auch  Zahlungs-  und 
Rechnungswesen  nicht  wohl  gesprochen  werden.  Es  fehlten 
dafür  die  Bedürfnisse  und   Voraussetzungen.     Alles  basierte 


^)  Diese  Gesetzesbestimmung  existiert,  um  einer  event.  ungerechtfertigt 
Platz  greifen  wollenden  Willkür  der  Landstände  vorzubeugen  (vergl,  Grund- 
gesetz §  203). 
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noch  auf  der  Naturalwirtschaft.  Der  Fürst  bezog  seine  Ein- 
nahmen meist  in  natura  von  seinen  Domänen,  die  Untertanen 
deckten  die  Öffentlichen  und  fürstlichen  Bedürfnisse  durch  Natural- 
leistungen, also  war  ein  eigenes  Kassenwesen  weder  nötig  noch 
möglich.    Es  gab  nur  eine  einfache  Verrechnung  der  Kassen. 

Als  die  Territorien  allmählich  zur  Selbständigkeit  gelangten, 
änderten  sich  die  Verhältnisse,  denn  die  öffentlichen  Bedürfnisse 
wuchsen,  man  bedurfte  neuer  Einnahmequellen,  die  mehr  und 
mehr  steuerwirtschaftlichen  Charakter  hatten.  Die  Stände 
nahmen  an  der  Mitwirkung  mehr  und  mehr  teil,  und  es  bildeten 
sich  für  die  bewilligten  Steuern  eigene  Kassen,  die  nun  neben 
der  fürstlichen  in  Erscheinung  traten.  ^)  Es  machte  sich 
infolge  dieser  Entwicklung  die  Ausbildung  eines  Kassen-  und 
Rechnungswesens  notwendig,  wenn  selbiges  auch  noch  nicht 
einheitlich  gestaltet  war ,  da  noch  keine  Staatsverwaltung 
existierte. 

Die  entstehende  absolute  Monarchie  brachte  dann  das.  was 
noch  fehlte,  ein  durchgebildetes  staatliches  Kassenwesen.  Der  Staat 
ging  dazu  über,  seine  Verwaltung  einheitlich  durchzubilden, 
besonderen  technischen  Spezialbeamten  die  Finanzverwaltung  zu 
übertragen.  Für  die  Ansammlung  der  Gelder  in  Kassen,  für 
das  Verrechnungswesen  und  den  Ausgabedienst  wurden  lokale 
Finanzbeamte  und  lokale  Finanzbehörden  geschaffen  und  so  eine 
einheitliche  Grliederung  durchgeführt,  deren  darnach  erforder- 
liche Zentralisation,  Eingliederung  in  die  einheitliche  Staats- 
verwaltung, dem  17.  und  18.  Jahrhundert,  zum  großen  Teil 
auch  noch  dem  19.  Jahrhundert  vorbehalten  war. 

Vor  allem  fehlte  im  17.  und  18.  Jahrhundert  noch  die 
fiskalische  Kasseneinheit,  auch  im  Rechnungswesen. 

Dies  scharf  herauszuarbeiten,  diese  modern-finanzwirtschaft- 
liche Zentralisation  zu  schaffen,  ebenso  wie  die  völlige  Trennung 


^)  Von  der  Kamme rkasse  des  Herzogtums  Sachsen- Altenburg  ist  die 
älteste  Rechnung  die  vom  Jahre  1575;  von  da  ab  bis  1848  existieren  noch 
sämtliche  Kammerrechnungen  (1.  Jan.  1849  Gründung  der  Finanzhaupt- 
kasse). Von  der  Obersteuerkasse  des  Herzogtums  Sachsen- Altenburg  ist 
die  älteste  Rechnung  die  vom  Jahre  1619/1G20  (also  44  Jahre  später);  von 
da  ab  bis  1848  existieren  noch  sämtliche  Obersteuerrechuungen.  —  Die 
Rechnungen  dieser  beiden  Kassen  liegen  im  Regierungsarchiv  auf  den  Roten 
Spitzen  zu  Alteuburg. 
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zwischen  Hof-  und  Staatsfinanzen  herbeizuführen,  ist  erst  dem 
19.  Jahrhundert  gelungen. 

Im  Herzogtum  Sachsen-Altenburg  finden  wir 
Anfang  des  19.  Jahrhunderts  ,  wie  in  anderen  Staaten ,  ein 
dem  ganzen  sonstigen  Staatsorganismus  angepaßtes  und  dem- 
entsprechend zersplittertes  Kassen-  und  Rechnungswesen  vor. 
Die  verschiedenen  Zweige  der  Verwaltung  hatten  ihre  ver- 
schiedenen Kassen. 

Dem  Finanzbehördenorganismus  entsprechend  (welcher  sich 
in  Kammerverwaltung  und  Obersteuerverwaltung  mit  getrennten 
obersten  Behörden  gliederte) ,  hatte  man  zunächst  eine  Kammer- 
kasse und  eine  Obersteuerkasse. 

Die  Kammerkasse  empfing  die  sogen.  Kammereinkünfte,  die 
Obersteuerkasse  die  sogen.  Obersteuereinkünfte.  Beides  waren 
sowohl  Ausgabe-  wie  Einnahmekassen  mit  anfangs  des  Jahr- 
hunderts getrennten  Ausgabegeschäften. 

Diesen  beiden  Zentralkassen  gliederten  sich  weitere  an. 

Besonders  die  Kammerverwaltung 
besaß  eine  Menge  Unterkassen ,   die  mit  ihr   in  Verbindung 
standen.   Dieselben  hatten  sich  historisch  entwickelt  mit  Heraus- 
bildung gesteigerter  Bedürfnisse  der  Kammer.    Das  Einnahme- 


1)  Bis  zum  Jahre  1818  verfügte  der  Herzog  (von  Gotha  damals)  völlig 
frei  über  die  Einkünfte  der  fürstlichen  Kammerkasse,  er  bedurfte  keiner  be- 
hördlichen Zustimmung  bezügl.  der  Verwendung  der  Einnahmen  und  unter- 
stand auch  keiner  Kontrolle.  Nur  die  Obersteuerkasse  unterstand  der  Staats- 
verwaltung. Zu  diesem  Zeitpunkt  aber  (s.  Anm.  2)  sah  sich  Herzog  August 
zu  einem  Vertrag  mit  der  Altenburgischen  Landschaft  genötigt,  durch  welchen 
das  Kammer  vermögen  unter  Kuratell  der  Landstände  gestellt  wurde  (1818). 
Es  war  dies  weniger  ein  Akt  freien  Willens,  als  eine  Tat,  geschehen 
unter  dem  Druck  der  Verhältnisse.  Zum  Vorteil  des  Herzogtums  war 
dieser  Vertrag  nicht.  Denn  es  wurde  durch  die  Unterstellung  des  Kammer- 
vermögens unter  die  Landstände  eine  formelle  Verschmelzung  des  Zahlungs- 
und Kassenwesens  herbeigeführt,  die  das  Herzogtum  auf  der  einen  Seite 
nicht  wünschen  konnte,  weil  es  damit  Verpflichtungen  für  die  Kammerkasse 
mit  übernahm,  auf  der  anderen  Seite  wünschen  mußte,  um  allmählich  auf 
Einschränkungen  der  Kammerausgaben  hinwirken  zu  können. 

2)  1818  wurde  auch  ein  Obersteuerkollegium  geschaffen  als  Organ  für 
die  Obersteuerkasse,  und  die  Landesbank  gegründet  (80.  Dez,  1818)  an  Stelle 
und  auf  Grund  der  Kammerleihbank. 
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feld  war  erweitert  und  für  neue  Einnahmezweige  öfter  besondere 
Kassen  gesclaaffen  worden. 

Diese  Unterkassen  besorgten  zunächst  das  Einhebegeschäft 
der  auf  sie  verwiesenen  Einnahmen ,  deckten  ihre  Ausgaben 
und  stellten  Überschüsse ,  die  sie  erzielten ,  der  Herzog- 
lichen Kammer  zur  Verfügung.  Sie  waren  also,  weil  sie  Ein- 
nahmen und  Ausgaben  zugleich  besorgten,  eigentlich  Neben- 
Hauptkassen  (Spezial-Hauptkassen),  die  zumeist  nur  durch  ihre 
Überschüsse  mit  der  Hauptverwaltung  (Kammer)  in  Verbindung 
traten. 

Solche  Kassen  waren:  Rentamtskasse  zu  Altenburg,  Deutsch- 
Ordenshauskasse  zu  Altenburg,  Hauptgleitskasse  zu  Altenburg, 
Forstkasse  zu  Altenburg,  Vorsteheramtskasse  zu  Altenburg^ 
Ehrenberger  Kammergutskasse,  Rentamtskasse  zu  Kahla,  Rent- 
amtskasse  zu  Roda,  Rentamtskasse  zu  Eisenberg,  zu  Ronneburg, 
Ronneburgische  Brunnenadministrationskasse,  Kammersteuer-  und 
Tranksteuerhauptkasse,  Großensteiner  Holzverkaufskasse,  endlich 
die  Saalenflöße. 

Allerdings  gab  es  auch  welche,  auf  die  ganz  besondere 
Ausgaben  verwiesen  waren,  die  also  ihre  Überschüsse  gleich 
für  ganz  bestimmte  Zwecke  zur  Verfügung  halten  mußten. 
Vergleiche  in  dieser  Beziehung  den  Kammer-Etat  1822  (siehe 
Seite  35  bis  37). 

So  waren  z.  B.  die  Ausgaben  wegen  Unterhaltung  der 
herrschaftlichen  Gebäude  auf  neun  Kassen  verwiesen,  die  Aus- 
gaben wegen  Erhaltung  der  Brücken  und  Straßen  fielen 
6  Kassen  zu,  die  Ausgaben  wegen  neuen  Chausseebaus  waren 
auf  7  Kassen  verteilt  usw.  Die  notwendig  werdenden  Be- 
soldungen trug  jede  Kasse  für  sich  (1822:  13  solcher  Unter- 
kassen, auf  die  Besoldungen  fielen). 

Bei  der  Obersteuerverwaltung 
war  die  Organisation  des  Kassenwesens  eine  weit  besser  geregelte. 
Die  unteren  Kassen  figurierten  mehr  als  Einnahmekassen  ^), 
beauftragt  mit  der  Einziehung  der  zur  Obersteuerkasse  dann 
abzuführenden  Summen.  Leisteten  sie  dennoch  auch  Ausgaben 
aus  ihren  Fonds,  so  geschah  dies  auf  General-  oder  Spezial- 


^)  Z.  B.  die  Steueramtskassen. 
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anweisung  der  über  ihnen  stehenden  Obersteuerbeliörden. 
Jedenfalls  fungierten  sie  nicht  so  als  Nebenbauptkassen ,  wie 
dies  bei  der  Kammer  seitens  der  Unterkassen  geschab. 

Im  Laufe  weniger  Jahrzehnte  verbesserte  sich  noch  diese 
Kassenorganisation.  Von  den  ünterkassen  wurden  mehrere 
abgeschafft,  entweder  weil  ihre  Einnahmen  wegfielen  (z.  B.  bei 
der  Saalenflöße),  oder  weil  man  die  betr.  Kasse  mit  einer  anderen 
verschmolz  oder  gleich  mehrere  zu  einer  verband. 

Schließlich  kam  man  dahin,  nicht  bloß  die  Nettoüberschüsse 
der  Unterkassen  an  die  Kammer  abzuführen  (wie  das  früher 
gewesen) ,  sondern  der  Kammerkasse  Bruttoeinnahmen  und 
-ausgaben  zu  imterstellen.  Geschah  dies  auch  langsam  und 
widerwillig,  so  erreichte  man  es  doch. 

Der  Gedanke  zentralistischer  Kassenordnung  machte  sich 
immer  mehr  geltend.  Denn  nur  dadurch,  das  sah  man  ein, 
wurde  die  Ubersicht  über  das  gesamte  Finanzwesen  ermöglicht. 

Da  im  Laufe  der  Jahre,  von  Anfang  des  19.  Jahrhunderts 
bis  zur  Mitte  desselben,  die  beiden  obersten  Kassen  immer  mehr 
bezüglich  der  Erledigung  von  Ausgabegeschäften  in  Verbindung 
traten,  indem  vor  allem  seitens  der  Kammerverwaltung  viele 
Ausgaben  auf  die  Obersteuer  abgewälzt  wurden ,  weniger 
solche  seitens  der  Kammerkasse  für  die  Obersteuer  zu  leisten 
waren ,  so  lag  schließlich  der  Gedanke  der  Vereinigung  auch 
der  beiden  obersten  Zentralkassen  (der  Kammerkasse  und  der 
Obersteuerkasse)  nicht  mehr  fern.  Denn  das  staatsrechtliche 
Doppelsystem  im  Kassenwesen  brachte  mancherlei  Nachteile  mit 
sich,  nicht  allein  rechtliche  und  administrative,  sondern  auch 
technische.  Vor  allem  war  man  genötigt,  zwei  Etats  auf- 
zustellen. Und  das  nicht  allein.  Durch  die  Verweisung  von 
Ausgaben  von  einer  auf  die  andere  Hauptkasse  war  man  öfter 
im  Zweifel,  ob  diese  oder  jene  Kasse  die  Ausgaben  zu  bestreiten 
hatte,  ob  diese  oder  jene  Einnahme  der  einen  oder  anderen 
Kasse  zugehörte.  Und  nicht  zuletzt  arbeiteten  zwei  Kassen 
schwerfälliger  als  eine  einheitlich  organisierte.  Vor  allem  war 
es  auch  kostspieliger,  da  es  doch  eines  zahlreicheren  Beamten- 
personals bedurfte. 

Alle  diese  Mängel  hatte  man  bereits  bei  Schaffung  des 
Grundgesetzes  (1831)  empfunden  und  um  möglichste  Abgrenzung 
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in  Einnahme  wie  in  Ausgabe  bei  diesen  beiden  obersten  Kassen 
zu  schaffen,  war  bestimmt,  daß 

die  Einnahmen  der  Obersteuerhauptkasse 
bestehen  sollten  aus 

den  direkten  und  indirekten  Steuern  des  Landes,  den 
polizeilichen  Abgaben  und  endlich  Nebeneinkünften  (wie 
Zinsen  von  Aktivkapitalien,  Sportel-  und  Strafgeldern  und 
Besoldungsbeiträgen  verschiedener  Kassen  und  Beamten). 

Die  Einnahmen  der  Kammerkasse 
bestanden  in  den  sogenannten  „Kammereinkünften".  ^) 

Bezüglich  der  Ausgaben  bestimmte  §  2  der  Grundsätze  der 
Finanzverwaltung  ^)  (II.  Beilage  zum  Grundg.vom  29.  April  1831) : 

„Obgleich  die  einzelnen  Bestimmungen  und  Obliegenheiten 
der  Kammer-  und  Obersteuerkasse  gegenseitig  nicht  genau 
geschieden  sind,  so  soll  doch  (unbeschadet  der  jetzigen  etwa  im 
einzelnen  abweichenden  Einrichtungen) 

der  Kammer  zunächst  obliegen : 
Die  landesherrliche  Zivilliste  (vorbehältlich  des  schon  bisher 
bestehenden  landschaftlichen  Beitrags  zu  derselben) ;  die  Kosten 
ihrer  eigenen  Verwaltung;  die  Erhaltung  des  Kammervermögens; 
die  Erhaltung  der  Landstraßen  und  Chausseen;  der  Aufwand 
auf  die  landesherrliche  Gerichtsbarkeit  bei  den  Herzoglichen 
Amtern  und  Herzoglichen  Gerichten ;  Beiträge  zu  gemeinnützigen 
Anstalten  und  die  Verzinsung  ihrer  Schulden; 

der  Obersteuerkasse  dagegen : 
Ein  Beitrag  zur  landesherrlichen  Zivilliste ;  die  Kosten  der 
Landesbehörden  mit  Ausnahme  der  Kammer ;  die  Zuschüsse  für 
Geistliche,  für  Schulen  und  für  Biidungsanst alten,  welche  nicht 


^)  Aus  dem  vom  herzogl.  sächs.  Kammerrentmeister  Christian  Friedi'. 
Hase  im  Jahre  1825  auf  Wunsch  des  Kammerkollegiums  neubearbeiteten 
Etat  ersieht  man,  daß  unter  Kammereinkünften  nicht  nur  der  Ertrag  der 
Domänen  (Kammergüter)  figurierte,  sondern  noch  manche  andere  finanzielle 
Gerechtsame.    (Vergl.  auch  S.  40.) 

2)  Schon  früher  waren  solche  „Grundsätze  der  Finanzverwaitung''  ge- 
geben worden  (Lbl.  1832—35,  S.  184  unter  2.  Z.  21  v.  u.).  Diese  Grundsätze 
waren  im  Jahre  1818  aufgestellt  worden.  Weitere  Normen  für  die  Finanz- 
verwaltung gab  man  auf  dem  Ausschußtag  1827  (Lbl.  1832—35,  S.  185,  unter 
b)  Z.  1,  Grundsätze  der  Finanz  Verfassung  des  Herzogtums). 
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stiftungsmäßig  der  Kammer  obliegen;  die  Erhaltung  der  Armen-, 
der  Medizinal-,  der  Polizei-  und  der  Strafanstalten;  eine  Unter- 
stützung der  Kammer  bei  größeren  Straßenbauten,  wenn  hierzu 
eine  besondere  landschaftliche  Verwilligung  erfolgt  ist ;  Beiträge 
zum  Uferbau  von  Strömen  und  Flüssen;  die  Kosten  der  Bundes- 
verhältnisse und  der  diplomatischen  Agenten;  des  Militärs;  der 
landschaftlichen  Versammlungen ;  die  Kosten  der  Geschäfts  Vorfälle 
in  Landeshoheitssachen  und  die  Verzinsung   ihrer  Schulden." 

Der  §  1  der  zweiten  Beilage  zum  Grundgesetz  suchte,  da 
eine  Zentralkasse,  eine  Hauptstaatskasse,  noch  nicht  existierte, 
durch  einheitliche  Regelung  diese  einstweilen  zu  ersetzen: 
es  besteht  Einheit  des  Kamerai-  und  landschaftlichen  Inter- 
esses dergestalt,  daß  Kamerai-  und  Landeseinkünfte  — 
ungeachtet  der  in  Ansehung  der  Verwaltung  derselben  be- 
stehenden Trennung ,  unter  vorausgesetzter  Fortdauer  der 
jetzigen  Staats  Verhältnisse ,  unbeschadet  der  bestehenden 
Patrimonial-Eigentumsr echte  des  Herzogl.  Hauses  an  dem  ge- 
samten Kammer  vermögen  und  den  Regalien  —  ihrem  Wesen 
nach  genau  verbunden  sind. 

Das  Bestreben,  das  Kassenwesen  durch  besondere  einheit- 
liche Vorschriften  zentralistisch  zu  ordnen ,  hörte  überhaupt 
nicht  wieder  auf,  obgleich  die  Regierung  sich  lange  Zeit  der 
praktischen  Durchführung  widersetzte^)  (s.  IL  Beilage  zum 
Grundg.  vom  29.  April  1831.    Abschn.  II,  III  u.  IV). 

So  wurde  bei  einer  Landtagsberatung  seitens  der  Herzogl.  Kom- 
missarien bezügl.  der  Kammerkasse  und  der  ihr  unterstellten  Kassen  bemerkt, 
daß  das  Bestehen  der  einzelnen  Amtskassen  mit  einem  eigenen  Aktiv-  und 
Passiv-Vermögensstock  in  dem  älteren  Staatsrechte  des  Gesamthauses  Gotha 
seine  historische  Grundlage  und  genügende  Erklärung  finde.  Nach  demselben 
war  nämlich  infolge  der  sogenannten  Portionsanschläge  jedes  Amt  staats- 
rechtlich gleichsam  als  ein  geschlossenes  Ganze  betrachtet  worden.  In  den 
Gotha- Altenburgischen  Landen  hatte  man  diesen  Gesichtspunkt  im  Kassen- 
und  Rechnungswesen  fortdauernd  festgehalten.  Auch  die  1826  neu- 
geschaffene Staatsregierung  hatte  es  im  Herzogtum  Altenburg  noch  so  vor- 
gefunden. In  dem  mit  dem  Etat  1832  übergebenen  Kommentar  und  Finanzplan 
waren  auch  die  Motive  angedeutet,  warum  man  bisher  Bedenken  getragen, 
das  Zentralisationssystem  bei  den  Kamerai-Kassen  einzuführen,  und  warum 
man  sich  mit  Vereinfachung  und  Kombinierung  einzelner  Kassen,  ohne  Auf- 
hebung des  Grundprinzips,  begnügen  wollte.  Betreffs  der  Kostspieligkeit, 
durch  vermehrtes  ßeamtenpersonal  machte  man  geltend,  daß  im  Hinblick 
auf  das  z.  B.  in  Weimar  bestehende  Landrentamt  und  die  Erfahrungen,  die 
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Als  aber  nach  wiederholter  energischer  Vertretung  im 
Landtag  die  Mängel  des  zurzeit  bestehenden  Kassen-  und 
Rechnungswesens  in  genügender  Weise  hervorgehoben  und  als 
solche  erkannt  waren,  kam  es  schließlich  am  6.  Dezember  1848 
zu  der  Ministerialbekanntmachung,  welche  die  Vereinigung  des 
Kammer-  und  Obersteuervermögens  bekannt  gab.  Dadurch 
wurden  die  beiden  bisherigen  obersten  Kassen  in  eine  ver- 
schmolzen und  bildeten  von  nun  an  die  sogenannte  „Haupt- 
finanzkasse". 

Es  war  damit  nicht  nur  eine  rechnerische  sondern  sogar 
faktische  Einheit  des  obersten  Kassen-  und  Rechnungswesens 
erzielt,  das  natürlich  des  Unterkassenwesens  (Lokalkassenwesens) 
auch  ferner  nicht  entbehren  konnte. 

Von  besonderer,  damals  nicht  übersehener  Bedeutung  war 
vor  allem  die  mit  dieser  Verschmelzung  zusammenhängende 
Abtretung  der  dem  Herzogl.  Hause  an  dem  gesamten  Domänen- 
vermögen grundgesetzlich  (§  18fF.  des  Grundges.)  zustehenden 
Rechte  an  den  Staat. ^) 

Zunächst  aber  brachte  diese  Vereinheitlichung  derartige 
Vorteile  im  Kassen-  und  Rechnungswesen,  daß  man  auf  die 


man  in  solcher  Beziehung  mit  den  neuen  Rechnungseinrichtungen  in  Meiningen 
gemacht,  man  keinen  Mut  und  wenig  Lust  habe,  einen  ähnlichen  Weg 
einzuschlagen.  Bezüglich  der  Verschmelzung  der  Rentamtskasse,  Deutsch- 
Ordenshauskasse,  Forstkasse  und  Vorsteheramtskasse  in  eine  empfahl  man  zu 
erwägen,  daß  zwar  mit  jenen  einzelnen  Detailverwaltungen  so  mancher 
Aufenthalt  und  zunehmende  Rücksicht  verknüpft  seien,  die  freilich  in  größeren 
Staaten,  wo  man  dergleichen  verschiedenartige  Geld-  und  Naturalien rech- 
nungen  in  die  Hände  einer  Behörde  zu  legen  pflege,  wegfielen,  daß  aber 
eine  besonders  glückliche  Individualität  dazu  gehören  würde,  wenn  ein 
Rechnungsbeamter  das  Ganze  übersehen  und  durchführen  sollte  —  selbst 
wenn  ihm  Assistenten  beigegeben  würden,  die  übrigens  ja  dann  auch  mit 
angemessenen  Besoldungen  anzustellen  wären.  —  Man  bezweifelte  also 
regierungsseitig,  daß  aus  einer  Abänderung  in  Hinsicht  auf  die  Einfachheit 
und  mindere  Kostspieligkeit  wesentliche  Vorteile  hervorgehen  könnten  (weiteres 
Lbl.  1832—35,  S.  167,  Protokollauszug  der  Sitzung  vom  9.  Juli  1832). 

^)  Es  machte  sich  infolge  dieses  Vertrages  —  wodurch  die  sämtlichen  Ein- 
nahmen aber  auch  die  sämtlichen  Ausgaben  der  Kammerkasse  an  den  Staat 
übergingen  und  vom  Staate  übernommen  wurden  —  die  Zahlung  einer 
Zivilliste  an  den  regierenden  Herzog  und  das  Herzogl.  Haus  notwendig,  die, 
da  man  nicht  die  geringste  Erfahrung  der  Bedürfnisse  der  Hofhaltung  usw. 
hatte,  manche  Schwierigkeit  für  die  Zukunft  erzeugen  mußte. 
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damit  wieder  neu  sich  zeigenden  Nachteile,  die  allmählich  zu- 
tage traten  und  in  späteren  Jahren  der  Beseitigung  harrten, 
gar  nicht  achtete. 

Die  Hauptfinanzkasse  als  oberste  Staatskasse  wurde  seit 
1.  Januar  1849  beibehalten.  Allerdings  trat  eine  Änderung 
noch  mal  insofern  ein,  als  die  Domänen  zwischen  Herzog  und 
Staat  aufgeteilt  wurden  (29.  April  1874) ,  und  eine  neue 
Domänenkasse  für  die  Ausgaben  und  Einnahmen  des  „Domänen- 
fideikommisses  des  Herzogl.  Hauses  Sachsen- Altenburg"  sich  als 
nötig  erwies. 

Auf  das  eigentliche  Staatskassenwesen  hatte  aber  diese 
neuerliche  Einrichtung  keinen  Einfluß,  denn  diese  neue  Kasse 
hatte  weder  Zahlungen  an  die  Staatskasse  zu  leisten,  noch 
Einnahmen  von  ihr  zu  erwarten. 

Die  Domänenhauptkasse  steht  jetzt  der  Finanzhauptkasse 
ebenso  fern,  wie  vordem  schon  die  Hofhauptkasse  oder  die 
Marstallamtskasse. 

Außer  der  Finanzhauptkasse  bestehen  zur  Erleichterung 
der  Durchführung  des  Einnahme-  und  Ausgabewesens  des  Herzog- 
tums vor  allem  folgende  Lokalkassen  ^) : 

1.  Die  Hauptsteuer  am  tskasse, 

2.  Steuer-  und  Rentamtskasse  zu  Altenburg, 

3.  „  „  „  zu  Schmölln, 

4.  „  „  zu  Ronneburg, 

5.  5,  „  „  zu  Eisenberg, 

6.  ,,  „  „  zu  Roda, 

7.  „  „  „  zu  Kahla. 

Sie  sind  dem  Ministerium,  Abt.  für  Finanzen,  unterstellt. 

Außerdem  existieren  noch  einige  Kassen  ^)  deren  Ein- 
nahmen zum  Teil  aus  Staatszuschüssen  bestehen  und  deren 
Ausgaben  nur  bestimmten  Zwecken  dienen.  Sie  werden  von 


^)  Über  die  diesen  Kassen  vorstehenden  Behörden  siehe  S,  30. 

2)  Die  Anstaltskasse  der  Landesbrandversicherungsanstalt,  wie 
auch  die  Kasse  der  Staatsdienerwitwensozietät  werden  durch  die 
Finanzhauptkasse  mit  verwaltet  (vergl.  Bek.  vom  16.  Dez.  1862,  No.  49, 
S.  211.  Über  die  Befugnisse  der  Landschaftsdeputierten  bei  der  Verwaltung 
dieser  beiden  Kassen  vergl.  Ges.  vom  3.  Dez.  1855,  No.  67,  S.  217  u.  Ges. 
vom  14.  März  1866,  No.  4,  S.  5,  Art.  IX,  Abs.  6). 
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dem  Kassierer  der  Finanzhauptkasse  mit  verwaltet.  Es  sind 
dies : 

a)  Die  Landeskirchenhilfskasse. 

b)  Die  allgemeine  Schulkasse. 

c)  Die  Landschullehrer-Pensionskasse. 

Alle  drei  unterstehen  dem  Ministerium ,  Abt.  für  Kultus - 
angelegenheiten,  ^)  welches  die  Anweisungen  zu  Zahlungen  usw. 
zu  erteilen  hat. 

Besonderer  Erwähnung  bedarf  endlich  die  Kasse  der  Landes- 
bank, welch  letztere  im  Gresamtministerium  ihre  Oberaufsicht 
und  Oberleitung  hat  und  unter  staatlicher  Garantie  verwaltet 
wird. 

Von  besonderer  Bedeutung  für  das  Zahlungs-  und  Kassen- 
wesen ist  —  teilweise  ist  dasselbe  schon  berührt  —  d  i  e  0  r  d  - 
nung  des  finanziellen  An  Weisungsrechtes ,  d.  i. 
„die  Befugnis  einer  Amtsstelle  oder  ihres  Amts  Vorstandes,  durch 
speziellen  oder  generellen  Auftrag  über  die  Verwendung  von 
Staatsgeldern  zu  disponieren"  (Heckel). 

Im  Herzogtum  Sachsen-Altenburg  fielen  die 
obersten  Finanzbehörden  mit  den  obersten  Anweisungsbehörden 
zusammen  (vgl.  also  in  dieser  Beziehung  das  Kapitel  über  das 
Finanzbehördenwesen). 

In  der  Gegenwart  ist  es  so  geregelt ,  daß  sämtliche  4  Ab- 
teilungen des  Herzoglichen  Sächsischen  Ministeriums  zu  Alten- 
burg als  Hauptanweisungsbehörden  fungieren  und 
Kassenverfügungen  für  die  ihnen  zustehenden  Etatspositionen 
erlassen.  Doch  ist  dies  nicht  durchgängig.  Für  viele  hat  sich 
diese  Anweisung  das  Ministerium,  Abteilung  der  Finanzen,  oder 
gar  das  Gesamtministerium  vorbehalten. 

Die  weiteren  Spezialanweisungen  liegen  in  den 
Händen  der  einzelnen  Kassenvorstände. 


1)  Dem  Ministerium,  Abt.  für  Kultus,  sind  desgl.  noch  unterstellt:  Die 
Landeskollektenkasse ,  der  Landkirchen  -  Inspektorats  -  Besoldungsfonds ,  die 
Funeralkasse  für  die  Geistlichen  und  die  Begräbniskasse  für  die  Volksschul- 
lehrer —  kleinere  Ausgabekassen,  die  mit  der  Einziehung  von  dem  Staate 
zufließenden  Geldern  etc.  nichts  zu  tun  haben  (vergl.  Herzogl.  Sachs.-Altenb. 
Hauskalender  1907,  S.  59). 

5 
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2.  Reclmuiigswesen. 
Um  eine  wirklich  erfolgreiche  Staatskontrolle  zu  ermög- 
lichen ,  bedarf  es  eines  geordneten  Rechnungswesens ,  d.  h.  die 
einzelnen  Kassen  müssen  genau  nach  bestimmten  Grundsätzen 
und  Formalien  Rechnung  führen,  so  daß  auf  Grund  dieser 
Rechnungsbücher  zu  bestimmten  Zeiten  eine  Rechnungsstellung 
und  endlich  die  Inventarisierung  des  Staats  Vermögens  vor- 
genommen werden  kann. 

Die  Kassen  des  Herzogtums  führten  von  jeher  zu  diesem 
Zwecke  sowohl  Rechnungsbücher  mit  chronolo- 
gischer Anordnung,  das  sind  solche ,  wo  alle  Ein-  und 
Ausgänge  zeitlich  geordnet  eingetragen  werden,  und  Rech- 
nungsbücher mit  systematischer  Anordnung,  wo 
alles  nach  obersten  Gesichtspunkten,  Kapiteln,  Titeln 
usw.  rubriziert  ist ;  —  erstere  J ournale ,  letztere  Manuale  ge- 
nannt.  Und  es  gab,  der  Gliederung  entsprechend,  sowohl  Spezial- 
journale  und  -manuale   als  auch  Hauptjournale  und  -manuale. 

Um  das  Geheime  Ministerium  über  das  Rechnungswesen 
zu  unterrichten,  hatten  bereits  die  Obersteuerhauptkasse 
(Edikt  von  1831.  §  69.  letzte  Zeile)  wie  die  Kammerhaupt- 
kasse (Edikt  §  75.  Rubrik  11  e  letzte  Zeile)  als  auch  die 
Direktion  der  Landesbank  (Edikt  §  81.  Abs.  II.  Zeile  3.)  und 
die  Militärkasse  (Edikt  §  82.)  unmittelbar  monatliche  Kasse- 
rapports einzureichen,  das  sind  vorläufige  rechnungsmäßige  Dar- 
stellungen der  erhaltenen  Einnahmen  und  gemachten  Ausgaben 
bei  den  einzelnen  Staatskassen ,  aus  denen  dann  am  Schlüsse 
der  Wirtschaftsperiode  sich  die  Generalstaatsrechnung  ergibt 
und  sich  als  Soll-Ist-  und  Restrechnung  darstellt. 

Am  Schlüsse  des  Jahres  hatten  dann  die  Kassen  jährliche 
genaue  Übersichten  über  die  Geschäfts  Verwaltung  bei  den  zu- 
ständigen Kollegien  vorzulegen,  die  ihnen  nach  vorgenommener 
Revision  und  nach  bei  dem  Geheimen  Ministerium  eingeholter 
Genehmigung  Justifikation  erteilten. 

Es  bestand  indes  bei  den  beiden  ersten  Kassen  des  Herzog- 
tums ein  Unterschied.  Nach  Edikt  vom  18.  April  1831  §  75 
Rubrik  11  hatte  die 

Kammer  die  Prüfung  der  Rechnungen  der  Kammerkasse 
und  der  ihr  untergeordneten  Kassen.  Die  Justifikation  der 
Rechnungen  der  Unterkassen  konnte  sie  erst  nach  vorher  bei 
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dem  Gelieimen  Ministerium  eingeholter  Genehmigung  erteilen. 
Die  Haaptrechnung  reichte  sie  ein  zum  Behuf  der  Justifikation 
(Edikt  §  75  Rubrik  11.  e.)  seitens  des  Geheimen  Ministeriums. 

Die  Landesregierung  als  0  b  e  r  s  teu  e  r  b  e  h  ö  r  d  e 
erteilte  aber,  nachdem  sie  die  Jahresrechnungen  der  einzelnen 
ihr  untergebenen  Kassen  geprüft ,  selbst  sogleich  Justifikation 
und  hatte  das  Geheime  Ministerium  lediglich  hinterher  die- 
selbe zu  genehmigen  (Edikt  §  69). 

Diese  Abrechnungsformen  existieren  auch  noch  gegenwärtig, 
nur  daß  jetzt  lediglich  eine  Finanzhauptkasse  vorhanden  ist. 
welche  Kassenrapports  und  jährliche  genaue  Übersichten  über 
die  Geschäftsverwaltung  erstattet,  die  vom  direkt  unterm  Staats- 
minister stehenden  Revisionsbureau  (als  einer  Art  Oberrechen - 
kammer)  geprüft  und  dann  dem  Ministerium  unterbreitet  und 
von  ihm  justifiziert  werden. 

Jedenfalls  ist  die  Rechnungsablage  der  Finanzhauptkasse 
(und  früher  schon  bei  der  Obersteuerkasse)  ^)  und  die  sich  daran 
anschließende  Kontrolle  besonders  sorgfältig  und  bedarf  das 
Kontrollwesen  noch  spezieller  Betrachtung. 

3.  Das  Kontrollwesen. 

Da  der  Staat  im  Auftrage  der  staatsbürgerlichen  Sonder- 
wirtschaften mit  deren  ökonomischen  Mitteln  wirtschaftet,  ist  es 
nötig,  daß  die  Staatsverwaltung  einerseits  die  in  dieser  Be- 
ziehung übernommenen  Verpflichtungen  peinlichst  löst,  anderer- 
seits Rechenschaft  über  Leistungen  und  Aufwand  ihren  Auf- 
traggebern oder  deren  Vertretern  erstattet.  Das  staatliche 
Kontrollwesen  ist  also  staatsrechtlich  wie  auch  finanzpolitisch 
und  finanztechnisch  von  der  größten  Bedeutung. 

Die  Rechnungskontrolle  der  Obersteuerkasse  des 
Herzogtums,  die  die  eigentliche  materielle  Gebarung  mit  Staats- 
geldern zum  Gegenstande  hat ,  lag  früher  in  den  Händen  einer 
Mittelbehörde  (Landesregierung  als  Obersteuerbehörde  Edikt 
§  69.)  2)    Diese  beschäftigte  sich  mit  der  Prüfung  der  Ober- 

Die  Kammer  hatte  nicht  einen  umständlichen  Rechenschaftsbericht 
zu  erstatten.  Es  wird  daher  hier  vor  allem  auf  die  Obersteuer  und  die 
spätere  Finanzhauptkasse  eingegangen.  (Vergl.  jedoch  Grundges.  II.  Beü., 
nähere  Grundsätze  zur  Finanzverwaltung,  S.  174,  §  29.) 

2)  Für  die  Kammer  vergl.  Edikt  §  75,  Rubrik  11  d.  und  e. 

5* 
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steuer-Einzelreclinungen  zur  Entlastung  der  Reclinungsleger. 
Heute  erfüllt  diese  Aufgabe  bei  der  Finanzhauptkasse  das  Finanz- 
reclinungsdepartement  (Finanzkontrolleure). 

DieVerwaltungskontrolle,  nicbt  gegen  die  Kassen- 
verwalter und  Verrecbner ,  sondern  gegen  die  anweisenden  Be- 
hörden gerichtet,  lag  in  den  Händen  des  Geheimen  Ministeriums,, 
welches  als  oberste  leitende  Behörde  die  gesetz-,  etats-  und  ver- 
ordnungsmäßige Ausübung  des  finanziellen  Anweisungsrechtes 
prüfte  und  zu  diesem  Behufe  sich  von  der  Landesregierung  als 
Obersteuerbehörde  jährlich  gegen  Ende  des  ersten  Quartals  nach 
dem  Rechnungsschluß  umständlichen  Rechenschaftsbericht  ^)  er- 
statten ließ ,  dem  die  J  ahresrechnungen  der  einzelnen  unter- 
gebenen Kassen  beigefügt  sein  mußten ,  um  nach  Befinden  von 
den  gehörigen  Belegen  Einsicht  nehmen  zu  können  (Edikt  §  69). 
Gegenwärtig  fällt  diese  Aufgabe  dem  Revisionsbureau 
(das  direkt  unterm  Staatsminister  steht)  zu. 

Schließlich  existierte  auch  früher  schon  im  Herzogtum  die- 
Staats-  oder  Verfassungskontrolle,  ausgeübt  durch 
die  Landstände  (Volksvertretung  oder  Landtag). 
Dieselbe  hatte  zu  prüfen,  ob  die  oberen  Verwaltungsorgane,  vor 
allem  die  erste  Finanzverwaltungsbehörde,  die  Staatsmittel  nach 
verfassungsrechtlichen,  gesetzlichen  und  reglementären  Vor- 
schriften verwandt  habe  und  so  die  gewollten  Budgetzwecke  er- 
reicht seien.  Zu  diesem  Zwecke  hatte  die  Regierung  einen  so- 
genannten Rechenschaftsbericht  der  Landschaft  zu  über- 
reichen ,  2)  in  dem  sowohl  über  die  Einnahmen  wie  über  die- 


^)  Edikt  von  1831,  §  69,  Z.  2,  schrieb  nur  für  die  Obersteuer  einen 
umständlichen  Rechenschaftsbericht  vor.  Für  die  Kammer  hieß  es. 
lediglich:  sie  habe  jährlich  die  Hauptrechnung  zum  Behufe  der  Justifikation 
einzureichen  (Edikt  von  1831,  §  75,  11  e,  Z.  4). 

2)  Die  Herzogl.  Staatsregierung  übersendet  im  Namen  des  Herzogs  den 
Rechenschaftsbericht  mit  folgendem  Anschreiben: 

An  getreue  Landschaft.  Den  Rechenschaftsbericht  für  die  Finanz- 
periode  bis  betr. 

Ernst  etc.  etc. 

Getreuer  Landschaft  lassen  -wir  die  Rechenschaftsberichte  über  die 
Finanzhauptverwaltung  und  alle  SpezialVerwaltungen  für  die  Finanz- 
periode  bis  mit  dem  Bemerken,  daß  sämtliche  be- 
zügliche Jahresrechnungen  der  Prüfung  des  Revisionsbureaus  unterlegen. 
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Ausgaben  zusammenfassende  Mitteilungen  enthalten  waren ,  die 
sich  als  Ergebnis  der  Eechnungs-  und  Verwaltungskontrolle 
darstellten,  auch  Begründungen  über  Etatüberschreitungen  und 
sonstige  notwendige  Ergänzungen  enthielten. 

Heute  werden  diese  Rechenschaftsberichte  vom  Ministerium 
der  Landschaft  vorgelegt,  welche  ihre  Genehmigung  zu  erteilen 
hat.  1) 

Die  Rechenschaftsberichte   der   ersten  Jahrzehnte  des 
19.  Jahrhunderts  waren  sehr  lückenhaft.    Es  war  Fachmännern  kaum 
möglich,   einen  vollständigen  Überblick  ^)  über  den  Stand  der  Staats- 
und die  gegen  dieselben  gestellten  Erinnerungen  ihre  Erledigung  ge- 
funden haben,  zur  verfassungsmäßigen  Prüfung  und  Justifikation  in  den 
Anlagen  zugehen. 

Altenburg,  d  

Ernst.       Die  gegenzeichnenden  Minister. 
^)  Früher  (vergl.  Grundges.  §  207)  hieß  es:  Rechenschaft  wird  gelegt 
bezüglich  der  Verwendung  der  Staatsgelder:  zur  Prüfung  seitens  des  Land- 
tags, nicht  zur  Genehmigung. 

2)  Wie  es  z,  B.  1832  bez.  der  Rechenschaftsberichte  des  Herzogtums 
stand,  beweist  eine  Stelle  aus  den  Lbl.  1832 — 35  (S.  177).  Nachdem  daselbst 
zunächst  in  allgemeinen  Redensarten  auseinandergesetzt  ist,  daß  aus  den 
Rechenschaftsberichten  hervorgehe:  daß  den  derzeitigen  Verwaltungsbehörden 
an  sich  nicht  das  Mindeste  zur  Last  zu  legen  sei,  —  daß  man  ersähe,  wie 
eifrig  und  unausgesetzt  die  Behörden  bemüht  gewesen  wären,  die  Lasten  im 
allgemeinen  zu  erleichtern  usw.  usw.  —  wird  seitens  der  Landschaft  energisch 
darauf  hingewiesen,  daß  eine  dem  §  207  des  Grundg,  entsprechende  Prüfung 
der  Rechenschaftsberichte  nicht  vorgenommen  worden  sei.  Auch  warde  das 
Fehlen  einer  Übersicht  der  Kammerrechnung  von  Michaelis  1826  bis  Mich. 
1827  moniert,  infolgedessen  die  Kommission  der  Landschaft  außer  stände 
gewesen  war,  die  Prüfung  der  übrigen  Rechnungsübersichten  auf  dieser 
fehlenden  gehörig  zu  basieren. 

Auch  die  Lbl.  1836—87  bringen  Stellen  (z.  B.  S.  325),  woraus  ersicht- 
lich, daß  es  Wunsch  und  Bedürfnis  der  Landtagsabgeordneten  war,  die 
Rechenschaftsberichte  über  eine  abgewichene  Finanzperiode  sofort  beim 
Beginn  einer  neuen  und  mit  dem  Etatentwurf  für  dieselbe  vorgelegt  zu  be- 
kommen, „weil  solches  eigentlich  eine  nicht  entbehrliche  Grundlage  für  die 
Beratung  des  Bedürfnisses  und  seiner  Deckungs weise  für  die  Zukunft  sei; 
vor  allem  die  Vergangenheit  ins  Auge  gefaßt  und  erörtert  sein  müsse,  wie 
Einnahme  und  Ausgabe  in  dieser  sich  gestaltet  habe".  Das  Begründete  dieses 
Wunsches,  mit  dem  Etat  vollständige  Rechenschaftsberichte  vorgelegt  zu 
erhalten,  wurde  also  damals  zwar  allseitig  anerkannt,  man  führte  aber 
bezüglich  der  Unmöglichkeit  in  jener  Zeit  an,  daß  die  Einrichtung  des 
Rechnungs-  und  Kassenwesens  bei  der  Obersteuer  den  Abschluß  der  Rechnung 
mit  dem  Ablauf  des  Rechnungsjahres  nicht  gestatte,  —  daß  viele  Einnahmen 
und  Ausgaben  erst  im  Verlauf  des  neuen  Rechnungsjahres  sich  übersehen 
ließen,  eingingen  und  in  Anspruch  genommen  würden  und  daß  ohnehin  ja 
die  landschaftliche  Beratung  über  den  neuen  Finanzetat  immer  noch  im 
letzten  Jahre  der  laufenden  Finanzperiode  stattfinde,  mithin  zu  dieser  Zeit 
der  Rechnungsschluß  des  letzten  Jahres  nie  zu  erwarten  sei.    Man  machte 
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finanzen  zu  gewinnen.  Außerdem  wurden  sie  oft  nicht  rechtzeitig  zu 
Gehör  der  Landtagsabgeordneten  gebracht ,  die  doch  auf  Grund  der 
Rechenschaftsberichte  sich  ein  Urteil  über  die  künftigen  Bedürfnisse 
des  Staatswesens  bilden  sollen ,  wurden  auch  (z.  B.  in  den  30er 
Jahren  noch)  nicht  vollständig  gedruckt,  sondern  nur  teilweise  münd- 
lich zum  Vortrag  gebracht. 

Nachdem  mit  dem  ersten  Januar  1849  ^)  eine  Finanzhauptkasse 
geschaffen  worden  war  (in  der  die  Einnahmen  und  Ausgaben  der  vor- 
mals getrennt  gewesenen  Kammer-  und  Obersteuerverwaltung,  in  eins 
verschmolzen ,  in  Erscheinung  traten)  —  könnte  man  meinen ,  daß 
von  da  ab  die  Rechenschaftsberichte  vollkommener  gewesen  wären. 
Die  Lbl.  1849 — 50  bringen  jedoch  nur  in  einer  (auf  Seite  871)  bei- 
gefügten „Übersicht"  erstmalig  die  erheblicheren  Abweichungen  vom 
Etat.  Eine  Vergleichung  der  wirklichen  Einnahmen  und  Ausgaben 
mit  den  Etatssätzen  ist  also  für  damals  aus  den  gedruckten  land- 
schaftlichen Mitteilungen  nicht  möglich.  Immerhin  ist  es  als  Fort- 
schritt zu  bezeichnen,  daß  wenigstens  die  größeren  Etatabweichungen 
in  einer  Tabelle  zusammengefaßt  sind.  Vollständiger  ist  dagegen  der 
Rechenschaftsbericht  der  Finanzkommission :  über  die  Verwaltung  der 
Finanzhauptkasse  im  Jahre  1850. 

Der  25.  Sitzung  des  Landtags  vom  Jahre  1852  ist  zum  ersten 
Male  eine  Beilage  angefügt  ^) ,  in  der  getrennt  die  wirklichen 
Einnahmen  und  Ausgaben  der  Finanzhauptkasse  im  Jahre  1850 
unter  Vergleich  mit  dem  Etat,  wenn  auch  noch  nicht  von  sämtlichen 
Kapiteln ,   rechnungsmäßig  in  übersichtlicher  Tabelle  aufgeführt  sind. 

In  den  weiteren  Finanzperioden  wurden  dann  immer  mehr  Ver^ 
besserungen  und  Erweiterungen  vorgenommen.  So  enthielt  derjenige 
für  die  Periode  1856 — 1858  ^)  außer  den  Finanzhauptrechnungen  die 
Spezialrechnungen  über  folgende  7  SpezialVerwaltungen : 

a)  des  Krankenhauses  zu  Altenburg, 

b)  des  Genesungshauses  zu  Roda, 

c)  der  Straf-  und  Korrektionsanstalt  auf  der  Leuchtenburg  ^), 

deshalb  den  Vorschlag  (der  schon  sehr  viel  früher  einmal  hätte  gemacht 
werden  können),  erst  in  der  übernächsten  Finanzperiode  allemal  die  Rechen- 
schaft über  die  Verwaltung  der  vorletzten  Periode  zur  Beratung  zu  ziehen 
(so  daß  z.  B.  dem  Landtag  1840  die  Rechenschaft  über  die  Finanzperiode 
bis  18B6  inkl.  —  dem  von  1844  die  Rechenschaft  über  die  Periode  1837  bis 
1840  inkl.  usw.  vorzulegen  sein  würde). 

Also  nicht  einmal  über  die  zweckmäßigste  Zeit  der  Vorlegung  eines 
Rechenschaftberichts  war  man  sich  klar,  viel  weniger  über  die  zweckmäßigste 
Gestaltung  eines  solchen. 

^)  Über  die  allmähliche  Verbesserung  bezüglich  Entwicklung  der  Finanz- 
hauptetats, mit  denen  natürlich  die  Entwicklung  bezüglich  Verbesserung  der 
Rechenschaftsberichte  Hand  in  Hand  gehen  mußte,  siehe  das  Kapitel  ^Das 
Etatwesen 

2)  Lbl.  1851—53,  S.  376. 

3)  Lbl.  1860-62,  II.  Abt.,  S.  195. 

Die  Strafanstalt  auf  der  Leuchtenbur^  wurde  1.  Juli  1871  gänzlich 
aufgelöst,  nachdem  infolge  Vortrags  mit  der  Königl.  preuß.  Re  gierung  zu 
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d)  des  Landesgefängnisses  und  der  Anstalt  für  jugendliche  Kor- 
rigenden zu  Altenburg 

e)  des  Herzogl.  Kontingents, 

f)  des  Staatsdiener^Pensionsfonds 

g)  der  allgemeinen  Diener-,  Witwen-  und  Waisen-Sozietät. 
Auch  war  die  Einteilung  und  Rubrizierung  eine  neue.    Im  engen 

Anschluß  an  den  diesfallsigen  Etat  zerfiel  der  Rechenschaftsbericht 
1856—58  3) : 

A.  in  der  Einnahme  in  die  Abteilungen  : 

a)  an  Einnahmen,  welche  auf  den  Stock  des  Vermögens  Ein- 
fluß haben,  und 

b)  an  Einnahmen,  aus  dem  Ertrag  des  Dominial-  und  Landes- 
vermögens ; 

B.  in  der  Ausgabe  in  die  Abteilungen : 

a)  an  Ausgaben  ,  welche  auf  den  Stock  des  Vermögens  Ein- 
fluß haben,  und 

bj  an  Ausgaben  an  auf  dem  Vermögensstock  ruhenden  Lasten 
und  Abgang  von  Einkünften, 

c)  an  Ausgaben  auf  Gewinnung  der  Einkünfte  und  Nutzbar- 
machung des  Vermögensstocks, 

d)  an  Herzoglicher  Zivilliste, 

e)  an  Ausgaben  auf  die  Staatsregierung  und  Verwaltung, 

f)  zu  Pensionen  und  Gnadenabgaben, 

g)  Reservefonds  und  Insgemein. 

Von  ausschlaggebender  Bedeutung  für  die  Gestaltung  der  Rechen- 
schaftsberichte und  deren  Inhalt  war  die  Periode  1862  —  64,  denn 
von  diesem  Zeitpunkt  ab  änderte  sich  nicht  allein  die  Form  des 
Hauptfinanzetats  ,  sondern  auch  die  der  Finanzhauptrechnung  und  — 
im  engen  Zusammenhang  damit ,  weil  auf  der  Finanzhauptrechnung 
basierend  —  des  Rechenschaftsberichts. 

Da  bereits  im  Kapitel  über  das  Etatswesen  vieles  auch  hierher 
Gehörige  gesagt  werden  mußte ,  so  sei  hier  nur  das  Fehlende  an- 
gefügt. 

Der  Rechenschaftsbericht  1862 — 64  wurde  in  der  äußeren  Form 


Merseburg  sämtliche  Strafgefangenen  und  Korrigenden  von  der  Leuchtenburg 
am  15.  Februar  1871  nach  der  Strafanstalt  zu  Zeitz  übergeführt  worden 
waren  (Lbl.  1874—76,  IL  Abt.,  S.  291  unter  B.  Zeile  8  v.  u.). 

1.  Juli  1859  wurde  das  Landesgefängnis  und  die  Anstalt  für  jugend- 
liche Korrigenden  zu  Altenburg  aufgehoben;  die  Rechnung  dieses  Instituts 
am  14.  Juni  1860  geschlossen  (vergl.  Lbl.  63—65,  L  Abt.,  S.  226,  1.  Hälfte 
Z.  9  V.  u.). 

2)  Gemäß  der  mit  der  Landschaft  getroffenen  Vereinbarung  wurde  der 
Staatsdienerpensionsfonds  mit  dem  31.  Dez.  1861  wieder  aufgehoben  und  sind 
die  auf  ihn  überwiesen  gewesenen  Pensionen  vom  1.  Juli  18(j2  an  auf  das 
allgemeine  Pensionskapitel  überwiesen  worden  (vergl.  Lbl.  1863 — 1865,  II.  Abt., 
S.  261  Rubrik  „ad  6"  oder  Bl.  63-65,  L  Abt.,  S.  227,  2.  Hälfte  Z.  7  v.  o.). 

3)  Lbl.  1860—62,  IL  Abt.,  S.  195  unten  —  unter  I. 


—    72  — 


gänzlich  umgestaltet.  Durch  Vergleich  mit  dem  Rechenschaftsbericht 
1859 — 61  wird  diese  Behauptung  begründet. 

In  der  I.  Beilage  zum  Bericht  der  Finanzkommission  (den 
Rechenschaftsbericht  über  Einnahme  und  Ausgabe  bei  der 
Finanzhauptkasse  in  der  Finanzperiode  1859—61  betr.)  ist  folgende 
Einteilung  gegeben  : 

Erster  Abschnitt :  Zusammenstellung  der  Hauptergebnisse  1859 — 1861. 

A.  Die  Einnahme. 

B.  Die  Ausgabe. 

C.  Vergleichung  der  Einnahme  mit  der  Ausgabe. 

Zweiter  Abschnitt :  Im  Etat  vorgesehene  (laufende)  Einnahmen  und 
Ausgaben. 

Dritter  Abschnitt :  Im  Etat  nicht  vorgesehene,  aber  landschaftlich  be- 
sonders verwilligte  Ausgaben. 
Vierter  Abschnitt :  Veränderungen  im  Vermögensstock. 

A.  Aktivvermögen. 

I.  Veränderungen  im  Grundbesitz. 

II.  Veränderungen  in  den  Aktivkapitalien. 

III.  Veränderungen  in  den  fiskalischen  Gerechtsamen. 

IV.  Veränderungen  in  den  Beständen. 
V.  Sonstige  Erwerbungen. 

VI.  Zusammenstellung. 
VII.  Vergleichung  mit  dem  Etat. 

B.  Passiv-Status. 

I.  Schuldentilgung. 

II.  Dem  Fiskus  aufhaftende  Lasten. 

III.  Zusammenstellung. 

IV.  Vergleichung  mit  dem  Etat. 

C.  Zusammenstellung  von  A.  und  B. 

I.  Verbesserung  des  Passiv-Status  (B.). 
Hiervon  ab  :  II.  Verminderung  des  Aktivvermögens  (A.). 

III.  Verbesserung  des  Gesamtvermögens  in  der  Wirklichkeit. 

IV.  Vergleich  von  C.  III.  mit  dem  Etat. 
Fünfter  Abschnitt :  Rechnungsbestand. 

Der  Rechenschaftsbericht  1862 — 1864  hat  folgende 
äußere  Form  : 

Erster  Abschnitt  :  Übersicht  über  die  gesamte  Einnahme  und  Ausgabe 
unter  Vergleichung  derselben  mit  dem  Etat  nach  dessen 
einzelnen  Positionen. 

Erster  Teil:  Veränderungen  im  Vermögensstock. 

A.  Einnahme. 

B.  Ausgabe. 
Bilanz. 


1)  Lbl.  1863—65,  II.  Abt.,  S.  235. 
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Zweiter  Teil:  Bestände. 

A.  Einnahme. 

B.  Ausgabe. 
Bilanz. 

Dritter  Teil:  Laufende  Staatsverwaltung. 

A.  Einnahme  (5  Abteilungen). 

B.  Ausgabe  (3  Abteilungen  mit  vielen  Unterabteilungen). 
Vergleichung  der  Einnahme  mit  der  Ausgabe. 

Zweiter  Abschnitt :  Zusammenstellung  der  Hauptergebnisse  bei  der 
laufenden  Staatsverwaltung. 

A.  Einnahme. 

B.  Ausgabe. 

C.  Vergleichung  der  Einnahmen  mit  den  Ausgaben. 

D.  Gesamtergebnis  aus  A,  B,  C. 

Dritter  Abschnitt :  Im  Etat  vorgesehene  Einnahme  und  Ausgabe  (Etat- 
mäßige oder  laufende  Einnahme  und  Ausgabe). 

Vierter  Abschnitt :  Im  Etat  nicht  vorgesehene,  aber  landschaftlich  be- 
sonders verwilligte  Ausgaben. 

Fünfter  Abschnitt :  Veränderungen  im  Vermögensstock. 
I.  Domanialvermögen. 

A.  Einnahmen    aus    dem  Domanial-Vermögensstock  (dem 
Stock  entnommen). 

B.  Ausgaben  für  den  Domanial-Vermögensstock  (Verwen- 
dungen in  den  Stock). 

C.  Vergleich. 

D.  Veränderungen   in    den    einzelnen    Bestandteilen  des 
Domanialvermögens. 

II.  Staatsvermögen. 

A.  Einnahmen  aus  dem  Staatsvermögen   (dem  Vermögen 
entnommen). 

B.  Ausgaben  für  das  Staatsvermögen   (Verwendungen  in 
das  Vermögen). 

C.  Vergleich. 

D.  Veränderungen  in  den  einzelnen  Bestandteilen  des  Staats- 
vermögens. 

III.  Schuldentilgung. 

A.  Einnahme  (Sollbetrag).  ^) 

B.  Ausgabe  (wirkliche  Schuldentilgung). 

C.  Vergleichung. 

1.  Einnahme  (Sollbetrag). 

2.  Ausgabe  (wirkliche  Schuldentilgung). 

3.  Mehrbetrag  der  wirklichen  Schuldentilgung  über  den 
Sollbetras. 


^)  D.  h.  die  für  die  Schuldentilgung  im  Etat  festgesetzte  Summe,  die 
ausgegeben  werden  soll. 
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D.  Netto-Schuldentilgung. 

1.  Zurückgezahlte  Passivkapitalien. 

2.  Neu  aufgenommene  Passivkapitalien. 

3.  Betrag   der  wirklichen   Schuldentilgung  oder  Ver- 
minderung des  Passivkapitalstockes. 

E.  Vergleichung  mit  dem  Etat. 

1.  Wirkliche  Schuldentilgung. 

2.  Im  Etat  vorgesehene  Schuldentilgung. 

3.  Außeretatmäßige  Schuldentilgung. 
Sechster  Abschnitt :  Bestände. 

Es  ist  aus  diesen  beiden  Berichten  sofort  ersichtlich ,   daß  der- 
jenige für  1862  —  64  eine  viel  klarere  Einteilung,  präzisere  Abgrenzung 
der  einzelnen  Rubriken  enthält,  als  derjenige  von  1859 — 61.  Während 
man  bisher  die  Veränderungen  im  Vermögensstock  und  die  Bestände 
mit  der  laufenden  Verwaltung  vereinigt  behandelte,   wies  der  neuere 
Bericht  im  ersten  Abschnitt  die  drei  getrennten  Rubriken  auf : 
I.  Teil :  Veränderungen  im  Vermögensstock. 
IL  Teil:  Bestände. 
III.  Teil :  Laufende  Staatsverwaltung. 

Dies  ist  die  wichtigste  Änderung,  wodurch  die  Übersichtlichkeit 
der  künftigen  Berichte  sehr  gewann. 

Im  fünften  Abschnitt  (Veränderungen  im  Vermögensstock)  hatte 
man  mit  Rücksicht  auf  die  Fortführung  des  Domanialinventars  in  den 
einzelnen  Kapiteln  zwischen  Domanial-  und  Staatsvermögen  unter- 
schieden,  doch  machte  ein  Höchster  Erlaß  —  (13.  Oktober  1864, 
LbL  1863  —  65,  IL  Abt.,  No.  41,  S.  171)  —  extra  darauf  aufmerksam, 
daß  durch  die  in  den  Rechenschaftsberichten  enthaltene  Teilung  in 
keiner  Weise  der  künftigen  Vereinbarung  mit  der  Landschaft  über 
das  Domanial-Inventar  vorgegriffen  sein  sollte.  — 

Was  Einzelheiten,  wie  Rubrizierung  und  Stellung  der  Kapitel  usw. 
anbetrifft,  so  ist  darüber  bereits  im  Kapitel  über  das  Etatwesen  das 
Wichtigste  bemerkt  worden.  Nur  eins  sei  hier  nochmals  besonders 
erwähnt :  Die  Einführung  einer  Beständerechnung  auch  im  Rechenschafts- 
bericht. Dieser  Beständerechnung  wurden  zugewiesen  :  die  aus  früheren 
Finanzperioden  herrührenden  Einnahmen  und  Ausgaben,  ferner  die  in 
bezug  auf  solche  vorkommenden  Restitutionen  ,  Kaduzitäten  und  Er- 
lasse. Ebenso  wurden  in  die  Beständerechnung  einrubriziert :  die 
Aktiv-  und  Passiv-Überschüsse  der  laufenden  Staatsverwaltung  und 
endlich  die  sonstigen ,  den  Beständen  für  die  laufende  Verwaltung 
resp.  für  die  Verbesserung  des  Vermögensstocks  entnommenen  Mittel. 

Der  Rechenschaftsbericht  auf  die  Finanzperiode  1875  —  77  unter- 
scheidet sich  von  dem  auf  die  Periode  1872  —  74  wieder  in  der 
äußeren  Form.  Während  noch  1872 — 74  unter  „Veränderungen  im 
Vermögensstock"  und  „Laufende  Verwaltung"  eine  Trennung  zwischen 
Domanialfiskus  und  Staatsfiskus   durchgeführt   war ,   fiel   dieselbe  in 
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sämtlichen  Kapiteln  dieser  Teile  im  Rechenschaftsbericht  1875 — 77 
weg.  Der  Grund  davon  war  das  Gesetz  vom  29.  April  1874 ,  die 
definitive  Regulierung  der  Rechtsverhältnisse  vom  Domänenvermögen 
betr.  Auf  Grund  dieses  Gesetzes  war  die  Teilung  des  Domänen- 
vermögens zwischen  dem  Domänenfideikommis  des  Herzogl.  Hauses 
Sachsen-Altenburg  und  dem  Herzogl.  Sachsen- AI tenburgischen  Staats- 
fiskus am  1.  Oktober  1874  zur  Durchführung  gebracht  worden.  Der 
fragliche  Rechenschaftsbericht  hatte  also  eine  besondere  Bedeutung, 
insofern ,  als  Einnahmen  und  Ausgaben  in  wesentlichen  Teilen  der 
Staatsverwaltung  vollständig  verändert  waren,  und  die  Resultate  dieser 
Periode  (1875 — 77)  einen  Prüfstein  für  den  Domanial vertrag  und  die 
durch  selbigen  geschaffenen  Zustände  selbst  bildeten. 

Ein  wichtiges  Glied  in  der  Kette  der  Reformen,  die  1862  ihren 
Anfang  genommen  hatten ,  war  endlich  der  „Nachtrag  zu  den  Be- 
stimmungen über  das  Finanzrechnungswesen"  ^) ,  welcher  auch  für 
die  Rechenschaftsberichte  manches  Fortschrittliche  bot.  In 
dem  Bericht  der  Finanzkommission  über  diesen  —  (mittels  Höchsten 
Erlasses  vom  12.  November  1883  vorgelegten)  —  Nachtrag  zu  den 
Bestimmungen  über  das  Finanzrechnungswesen  ^)  wurde  zunächst  an- 
erkannt ,  daß  in  bezug  auf  Anordnung  und  Einteilung  der  Rechen- 
schaftsberichte stetige  Verbesserungen  stattgefunden  hätten.  Doch 
verschwieg  man  andererseits  nicht ,  daß  zur  Gewinnung  eines  voll- 
ständigen Überblicks  über  die  gesamte  Finanzverwaltung  und  das 
Rechnungswesen  die  seitherige  Einrichtung  in  mancher  Beziehung  der 
weiteren  Ergänzung  und  Vervollständigung  bedürfe. 

Bezüglich  der  Rechenschaftsberichte  hob  man  hervor ,  daß  die- 
selben die  wünschenswerten  Mitteilungen  über  die  neben  der  Finanz- 
hauptrechnung geführten  verschiedenen  SpezialVerwaltungen  vermissen 
ließen ,  außerdem  bedürften  die  im  ersten  und  zweiten  Teil  der 
Rechenschaftsberichte  enthaltenen  „Veränderungen  im  Vermögensstock" 
und  „Veränderungen  in  den  Beständen"  der  Vervollständigung.  Die 
seitherigen  Zusammenstellungen  waren  nämlich  lediglich  eine  ziffern- 
mäßige Darstellung  der  Kassenbewegungen  der  betreffenden  Fonds. 
Es  ward  aber  daraus  nicht  ersichtlich ,  wie  hoch  sich  am  Schlüsse 
der  Finanzperiode  der  gesamte  Vermögensstock,  wie  hoch 
sich  die  Summe  der  Bestände  überhaupt ,  nicht  bloß  der  ab- 
gelaufenen Periode  bezifferte. 

Der  Nachtrag  zu  den  Normativbestimmungen  über  das  Finanz- 
rechnungswesen sollte  und  wollte  diese  angedeuteten  Lücken  durch 
getroffene  Vorkehrungen  wenigstens  zum  Teil  ausfüllen. 

Nachdem  die  Landschaft  alle  diesbezüglichen  Vorlagen  durch- 


1)  Der  Höchste  Erlaß  betr.  diesen  Nachtrag  war  vom  12.  Nov.  1883: 
die  Beratung  hierüber  erfolgte  in  der  14.  Sitzung  des  Landtags,  am  24.  März 
1884  (vergl.  Bl.  1883—85,  1.  Abt.,  S.  220  ff.).  Der  Nachtrag  ist  enthalten 
in  den  Lbl.  1883—85,  IL  Abt.,  S.  69. 

2)  Lbl.  1883—85,  1.  Abt.,  S.  220. 
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l)eraten ,  ließ  sie  die  Ergebnisse  in  einem  Anschreiben  in  die  Hände 
der  Regierung  gelangen.  Das  Wichtigste  bezüglich  der  Rechenschafts- 
berichte (und  des  damit  in  engem  Zusammenhang  Stehenden  :  wie  des 
Etats-  und  Rechnungswesens)  war  :  ^) 

Künftig  ist  der  Finanzhauptetat  nebst  den  dazu  gehörigen 
Spezialetats  und  der  Rechenschaftsbericht  in  der  nach- 
stehenden Weise  aufzustellen  und  dazu  die  in  folgendem  angegebenen 
Nachweisungen  vorzulegen  : 

1.  Mit  dem  gedruckt  vorzulegenden  neuen  Finanzhauptetat  sind 
jedesmal  gleichzeitig  auch  die  dazu  gehörigen  Spezialetats,  ingleichen 
der  Besoldungsetat  der  Herzogl.  Landesbank,  sowie  der  Rechenschafts- 
bericht über  die  abgelaufene  Wirtschaftsperiode,  und  zwar  allenthalben 
mit  den  dazu  gehörigen  Erläuterungen  in  der  erforderlichen  Anzahl 
von  Exemplaren  gedruckt  vorzulegen. 

2.  Der  Rechenschaftsbericht  hat  das  ganze  Gebiet  der  Finanz- 
verwaltung zu  umfassen  und  zu  erschöpfen  und  deshalb  nicht  bloß 
über  die  in  dem  Finanzhauptetat  verwilligten  Einnahmen  und  Aus- 
gaben ,  sondern  gleichzeitig  entweder  im  Bericht  oder  in  besonderen 
Beilagen  über  alle  SpezialVerwaltungen  ohne  Rücksicht  auf  ihren  un- 
mittelbaren Zusammenhang  mit  dem  Finanzhauptetat  —  insbesondere 
über  die  Verwaltung  aller  Spezialfonds  —  Rechenschaft  zu  geben,  so 
weit  dies  nicht,  wie  z.  B.  bei  der  Brandkasse  ,  bereits  gesetzlich  ge- 
ordnet ist.    Endlich  sind  : 

3.  Gleichzeitig  mit  dem  Rechenschaftsbericht  und  dem  Finanz- 
hauptetat zu  übergeben : 

a)  Der  summarische  Abschluß  des  Staatsrechnungswerkes  auf 
die  beiden  abgelaufenen  Jahre  der  Finanzperiode. 

b)  Ein  Verzeichnis  der  verzinslich  angelegten  Kapitalien  des 
Vermögensstocks,  der  Bestände  und  des  Betriebskapitals  bezügl. 
der  Finanzhauptkasse  per  1.  Juli  des  letzten  Jahres  der  ab- 
gelaufenen Wirtschaftsperiode  nach  dem  Nominal-  und  Kurswert. 

c)  Der  Abschluß  sämtlicher  Kassen  auf  die  ersten  9  Monate 
desselben  Jp.hres. 

d)  Ein  Verzeichnis  der  in  der  laufenden  Finanzperiode  auf  den 
Vermögensstock  und  die  Bestände  verwiesenen  landschaftlichen 
Verwilligungen. 

e)  Der  Abschluß  der  Landesbank  über  die  beiden  ersten  Quartale 
und  womöglich  auch  über  das  dritte  Quartal  des  letzten 
Jahres  der  abgelaufenen  Wirtschaftsperiode. 

f)  Zu  den  verschiedenen  Zweigen  der  Verwaltung  ein  Nachweis 
über  die  bei  denselben  angestellten  Beamten  und  Hilfsarbeiter 
unter  Angabe  der  Zahl  jeder  Kategorie,  des  jedem  derselben 
ausgesetzten  Gehaltes ,  der  Nebenbezüge ,  der  Diätal-  und 
Reisekosten  —  soweit  sie  nicht  durch  Reglement  festgestellt 


1)  Vergl.  weiteres  Lbl.  1883-85,  H.  Abt.,  S.  38. 
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sind  —  der  Naturalbezüge  bezüglich  nach  ihrer  Veranschlagung^ 
sowie  der  Rezeptionssumme  bei  der  Witwensozietät.  Endlich 
g)  Die  Rechnungen  über  die  Verwaltung  der  Witwensozietät  auf 
die  ersten  beiden  Jahre  der  laufenden  Finanzperiode  (§  34 
der  II.  Beil.  z.  Grundg.  v.  29.  April  1831). 

Das  oben  erwähnte  Anschreiben  der  Landschaft  (vom  24.  März 
1884)  an  die  Staatsregierung  war  für  die  künftigen  Zeiten  von  maß- 
gebenstem  Einfluß. 

Die  Rechenschaftsberichte  geben  auf  Grund  der  für  sie  vor- 
geschriebenen bestimmten  Anweisung  fortan  ein  genaues  Bild  des 
Herzogl.  Sachsen-Altenburgischen  Staatsfinanzwesens. 

Seit  jener  Zeit  sind  bedeutendere  Änderungen  an  der  äußeren 
Form  der  Rechenschaftsberichte  nicht  vorgekommen ,  wie  ja  ebenso 
diejenigen  bezüglich  des  Finanzhauptetats  damals  ihren  Abschluß 
fanden.  — 

Eine  Vergleichung  der  in  den  Rechenschaftsberichten  zum 
Ausdruck  kommenden  wirklichen  Staatseinnahmen  und  —  -aus- 
gaben mit  den  aufgestellten  Finanzhauptetats,  ist  seit  1875  gut 
möglich ,  weil  von  diesem  Zeitpunkt  ab  bis  heute  die  Grrund- 
linien  der  Rechenschaftsberichte  dieselben  geblieben  sind.  Diese 
Vergleichung  (1875—1907)  ist  auch  in  den  betrefienden  Kapiteln, 
wo  die  Ergebnisse  der  Rechenschaftsberichte  behandelt  wurden^ 
durchgeführt. 

Die  heutigen  Rechenschaftsberichte  ^)  sind  sehr  durchsichtig, 
vollständig  und  übersichtlich  und  ermöglichen,  was  früher  nicht 
der  Fall  war :  sich  ein  Gesamturteil  über  die  Finanzwirtschaft 
des  Herzogtums  zu  bilden. 

Auch  heute  noch  liegt  die  Staatskontrolle  in  den 
Händen  der  Landschaft.  Sie  wählt  zu  diesem  Zwecke  aus  ihrer 
Mitte  eine  Kommission  (Finanzkommission).  Dieselbe  nimmt 
zunächst  eine  genauere  Kontrolle  mit  allen  in  den  Rechenschafts- 
berichten enthaltenen  Einzelheiten  (in  Kommissionssitzungen) 
vor  und  erstattet  dann  durch  ihren  Referenten  in  einer  Plenar- 


^)  Dem  Rechenschaftsbericht  über  die  Finanzhauptverwaltung  werden 
jedesmal  beigefügt:  a)  die  Nachrichten  über  die  Staatsdiener- Witw en- 
und  Waisen-Societätskasse,  b)  der  Rechenschaftsbericht  über  die  all- 
gemeine Schulkasse,  c)  der  Rechenschaftsbericht  über  die  Landschul- 
lehrer-Pensionskasse, d)  die  Nachweisung  über  die  Herzogl.  Waisen- 
institutskasse, endlich  e)  die  Nachweisung  über  den  Militär-Steil - 
vertretungs-Nebenfonds.    (Vergl.  Lbl.  1901—03,  II.  Abt.,  S.  118.) 
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Sitzung  der  Landschaft  „Bericht  über  den  ßechenscliaftsbericlit", 
wobei  Bemerkungen ,  Anfragen  ,  Monierungen  usw.  seitens  der 
Landschaftsmitglieder  nicht  ausbleiben. 

Den  Abschluß  der  Staatskontrolle  bildet  endlich  die  seitens 
der  gesamten  Volksvertretung  erteilte  Entlastung  in  Gestalt 
einer  Erklärungsschrift  ^)  an  den  Herzog. 

War  auch  das  Kontrollwesen  am  Anfang  des  vorigen  Jahr- 
hunderts noch  nicht  so  bis  ins  kleinste  durchgebildet ,  kannte 
man  damals  noch  nicht  die  Durchsichtigkeit ,  Klarheit ,  Über- 
sichtlichkeit unserer  jetzigen  E/Cchenschaftsberichte ,  hatte  man 
bis  1866  2)  noch  kein  direkt  unter  dem  Staatsminister  stehendes 
Revisionsbureau  zur  Kontrolle  der  Staatsfinanzen ,  —  so  ver- 
besserte sich  dieses  alles ,  wenn  auch  langsam  so  doch  stetig, 
nach  der  Herausgabe  des  Grrundgesetzes,  und  sind  vor  allem  in 
den  60  er  und  70  er  Jahren  diejenigen  Mängel  völlig  beseitigt 
worden ,  die  auch  1849  bei  der  Vereinigung  des  Kamerai-  und 
Landesvermögens  noch  existierten. 

^)  Eine  solche  „Erklärungsschrift"  der  Landschaft  lautet  heute  folgender- 
maßen: 

An  Seine  Hoheit. 

Landschaftliche  Erklärungsschrift  auf  den  Höchsten  Erlaß,  den  Rechen- 
schaftsbericht für  die  Finanzperiode  bis  betr. 

Durchlauchtigster  etc.  etc. 

Der  von  Ew.  Hoheit  mittels  Höchsten  Erlasses  vom  der 

ehrerbietigst  unterzeichneten  Landschaft  zur  verfassungsmäßigen  Prüfung 
und  Justifikation  vorgelegte  Rechenschaftsbericht  über  die  Finanzhaupt- 
verwaltung und  die  SpezialVerwaltungen  für  die  Finanzperiode  ...... 

bis  ist  auf  den  von  der  landschaftlichen  Finanzkommission  er- 
statteten Bericht  Gegenstand  der  Beratung  in  der  heutigen  landschaft- 
lichen Plenarsitzung  gewesen,  infolge  deren  die  ehrerbietigst  unterzeichnete 

Landschaft  die  vorgelegte  Finanzhauptrechnung  auf  die  Etatperiode  

bis  nebst  den  beigefügten  Spezialrechnungen  als  richtig  an- 
erkannt hat  und  die  Justifikation  derselben  unter  ausdrücklicher  Gut- 
heißung der  vorgekommenen  Abweichungen  vom  Etat,  sowie  der  in  dem 
Berichte  erwähnten  ohne  landschaftliche  Bewilligung  erfolgten  Ausgaben 
ausspricht  und  in  unerschütterlicher  Treue  verharrt 

Altenburg,  den  

Euer  Hoheit  getreue  Landschaft 

 ,  Präsident. 

2)  Gesetz  vom  14.  März  1866  Art.  8  a. 


Lebenslauf. 

Als  Sohn  des  Konrektors  Robert  Martin  und  seiner  Ehe- 
frau Augusta  geb.  Hempel  wurde  ich,  Ernst  Robert  Martin, 
am  17.  März  1881  zu  Altenburg,  S.-A.,  geboren.  Meinem  Be- 
kenntnis nach  bin  ich  evangelisch ,  meiner  vStaatsangehörigkeit 
nach  Sachsen-Altenburger  (durch  Abstammung)  und  seit  28.  April 
1903  auch  Preuße  (durch  Niederlassung  in  Halle  a./S.).  Ich  be- 
suchte zunächst  mehrere  Jahre  die  Reichenb achschule  für  Knaben, 
dann  das  Herzogliche  Ernst-Realgymnasium  zu  Altenburg,  S.-A., 
welches  ich  Ostern  1901  mit  dem  Zeugnis  der  Reife  verließ. 
Hierauf  studierte  ich  in  Jena,  Leipzig  und  Halle  a./S.  Staats- 
wissenschaften, Jurisprudenz  und  Philosophie. 

Meine  Lehrer  waren  in  Jena  die  Herren :  Gutzmer,  Thomä, 
Winkelmann;  in  Leipzig  die  Herren:  Rinding,  Bücher,  Eulen- 
burg, Hasse,  Heinze,  Mitteis,  Stieda,  Studniczka,  Volkelt,  Wind- 
scheid ;  in  Halle  a./S.  die  Herren :  Abert,  Aschaffenburg,  Brode^ 
V.  Brünneck  ,  Conrad  ,  Eitzbacher  ,  Friedberg  ,  Hesse  ,  Litten, 
Loening,  Rehme,  Riehl,  Schnitze,  Schwarz,  Sommerlad,  Stammler, 
W  aentig. 

Allen  diesen  Herren  bin  ich  zu  lebhaftem  Danke  verpflichtet, 
besonders  aber  Herrn  Geheimrat  Professor  Dr.  Conrad,  der  die 
vorliegende  Arbeit  anregte  und  mir  bei  Abfassung  derselben 
stets  auf  das  liebenswürdigste  mit  Rat  und  Tat  beigestanden  hat. 

Ebenso  schulde  ich  Dank  der  XJniversitsbibliothek  zu 
Halle  a./S.  und  ihrem  Direktor  Herrn  Geheimrat  Dr.  Ger- 
hard; dem  Vorstand  des  Herzoglich  Sächsischen  Ministeriums 
zu  Altenburg,  Abteilung  für  Finanzen,  Herrn  Geheimen  Staats- 
rat Gerber;  dem  Geheimen  Staatsarchiv  zu  Altenburg  und 
ihrem  Archivar,  Herrn  Geheimen  Regierungsrat  Lange,  endlich 
der  Herzoglichen  Bibliothek  zu  Altenburg  und  ihrem  Biblio- 
thekar, Herrn  Geheimen  Hofrat  Professor  Dr.  Kluge,  welche 
mir  alle  in  liebenswürdigster  Weise  sonst  schwer  zugängliches 
Material  zur  Verfügung  stellten. 


Der  Teildruck 
wurde 

durch  die  Holie  PhilosopHsche  Fakultät 
der 
Universität 
Halle- Wittenberg 
unterm  23.  Juni  1909 
genehmigt. 


Die  ganze  Schrift 

soll  bei  der 
Hof  buchh  andlun  g 
von  Oskar  Bonde 
Altenburg,  S.-A., 
erscheinen. 


Druck  von  Oskar  Bonde  in  Altenburg,  S.-A, 


